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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Abfallbeseitigungsgesetzes 
— Drucksache 10/2885 — 

zu dem von der Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachten 

Entwurf  eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Abfallbeseitigungsgesetzes 
— Drucksache 10/3630 — 

zu dem von der Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachten 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Abfallbeseitigungsgesetzes 
— Drucksache 10/3629 — 

zu dem von der Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachten 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Altölgesetzes 
— Drucksache 10/1435 — 

zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Konzept für eine umweltverträgliche Abfallwirtschaft 
— Drucksache 10/2601 — 

A. Problem 

Das Abfallbeseitigungsgesetz regelt in erster Linie die Abfall-
beseitigung im engeren Sinne, die eine möglichst umweltscho-
nende Behandlung und Ablagerung von Abfällen gewährlei-
stet. Gesichtspunkte der Abfallvermeidung und Abfallverwer-
tung werden dagegen im Gesetz bisher nur wenig berücksich-
tigt. 
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Diese Gesichtspunkte sollen durch entsprechende Änderun-
gen des Gesetzes stärker rechtlich verankert werden. 

Außerdem sollen der Anteil von Schadstoffen in Abfällen ge-
senkt, die Sicherheit der Beseitigung von Sonderabfällen 
durch technische Vorschriften erhöht, vor Inkrafttreten des 
Abfallbeseitigungsgesetzes stillgelegte Abfallbeseitigungsan-
lagen künftig stärker überwacht sowie die Beseitigung syn-
thetischer Öle und schadstoffhaltiger Altöle schärferen Anfor-
derungen unterworfen werden. 

B. Lösung 

1. Der Gesetzentwurf in Drucksache 10/2885 sieht dazu unter 
anderem vor: 

— Die Verwertung von Abfällen gilt als integrierter Be-
standteil der Einsammlung, Beförderung, Behandlung, 
Lagerung und Ablagerung von Abfällen. 

— In das Abfallbeseitigungsgesetz wird ein Gebot zur 
Verwertung von Abfällen aufgenommen. In Industrie 
und Gewerbe richtet sich die Vermeidung von Abfällen 
nach den Vorschriften des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes. 

— Die Verwertung von Abfällen erhält Vorrang vor der 
hergebrachten Abfallbeseitigung, soweit sie technisch 
möglich und wirtschaftlich ist. 

— Die Bundesregierung erläßt eine Technische Anleitung 
Abfall, in der unter anderem den Sonderabfällen be-
stimmte technische Beseitigungsverfahren zugeordnet 
werden. 

— Aus Gründen der Umweltvorsorge kann die abfall-
rechtliche Überwachung auf Abfallablagerungen aus-
gedehnt werden, die vor dem Inkrafttreten des Abfall-
beseitigungsgesetzes (11. Juni 1972) erfolgten. 

— Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die ge-
trennte Erfassung besonders schadstoffhaltiger Abfäl-
le, Rücknahmepflichten für Produzenten schadstoffhal-
tiger Gebrauchsgüter und Kennzeichnungspflichten 
zur Information des Verbrauchers über eine umwelt-
verträgliche Entsorgung und Verwertung vorzuschrei-
ben. Rücknahmepflichten oder Pfandregelungen sollen 
den bestehenden § 14 AbfG im Bereich der Verpackun-
gen und Behältnisse ergänzen. 

— Unter das Altölgesetz fallen künftig nur noch be-
stimmte gebrauchte Öle, die ohne schädliche Umwelt-
einwirkungen verwertet werden können. 

2. Die Gesetzentwürfe der Fraktion DIE GRÜNEN enthalten 
im wesentlichen folgende Regelungsvorschläge: 

2.1 Der Gesetzentwurf in Drucksache 10/3629 sieht vor allem 
vor, daß Vermeidung, Wiederverwendung und Verwertung 
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integrale Bestandteile des Abfallbeseitigungsgesetzes 
werden, das zum Abfallwirtschaftsgesetz werden soll. 
Ferner sollen folgende verbindliche Prioritäten festgelegt 
werden: Vermeidung vor Wiederverwendung vor Verwer-
tung vor Beseitigung. 

Die Verbrennung soll generell unter den Terminus der 
Beseitigung fallen, für Papier und Pappe soll die obligato-
rische Verwertung eingeführt und für die Lagerung, Be-
handlung sowie die Beseitigung von Abfällen und für die 
Verwertung gefährlicher Abfälle der Stand der Technik 
vorgeschrieben werden. 

2.2 Nach dem Gesetzentwurf in Drucksache 10/3630 soll zur 
Reduzierung des Abfallaufkommens ab 1988 für Getränke-
verpackungen aus recyclierbarem Material das Mehrweg-
system vorgeschrieben werden, zu dessen Durchsetzung 
ein Zwangspfand vorgesehen werden soll. Ferner sollen 
die Erhebung einer gestaffelten Verpackungsabgabe, ein 
Verbot für sog. Mogelpackungen und die Rücknahme 
schadstoffhaltiger Produkte oder ihrer Reste durch den 
Hersteller oder durch den Vertrieb sowie ein Zwangspfand 
auf besonders problematische Produkte vorgesehen wer-
den. 

2.3 Der Gesetzentwurf in Drucksache 10/1435 will eine Ände-
rung des Altölbegriffes herbeiführen. Danach sollen persi-
stente chlorierte Kohlenwasserstoffe enthaltende synthe-
tische Öle dem Abfallbeseitigungsgesetz unterstellt und 
darin die Voraussetzungen für eine Kennzeichnungs-
pflicht sowie die Einschränkung der Verwendung dieser 
Öle geschaffen werden. 

3. Der Antrag der Fraktion der SPD in Drucksache 10/2601 
fordert von der Bundesregierung die Durchführung einer 
Reihe von Maßnahmen, die die Rahmenbedingungen zum 
Erreichen einer integralen Abfallwirtschaft als Teil einer 
ökologisch modernisierten Volkswirtschaft schaffen sol-
len. 

Ferner sollen Feststellungen zur Verwertung und Vermei-
dung von Abfällen getroffen und die Bundesregierung auf-
gefordert werden, dazu eine Reihe von Instrumenten ein-
zuführen oder auszuweiten sowie bestimmte Rahmenbe-
dingungen zur Beseitigung des Restmülls zu schaffen. 

4. Die Beschlüsse des Innenausschusses sehen abweichend 
vom Regierungsentwurf vor allem folgende Regelungen 
vor: 

Das Gesetz erhält die Bezeichnung „Abfallgesetz". 

Der Begriff der Beseitigung wird in allen entsprechenden 
Vorschriften des Gesetzes durch den Begriff der Entsor-
gung ersetzt, der im einzelnen definiert wird. 

Die Verwaltungsvorschriften der TA Abfall müssen dem 
Stand der Technik entsprechen. 

Ferner werden die Regelungen zur Altölentsorgung in das 
Abfallgesetz integriert und das Altölgesetz aufgehoben. 
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Dabei wird eine umfassende Einbeziehung aller Altöle 
vorgesehen. Außerdem sollen in einer Rechtsverordnung, 
die innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Geset-
zes zu erlassen ist, u. a. Eingangsbedingungen für aufzuar-
beitende Altöle festgelegt werden. Darüber hinaus wird 
eine Pflicht zur Information und zur kostenlosen Rück-
nahme für diejenigen vorgegeben, die gewerbsmäßig Ver-
brennungsmotoren- und Getriebeöle vertreiben. 

In § 14 wird nunmehr eine klare Trennung der Regelungen 
zur Schadstoffentfrachtung und zur Abfallmengenreduzie-
rung aus Verpackungen und Behältnissen vorgenommen. 
Im Rahmen der Verordnungsermächtigungen zur Vermei-
dung oder Verringerung schädlicher Stoffe in Abfällen 
wird über den Regierungsentwurf hinaus noch eine Pfand-
regelung vorgesehen. Zur Abfallmengenreduzierung sind 
künftig von der Bundesregierung Ziele für Vermeidung, 
Verringerung oder Verwertung von Abfällen festzulegen. 
Darüber hinaus werden der Bundesregierung auch in die-
sem Bereich — ebenso wie im Regierungsentwurf — Er-
mächtigungen zum Erlaß weitreichender Verordnungen 
eingeräumt. 

In einer Entschließung zum Gesetzentwurf soll die Bun-
desregierung ersucht werden, dem Deutschen Bundestag 
bis zum 30. Juni 1987 einen Bericht über den Vollzug des 
Gesetzes und der erlassenen Rechtsverordnungen zuzulei-
ten. 

Die von den Oppositionsfraktionen eingebrachten Vorla-
gen in Drucksachen 10/3630, 10/3629, 10/1435 und 10/2601 
sollen abgelehnt werden. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

1. Die Oppositionsfraktionen bestehen auf Annahme der je-
weils von ihnen eingebrachten Vorlagen in Drucksachen 
10/3630, 10/3629, 10/1435 und 10/2601. 

2. Die Fraktion der SPD hat gegenüber den Regelungsvor-
schlägen in der Beschlußempfehlung eine Reihe von Ände-
rungs- und Ergänzungsvorschlägen abgegeben, denen die 
Fraktion DIE GRÜNEN zugestimmt hat. 

Danach soll unter anderem 

— der Begriff der Beseitigung nicht durch den der Entsor-
gung ersetzt, 

— die Energieerzeugung aus Abfällen begrifflich nicht als 
Verwertung angesehen, 

— von Vermeidung über Verwertung bis zur sonstigen Ab-
fallbeseitigung eine klare Rangfolge festgelegt werden, 

— weitergehende landesrechtliche Vorschriften in bezug 
auf die Verwertung von Abfällen unberührt und 
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— das Altölgesetz unter Ergänzung der Vorschläge des Re-
gierungsentwurfes in Kraft bleiben, 

— die Länder verpflichtet werden, Abfallwirtschaftspläne 
aufzustellen, 

— eine Regelung zur Abfallwirtschaftsstatistik im Abfall-
gesetz vorgesehen, 

in § 14 nur Verordnungs-Ermächtigungen vorgegeben 
und diese um eine Kennzeichnungspflicht für Einweg-
und Mehrwegbehältnisse ergänzt sowie 

— eine Regelung über eine Einweg- und eine Schadstoffab-
gabe vorgesehen werden. 

Darüber hinaus wurden Vorschläge des Bundesrates zur 
Einführung einer sog. „Lex Aldi" und zur Beibehaltung der 
bisherigen Finanzierungsregelung zur Bilgenentölung un-
terstützt. 
Die Fraktion der SPD hat ferner die Verabschiedung einer 
umfangreichen Entschließung vorgeschlagen, in der die 
Bundesregierung aufgefordert wird, 

— auf der Grundlage des vom Ausschuß empfohlenen Ge-
setzentwurfes eine Reihe von Maßnahmen in bezug auf 
die Abfallvermeidung und die Abfallverwertung zu er-
greifen, 

— spezielle inhaltliche Vorgaben im Rahmen des vom Aus-
schuß als notwendig angesehenen Berichtes zu beach-
ten, 

— das Abfallwirtschaftsprogramm von 1975 fortzuschrei-
ben und bestimmte Maßnahmen zu Sonderabfällen zu 
ergreifen. 

— Ferner soll die Notwendigkeit zur Schaffung eines Bun-
desgesetzes über Altlasten festgestellt werden. 

3. Der Bundesrat hat vorgeschlagen 

— durch Anfügung des Wortes „dürfen" in § 1 Abs. 3 Nr. 5 
klarzustellen, daß Abfallstoffe, die nach Maßgabe des 
Abfallgesetzes zu beseitigen sind und nicht als Abwas-
ser eingeleitet werden dürfen, wie bisher nicht aus dem 
Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen sind, 

— weitergehende landesrechtliche Regelungen der Abf all-
vermeidung und Abfallverwertung zuzulassen, 

die Regelung zum Erlaß einer Technischen Anleitung 
Abfall so auszuformulieren, daß in die Allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften auch Negativ-Kataloge aufgenom-
men werden können und als Maßstab einer TA Abfall 
die allgemein anerkannten Regeln der Abfalltechnik zu 
nehmen und 

— die Beibehaltung der bisherigen Finanzierungsregelung 
zur Bilgenentölung vorzusehen. 
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D. Kosten 

Dem Bund entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

Die Verwertung von Abfällen im Rahmen der getrennten 
Sammlung durch die beseitigungspflichtigen Körperschaften 
und die von ihnen beauftragten Dritten kann im Vergleich zur 
einfachen Ablagerung auch unter Berücksichtigung der Er-
löse für den Verkauf zurückgewonnener Stoffe zu einer Ko-
stensteigerung der Abfallentsorgung führen. Einzelne Unter-
suchungen zeigen, daß die Aufwendungen für die Müllabfuhr 
dadurch bis zu 30 DM pro Jahr und Haushalt steigen kön-
nen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Abfallbeseitigungsge-
setzes — Drucksache 10/2885 — in der aus der nachstehenden Zusammen-
stellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. folgende Vorlagen jeweils abzulehnen: 

2.1 den Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Abfallbeseitigungsge-
setzes — Drucksache 10/3630 —, 

2.2 den Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Abfallbeseitigungs-
gesetzes — Drucksache 10/3629 —, 

2.3 den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Altölgesetzes — 
Drucksache 10/1435 —, 

2.4 den Antrag in Drucksache 10/2601. 

3. folgender Entschließung zuzustimmen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deutschen Bundestag bis zum 
30. Juni 1987 einen Bericht über den Vollzug des Gesetzes und der erlassenen 
Rechtsverordnungen zuzuleiten. 

Bonn, den 4. Juni 1986 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz 

Vorsitzender 

Frau Dr. Hartenstein 

Berichterstatter 

Frau Hönes Schmidbauer Baum 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Abfallbeseitigungsgesetzes 
— Drucksache 10/2885 — 
mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Abfallbeseitigungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Abfallbeseitigungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Januar 1977 (BGBl. I S. 41, 
288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. März 1982 
(BGBl. I S. 281), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Bewegliche Sachen, die der Besitzer der be-
seitigungspflichtigen Körperschaft oder dem 
von dieser beauftragten Dritten zur Verwer-
tung überläßt, gelten als Abfälle, bis sie oder 
die aus ihnen gewonnenen Stoffe oder er-
zeugte Energie dem Wirtschaftskreislauf zu-
geführt werden können." 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Maßnahmen nach Satz 1, die ganz oder teil-
weise darauf gerichtet sind, aus Abfällen 
Stoffe oder Energie zu gewinnen (Abfallver-
wertung), gelten als Teil der Abfallbeseiti-
gung." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Vermeidung 
und Entsorgung von Abfällen 

(Abfallgesetz — AbfG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Abfallgesetz 

§1 

Begriffsbestimmungen 
und sachlicher Geltungsbereich 

(1) Abfälle im Sinne dieses Gesetzes sind beweg-
liche Sachen, deren sich der Besitzer entledigen 
will oder deren geordnete Entsorgung zur Wahrung 
des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere des 
Schutzes der Umwelt, geboten ist. Bewegliche 
Sachen, die der Besitzer der entsorgungspflichtigen 
Körperschaft oder dem von dieser beauftragten 
Dritten überläßt, sind auch im Falle der Verwer-
tung Abfälle, bis sie oder die aus ihnen gewonnenen 
Stoffe oder erzeugte Energie dem Wirtschaftskreis-
lauf zugeführt werden. 

(2) Die Abfallentsorgung umfaßt das Gewinnen 
von Stoffen oder Energie aus Abfällen (Abfallver-
wertung) und das Ablagern von Abfällen sowie die 
hierzu erforderlichen Maßnahmen des Einsam-
melns, Beförderns, Behandelns und Lagerns. 

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht 
für 
1. die nach dem Tierkörperbeseitigungsgesetz, 

nach dem Fleischbeschaugesetz, 
nach dem Tierseuchengesetz, 
nach dem Pflanzenschutzgesetz 
und 
nach den auf Grund dieser Gesetze erlassenen 
Rechtsverordnungen zu beseitigenden Stoffe, 

2. Kernbrennstoffe und sonstige radioaktive Stoffe 
im Sinne des Atomgesetzes, 
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Entwurf 

c) Absatz 3 Nr. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. Stoffe, die  in Gewässer oder Abwasser-
anlagen eingeleitet oder eingebracht wer-
den,". 

siehe Artikel 1 Nr. 3 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. Abfälle, die beim Aufsuchen, Gewinnen, Aufbe-
reiten und Weiterverarbeiten von Bodenschät-
zen in den der Bergaufsicht unterstehenden Be-
trieben anfallen, mit Ausnahme der §§ 5 a, 12, 14 
Abs. 1 in Verbindung mit § 5 a und der sich hier-
auf beziehenden Bußgeldvorschriften, 

4. nicht gefaßte gasförmige Stoffe, 

5. Stoffe, die in Gewässer oder Abwasseranlagen 
eingeleitet oder eingebracht werden, 

6. Stoffe, ausgenommen die von den §§ 2 Abs. 2 und 
3, 5, 5 a und 15 erfaßten, die durch gemeinnützige 
Sammlung einer ordnungsgemäßen Verwertung 
zugeführt werden, 

7. Stoffe, ausgenommen die von den §§ 2 Abs. 2 und 
3, 5, 5 a und 15 erfaßten, die durch gewerbliche 
Sammlung einer ordnungsgemäßen Verwertung 
zugeführt werden, sofern dies den entsorgungs-
pflichtigen Körperschaften nachgewiesen wird 
und nicht überwiegende öffentliche Interessen 
entgegenstehen, 

8. das Aufsuchen, Bergen, Befördern, Lagern, Be

-

handeln und Vernichten von Kampfmitteln. 

§ 1a 

Abfallvermeidung und Abfallverwertung 

(1) Abfälle sind nach Maßgabe von Rechtsverord-
nungen auf Grund des § 14 Abs. 1 Nr. 3, 4 und Abs. 2 
Satz 3 Nr. 2 bis 5 zu vermeiden. Die Pflichten der 
Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen, Ab-
fälle nach den Regelungen des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes durch den Einsatz reststoffar-
mer Verfahren oder durch Verwertung von Rest-
stoffen zu vermeiden, bleiben unberührt. 

(2) Abfälle sind nach Maßgabe des § 3 Abs. 2 
Satz 3 oder soweit dies Rechtsverordnungen nach 
§ 14 Abs. 1 Nr. 2, 3 und Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 bis 4 vor-
schreiben, zu verwerten. 

§2 

Grundsatz 

(1) Abfälle, die im Geltungsbereich dieses Geset-
zes anfallen, sind dort zu entsorgen, soweit § 13 
nichts anderes zuläßt. Sie sind so zu entsorgen, daß 
das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt 
wird, insbesondere nicht dadurch, daß 

1. die Gesundheit der Menschen gefährdet und ihr 
Wohlbefinden beeinträchtigt, 

2. Nutztiere, Vögel, Wild und Fische gefährdet, 

3. Gewässer, Boden und Nutzpflanzen schädlich 
beeinflußt, 

4. schädliche Umwelteinwirkungen durch Luftver-
unreinigungen oder Lärm herbeigeführt, 
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Entwurf 

2. In § 2 Abs. 2 Satz 1 werden nach den Worten 
„oder sonstigen wirtschaftlichen Unternehmen" 
die Worte „oder öffentlichen Einrichtungen" ein-
gefügt. 

3. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 

„§ 2a 

Abfallvermeidung und Abfallverwertung 

(1) Abfälle sind nach Maßgabe von Rechtsver-
ordnungen auf Grund des § 14 Abs. 1 Nr. 2 und 4 
zu vermeiden. Die Vorschriften des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes und der auf Grund des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen, die die Vermeidung von 
Abfällen durch Einsatz reststoffarmer Verfah-
ren oder durch Verwertung von Reststoffen re-
geln, bleiben unberührt. 

(2) Abfälle sind so einzusammeln, zu beför-
dern, zu behandeln, zu lagern oder abzulagern, 
daß die bestehenden Möglichkeiten zur Abfall-
verwertung genutzt werden können." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

5. die Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege sowie des Städtebaus nicht gewahrt 
oder 

6. sonst die öffentliche Sicherheit und Ordnung ge-
fährdet oder gestört werden. 

Die Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und 
Landesplanung sind zu beachten. 

(2) An die Entsorgung von Abfällen aus gewerbli-
chen oder sonstigen wirtschaftlichen Unternehmen 
oder öffentlichen Einrichtungen, die nach Art, Be-
schaffenheit oder Menge in besonderem Maße ge-
sundheits-, luft- oder wassergefährdend, explosibel 
oder brennbar sind oder Erreger übertragbarer 
Krankheiten enthalten oder hervorbringen kön-
nen, sind nach Maßgabe dieses Gesetzes zusätz-
liche Anforderungen zu stellen. Abfälle im Sinne 
von Satz 1 werden von der Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes bestimmt. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes für bestimmte, in einer Rechtsverordnung nach 
Absatz 2 aufgeführte Stoffe, die keine Abfälle im 
Sinne dieses Gesetzes sind, sondern als Reststoffe 
verwertet werden sollen, die Überwachung, Geneh-
migungs- und Kennzeichnungspflicht in entspre-
chender Anwendung des § 11 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 4 
und 5, der §§ 12, 13 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 Buchstabe b 
und c und Nr. 5, Abs. 3 bis 6 sowie der §§ 13 a und 
13 b anzuordnen, wenn von ihnen bei einem un-
sachgemäßen Befördern, Behandeln oder Lagern 
eine erhebliche Beeinträchtigung des Wohls der 
Allgemeinheit ausgehen kann. Die Genehmigung 
in entsprechender Anwendung des § 13 ist zu ertei-
len, wenn die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 Nr. 1 
und 2, 4 Buchstabe b und c, Nr. 5 vorliegen; sie soll 
in der Regel für einen Zeitraum von zwei Jahren 
erteilt werden. § 12 Abs. 1 Satz 4 und 5 ist entspre-
chend anwendbar. 

siehe § 1 a 
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Entwurf 

4. In § 3 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Abfallverwertung hat Vorrang vor der 
sonstigen Beseitigung, wenn sie technisch mög-
lich ist, die hierbei entstehenden Mehrkosten im 
Vergleich zu anderen Verfahren der Abfallbe-
seitigung vertretbar sind und für die zurückge-
wonnenen Stoffe ein Markt vorhanden ist oder 
insbesondere durch Beauftragung Dritter ge-
schaffen werden kann." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§3 

Verpflichtung zur Entsorgung 

(1) Der Besitzer hat Abfälle dem Entsorgungs-
pflichtigen zu überlassen. 

(2) Die nach Landesrecht zuständigen Körper-
schaften des öffentlichen Rechts haben die in ih-
rem Gebiet angefallenen Abfälle zu entsorgen. Sie 
können sich zur Erfüllung dieser Pflicht Dritter be-
dienen. Die Abfallverwertung hat Vorrang vor der 
sonstigen Entsorgung, wenn sie technisch möglich 
ist, die hierbei entstehenden Mehrkosten im Ver-
gleich zu anderen Verfahren der Entsorgung nicht 
unzumutbar sind und für die gewonnenen Stoffe 
oder Energie ein Markt vorhanden ist oder insbe-
sondere durch Beauftragung Dritter geschaffen 
werden kann. Abfälle sind so einzusammeln, zu be-
fördern, zu behandeln und zu lagern, daß die Mög-
lichkeiten zur Abfallverwertung genutzt werden 
können. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Körperschaften 
können mit Zustimmung der zuständigen Behörde 
Abfälle von der Entsorgung nur ausschließen, so-
weit sie diese nach ihrer Art oder Menge nicht mit 
den in Haushaltungen anfallenden Abfällen ent-
sorgen können. 

(4) Im Falle des Absatzes 3 ist der Besitzer zur 
Entsorgung der Abfälle verpflichtet. Absatz 2 Satz 2 
bis 4 gilt entsprechend. 

(5) Der Inhaber einer Abfallentsorgungsanlage 
kann durch die zuständige Behörde verpflichtet 
werden, einem nach Absatz 2 oder 4 zur Abfallent-
sorgung Verpflichteten die Mitbenutzung der Ab-
fallentsorgungsanlage gegen angemessenes Entgelt 
zu gestatten, soweit dieser die Abfälle anders nicht 
zweckmäßig oder nur mit erheblichen Mehrkosten 
entsorgen kann und die Mitbenutzung für den In-
haber zumutbar ist. Kommt eine Einigung über das 
Entgelt nicht zustande, so wird es durch die zustän-
dige Behörde festgesetzt. 

(6) Die zuständige Behörde kann dem Inhaber 
einer Abfallentsorgungsanlage, der Abfälle wirt-
schaftlicher entsorgen kann als eine in Absatz 2 ge-
nannte Körperschaft, die Entsorgung dieser Abfälle 
auf seinen Antrag übertragen. Die Übertragung 
kann mit der Auflage verbunden werden, daß der 
Antragsteller alle in dem Gebiet dieser Körper-
schaft angefallenen Abfälle gegen Erstattung der 
Kosten entsorgt, wenn die Körperschaft die ver-
bleibenden Abfälle nicht oder nur mit unverhält-
nismäßigem Aufwand entsorgen kann; das gilt 
nicht, wenn der Antragsteller darlegt, daß die Über-
nahme der Entsorgung unzumutbar ist. 

(7) Der Abbauberechtigte oder Unternehmer ei-
nes Mineralgewinnungsbetriebes sowie der Eigen-
tümer, Besitzer oder in sonstiger Weise Verfü-
gungsberechtigte eines zur Mineralgewinnung ge-
nutzten Grundstücks kann von der zuständigen 
Behörde verpflichtet werden, die Entsorgung von 
Abfällen in freigelegten Bauen in seiner Anlage 
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5. In § 4 Abs. 1 werden folgende Sätze 2 und 3 an-
gefügt: 

„Die Bundesregierung erläßt nach Anhörung 
der beteiligten Kreise mit Zustimmung des Bun-
desrates allgemeine Verwaltungsvorschriften 
über Anforderungen an die Abfallbeseitigung, 
in denen insbesondere festzulegen is t,  nach wel-
chen Verfahren Abfälle, vor allem solche im 
Sinne des § 2 Abs. 2, in Abfallbeseitigungsanla-
gen jeweils behandelt, gelagert oder abgelagert 
werden dürfen. Die Verwaltungsvorschriften 
sind der technischen Entwicklung anzupassen." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

oder innerhalb seines Grundstücks zu dulden, den 
Zugang zu ermöglichen und dabei, soweit dies un-
umgänglich ist, vorhandene Betriebsanlagen oder 
Einrichtungen oder Teile derselben zur Verfügung 
zu stellen. Die ihm dadurch entstehenden Kosten 
hat der Entsorgungspflichtige zu erstatten. Die zu-
ständige Behörde bestimmt den Inhalt dieser Ver-
pflichtung. Der Vorrang der Mineralgewinnung ge-
genüber der Abfallentsorgung darf nicht beein-
trächtigt werden. Für die aus der Abfallentsorgung 
entstehenden Schäden haftet der Duldungspflich-
tige nicht. 

§4 

Ordnung der Entsorgung 

(1) Abfälle dürfen nur in den dafür zugelassenen 
Anlagen oder Einrichtungen (Abfallentsorgungsan-
lagen) behandelt, gelagert und abgelagert werden. 

(2) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall 
widerruflich Ausnahmen zulassen, wenn dadurch 
das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt 
wird. 

(3) Abfälle im Sinne des § 2 Abs. 2 dürfen zum 
Einsammeln oder Befördern nur den nach § 12 
hierzu Befugten und diesen nur dann überlassen 
werden, wenn eine Bescheinigung des Betreibers 
einer Abfallentsorgungsanlage vorliegt, aus der 
dessen Bereitschaft zur Annahme derartiger Ab-
fälle hervorgeht; die Bescheinigung muß auch dann 
vorliegen, wenn der Besitzer diese Abfälle selbst 
befördert und dem Betreiber einer Abfallentsor-
gungsanlage zum Entsorgen überläßt. 

(4) Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung die Entsorgung bestimmter Ab-
fälle oder bestimmter Mengen dieser Abfälle, so-
fern ein Bedürfnis besteht und eine Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu be-
fürchten ist, außerhalb von Entsorgungsanlagen 
zulassen und die Voraussetzungen und die Art und 
Weise der Entsorgung festlegen. Die Landesregie-
rungen können die Ermächtigung durch Rechts-
verordnung ganz oder teilweise auf andere Behör-
den übertragen. 

(5) Die Bundesregierung erläßt nach Anhörung 
der beteiligten Kreise mit Zustimmung des Bundes-
rates allgemeine Verwaltungsvorschriften über An-
forderungen an die Entsorgung von Abfällen nach 
dem Stand der Technik, vor allem solche im Sinne 
von § 2 Abs. 2. Hierzu sind auch Verfahren der 
Sammlung, Behandlung, Lagerung und Ablagerung 
festzulegen, die in der Regel eine umweltverträg-
liche Abfallentsorgung gewährleisten. 

§ 4a 

Auskunftspflicht 

Die zuständige Behörde hat dem nach § 3 Abs. 2 
oder 4 zur Entsorgung Verpflichteten auf Anfrage 
Auskunft über vorhandene geeignete Abfallentsor-
gungsanlagen zu erteilen. 
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6. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „und 
Altreifen" gestrichen. 

b) In Absatz 1 werden die Worte „oder Altrei-
fen" gestrichen. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§5 

Autowracks 

(1) Auf Anlagen, die der Lagerung oder Behand-
lung von Autowracks dienen, finden die Vorschrif-
ten über Abfallentsorgungsanlagen Anwendung. 

(2) Kraftfahrzeuge oder Anhänger ohne gültige 
amtliche Kennzeichen, die auf öffentlichen Flä-
chen oder außerhalb im Zusammenhang bebauter 
Ortsteile abgestellt sind, gelten als Abfall, wenn 
keine Anhaltspunkte dafür sprechen, daß sie noch 
bestimmungsgemäß genutzt werden oder daß sie 
entwendet wurden, und wenn sie nicht innerhalb 
eines Monats nach einer am Fahrzeug angebrach-
ten, deutlich sichtbaren Aufforderung entfernt wor-
den sind. 

§ 5a 

Altöle 

(1) Auf Altöle finden die Vorschriften dieses Ge-
setzes auch Anwendung, wenn sie keine Abfälle im 
Sinne von § 1 Abs. 1 sind. Altöle sind gebrauchte 
halbflüssige oder flüssige Stoffe, die ganz oder teil-
weise aus Mineralöl oder synthetischem Öl beste-
hen, einschließlich ölhaltiger Rückstände aus Be-
hältern, Emulsionen und Wasser-Öl-Gemische. 

(2) Soweit Altöle der Verwertung in hierfür ge-
nehmigten Anlagen im Sinne von § 4 des Bundes

-

Immissionsschutzgesetzes zugeführt werden, fin-
den nur die §§ 11, 11 a bis 11 f, 12 und § 14 Abs. 1 
Anwendung. Die Bundesregierung bestimmt nach 
Anhörung der beteiligten Kreise durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates bis zum 
 1987 (ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Ge-
setzes) 

1. die nach Ausgangsprodukt und Anfallstelle für 
eine Aufarbeitung geeigneten Altölarten und den 
darin zulässigen Anteil an einzelnen Stoffen 
oder Stoffgruppen, die eine Aufarbeitung er-
schweren oder sich in Produkten der Aufarbei-
tung anreichern können, 

2. die Entnahme von Proben, den Verbleib und die 
Aufbewahrung von Rückstellungsproben und die 
hierfür anzuwendenden Verfahren, 

3. die zur Bestimmung von einzelnen Stoffen oder 
Stoffgruppen erforderlichen Analysenverfahren. 

(3) Wegen der Anforderungen nach Absatz 2 
Satz 2 Nr. 2 und 3 kann auf jedermann zugängliche 
Bekanntmachungen sachverständiger Stellen ver-
wiesen werden; hierbei ist 

1. in der Rechtsverordnung das Datum der Be-
kanntmachung anzugeben und die Bezugsquelle 
genau zu bezeichnen, 

2. die Bekanntmachung bei dem Deutschen Pa-
tentamt archivmäßig gesichert niederzulegen 
und in der Rechtsverordnung darauf hinzuwei-
sen. 
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§ 5b 

Informations- und Rücknahmepflicht 

Wer gewerbsmäßig Verbrennungsmotoren- oder 
Getriebeöle an Endverbraucher abgibt, ist ab 1. Juli 
1987 verpflichtet, auf den von ihm abgegebenen Ge-
binden, am Ort des Verkaufs oder in sonstiger ge-
eigneter Weise auf die Pflicht zur geordneten Ent-
sorgung gebrauchter Verbrennungsmotoren- oder 
Getriebeöle hinzuweisen sowie am Verkaufsort 
oder in dessen Nähe eine Annahmestelle für solche 
gebrauchten Öle einzurichten oder nachzuweisen. 
Die Annahmestelle muß gebrauchte Verbren-
nungsmotoren- oder Getriebeöle bis zur Menge der 
im Einzelfall abgegebenen Verbrennungsmotoren-
und Getriebeöle kostenlos annehmen. Sie muß 
über eine Einrichtung verfügen, die es ermöglicht, 
den Ölwechsel fachgerecht durchzuführen. Art und 
Umfang der Hinweis-, Nachweis- und Annahme-
pflicht kann die Bundesregierung nach § 14 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 3 durch Rechtsverordnung bestimmen. 

§6 

Abfallentsorgungspläne 

(1) Die Länder stellen für ihren Bereich Pläne 
zur Abfallentsorgung nach überörtlichen Gesichts-
punkten auf. In diesen Abfallentsorgungsplänen 
sind geeignete Standorte für die Abfallentsorgungs-
anlagen festzulegen. Die Abfallentsorgungspläne 
der Länder sollen aufeinander abgestimmt werden. 
Abfälle im Sinne des § 2 Abs. 2 sind in den Abfall-
entsorgungsplänen besonders zu berücksichtigen. 
Ferner kann in den Plänen bestimmt werden, wel-
cher Träger vorgesehen ist und welcher Abfallent-
sorgungsanlage sich die Entsorgungspflichtigen zu 
bedienen haben. Die Festlegungen in den Abfall-
entsorgungsplänen können für die Entsorgungs-
pflichtigen für verbindlich erklärt werden. 

(2) Die Länder regeln das Verfahren zur Aufstel-
lung der Pläne. 

(3) Solange ein Abfallentsorgungsplan noch nicht 
aufgestellt ist, sind bestehende Abfallentsorgungs-
anlagen, die zum Behandeln, Lagern und Ablagern 
von Abfällen im. Sinne des § 2 Abs. 2 geeignet sind, 
in einen vorläufigen Plan aufzunehmen. Die Absät-
ze 1 und 2 finden keine Anwendung. 

§7 

Zulassung von Abfallentsorgungsanlagen 

(1) Die Errichtung und der Betrieb von ortsfesten 
Abfallentsorgungsanlagen sowie die wesentliche 
Änderung einer solchen Anlage oder ihres Betrie-
bes bedürfen der Planfeststellung durch die zu-
ständige Behörde. 

(2) Die zuständige Behörde kann an Stelle eines 
Planfeststellungsverfahrens auf Antrag oder von 
Amts wegen ein Genehmigungsverfahren durch-
führen, wenn 
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7. In § 7 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Abfallbeseitigungsanlagen, in denen Stoffe 
aus den in Haushaltungen anfallenden Abfällen 
durch Sortieren für den Wirtschaftskreislauf zu-
rückgewonnen werden, gelten als unbedeutende 
Anlagen." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

1. die Einrichtung und der Betrieb einer unbedeu-
tenden Abfallentsorgungsanlage oder die we-
sentliche Änderung einer Abfallentsorgungsan-
lage oder ihres Betriebes beantragt wird oder 

2. mit Einwendungen nicht zu rechnen ist. 

Abfallentsorgungsanlagen, in denen Stoffe aus den 
in Haushaltungen anfallenden Abfällen oder aus 
gleichartigen Abfällen durch Sortieren für den 
Wirtschaftskreislauf zurückgewonnen werden, gel-
ten als unbedeutende Anlagen; das gleiche gilt für 
Anlagen zur Kompostierung von Abfällen mit einer 
Durchsatzleistung von bis zu 0,75 Tonnen je Stun-
de. 

(3) Bei Abfallentsorgungsanlagen, die Anlagen im 
Sinne des § 4 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes sind, ist Planfeststellungs- und Anhörungsbe-
hörde die Behörde, deren Genehmigung nach § 4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes durch die 
Planfeststellung ersetzt wird. 

§ 7a 

Zulassung vorzeitigen Beginns 

(1) In einem Planfeststellungs- oder Genehmi-
gungsverfahren kann die für die Feststellung des 
Planes oder Erteilung der Genehmigung zustän-
dige Behörde unter dem Vorbehalt des Widerrufs 
zulassen, daß bereits vor Feststellung des Planes 
oder Erteilung der Genehmigung mit der Ausfüh-
rung begonnen wird, wenn 

1. mit einer Entscheidung zugunsten des Trägers 
des Vorhabens gerechnet werden kann, 

2. an dem vorzeitigen Beginn ein öffentliches In-
teresse besteht und 

3. der Träger des Vorhabens sich verpflichtet, alle 
bis zur Entscheidung durch die Ausführung ver-
ursachten Schäden zu ersetzen und, falls das 
Vorhaben nicht planfestgestellt oder genehmigt 
wird, den früheren Zustand wiederherzustellen. 

(2) Die zuständige Behörde kann die Leistung 
einer Sicherheit verlangen, soweit dies erforderlich 
ist, um die Erfüllung der Verpflichtungen des Trä-
gers des Vorhabens zu sichern. 

§ 8  
Nebenbestimmungen, Sicherheitsleistung, 

Versagung 

(1) Der Planfeststellungsbeschluß nach § 7 Abs. 1 
und die Genehmigung nach § 7 Abs. 2 können unter 
Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden 
werden, soweit dies zur Wahrung des Wohls der 
Allgemeinheit erforderlich ist. Sie können befristet 
werden. Die Aufnahme, Änderung oder Ergänzung 
von Auflagen über Anforderungen an die Abfall-
entsorgungsanlagen oder ihren Betrieb ist auch 

 



Drucksache 10/5656 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Entwurf 	 Beschlüsse des 4. Ausschusses 

nach dem Ergehen des Planfeststellungsbeschlus-
ses oder nach der Erteilung der Genehmigung zu-
lässig. 

(2) Die zuständige Behörde kann in der Planfest-
stellung oder in der Genehmigung verlangen, daß 
der Inhaber einer Abfallentsorgungsanlage für die 
Rekultivierung sowie zur Verhinderung oder Be-
seitigung von Beeinträchtigungen des Wohls der 
Allgemeinheit nach Stillegung der Anlage Sicher-
heit leistet. 

(3) Der Planfeststellungsbeschluß oder die Ge-
nehmigung ist zu versagen, wenn das Vorhaben 
den für verbindlich erklärten Feststellungen eines 
Abfallentsorgungsplans zuwiderläuft. Sie sind 
ferner zu versagen, wenn 

1. von dem Vorhaben Beeinträchtigungen des 
Wohls der Allgemeinheit zu erwarten sind, die 
durch Auflagen und Bedingungen nicht verhütet 
oder ausgeglichen werden können, oder 

2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken 
gegen die Zuverlässigkeit der für die Einrich-
tung, Leitung oder Beaufsichtigung des Betrie-
bes der Abfallentsorgungsanlage verantwortli-
chen Personen ergeben, oder 

3. nachteilige Wirkungen auf das Recht eines an-
deren zu erwarten sind, die durch Auflagen oder 
Bedingungen weder verhütet noch ausgeglichen 
werden können, und der Betroffene wider-
spricht. 

(4) Absatz 3 Satz 2 Nr. 3 gilt nicht, wenn das Vor-
haben dem Wohl der Allgemeinheit dient. Wird in 
diesem Fall die Planfeststellung erteilt, ist der Be-
troffene für den dadurch eintretenden Vermögens-
nachteil in Geld zu entschädigen. 

§9 

Bestehende Abfallentsorgungsanlagen 

Die zuständige Behörde kann für ortsfeste Ab-
fallentsorgungsanlagen, die vor dem 11. Juni 1972 
betrieben wurden oder mit deren Einrichtung be-
gonnen war, und für deren Betrieb Befristungen, 
Bedingungen und Auflagen anordnen. Sie kann 
den Betrieb dieser Anlagen ganz oder teilweise un-
tersagen, wenn eine erhebliche Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit durch Auflagen, Be-
dingungen oder Befristungen nicht verhindert wer-
den kann. 

§ 10 

Stillegung 

(1) Der Inhaber einer ortsfesten Abfallentsor-
gungsanlage hat ihre beabsichtigte Stillegung der 
zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Die zuständige Behörde soll den Inhaber ver-
pflichten, auf seine Kosten das Gelände, das für die 
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8. § 11 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Beseitigung von Abfällen unter-
liegt der Überwachung durch die zuständige 
Behörde. Diese kann die Überwachung auch 
auf stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen 
und auf Grundstücke erstrecken, auf denen 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes Abfälle be-
handelt, gelagert oder abgelagert worden 
sind, wenn dies zur Wahrung des Wohls der 
Allgemeinheit erforderlich ist." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Abfallentsorgung verwandt worden ist, zu rekulti-
vieren und sonstige Vorkehrungen zu treffen, die 
erforderlich sind, Beeinträchtigungen des Wohls 
der Allgemeinheit zu verhüten. 

(3) Die Verpflichtung nach Absatz 1 besteht auch 
für Inhaber von Anlagen, in denen Abfälle im 
Sinne von § 2 Abs. 2 anfallen. 

§ 11 

Anzeigepflicht und Überwachung 

(1) Die Entsorgung von Abfällen unterliegt der 
Überwachung durch die zuständige Behörde. Diese 
kann die Überwachung auch auf stillgelegte Abfall-
entsorgungsanlagen und auf Grundstücke erstrek-
ken, auf denen vor dem 11. Juni 1972 Abfälle ange-
fallen sind, behandelt, gelagert oder abgelagert wor-
den sind, wenn dies zur Wahrung des Wohls der All-
gemeinheit erforderlich ist. 

(2) Die zuständige Behörde kann von Besitzern 
solcher Abfälle, die nicht mit den in Haushaltungen 
anfallenden Abfällen entsorgt werden, Nachweis 
über deren Art, Menge und Entsorgung sowie die 
Führung von Nachweisbüchern, das Einbehalten 
von Belegen und deren Aufbewahrung verlangen. 
Nachweisbücher und Belege sind der zuständigen 
Behörde auf Verlangen zur Prüfung vorzulegen. 
Das Nähere über die Einrichtung, Führung und 
Vorlage der Nachweisbücher und das Einbehalten 
von Belegen sowie über die Aufbewahrungsfristen 
regelt der Bundesminister des Innern mit Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung. 

(3) Auch ohne besonderes Verlangen der zustän-
digen Behörde sind zur Führung eines Nachweis-
buches nach Absatz 2 und zur Vorlage der für die 
zuständige Behörde bestimmten Belege, jedoch be-
schränkt auf Abfälle im Sinne des § 2 Abs. 2, ver-
pflichtet 

1. der Betreiber einer Anlage, in der Abfälle dieser 
Art anfallen, 

2. jeder, der Abfälle dieser Art einsammelt oder be-
fördert, 
sowie 

3. der Betreiber einer Abfallentsorgungsanlage. 

Wer eine der in den Nummern 1 bis 3 genannten 
Voraussetzungen erfüllt, hat dies der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Im übrigen bleibt Absatz 2 
unberührt. Der Bundesminister des Innern be-
stimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die unter Satz 1 Nr. 1 fallenden 
Anlagen und die Form der Anzeige nach Satz 2. Die 
zuständige Behörde kann auf Antrag oder von 
Amts wegen einen nach Satz 1 Verpflichteten von 
der Führung eines Nachweisbuches oder der Vor-
lage der Belege ganz oder für einzelne Abfallarten 
widerruflich freistellen, sofern dadurch eine Beein-
trächtigung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu 
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b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 
„(4) Auskunft über Betrieb, Anlagen, Ein-

richtungen und sonstige der Überwachung 
unterliegende Gegenstände haben den Be-
auftragten der Überwachungsbehörde zu er-
teilen 
1. Besitzer von Abfällen, 

2. Beseitigungspfl ichtige, 

3. Inhaber von Abfallbeseitigungsanlagen, 
auch wenn diese stillgelegt sind, 

4. frühere Inhaber von Abfallbeseitigungs-
anlagen, auch wenn diese stillgelegt sind, 

5. Eigentümer und Nutzungsberechtigte von 
in Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Grund-
stücken, 

6. frühere Eigentümer und Nutzungsberech-
tigte von in Absatz 1 Satz 2 bezeichneten 
Grundstücken. 

Die in Satz 1 Nr. 1, 2, 3 und 5 bezeichneten 
Auskunftspflichtigen haben zur Prüfung, ob 
sie ihren Verpflichtungen nach diesem Ge-
setz genügen, das Betreten von Grundstük-
ken und, soweit dies zur Verhütung dringen-
der Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung erforderlich ist, ihrer Woh-
nung zu gestatten; das Grundrecht auf Un-
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 
Soweit die Überwachungsbehörde prüft, ob 
in einer Anlage Abfälle anfallen, steht der 
Betreiber der Anlage dem Besitzer von Ab-
fällen gleich. Betreiber von Abfallbeseiti-
gungsanlagen haben ferner die Anlagen zu-
gänglich zu machen, die zur Überwachung 
erforderlichen Arbeitskräfte, Werkzeuge und 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen sowie 
nach Anordnung der zuständigen Behörde 
Zustand und Betrieb der Anlage auf ihre Ko-
sten prüfen zu lassen." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

befürchten ist. Sie soll bei freiwilliger oder durch 
Rechtsverordnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 3 vorge-
schriebener Rücknahme bestimmter Erzeugnisse 
durch den Vertreiber die Verwendung anderer, ge-
eigneter Nachweise zulassen. 

(4) Auskunft über Betrieb, Anlagen, Einrichtun-
gen und sonstige der Überwachung unterliegende 
Gegenstände haben den Beauftragten der Überwa-
chungsbehörde zu erteilen 

1. Besitzer von Abfällen, 

2. Entsorgungspflichtige, 

3. Inhaber von Abfallentsorgungsanlagen, auch 
wenn diese stillgelegt sind, 

4. frühere Inhaber von Abfallentsorgungsanlagen, 
auch wenn diese stillgelegt sind, 

5. Eigentümer und Nutzungsberechtigte von in Ab-
satz 1 Satz 2 bezeichneten Grundstücken, 

6. frühere Eigentümer und Nutzungsberechtigte 
von in Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Grundstük-
ken. 

Die in Satz 1 bezeichneten Auskunftspflichtigen ha-
ben von der zuständigen Behörde dazu beauftrag-
ten Personen zur Prüfung ihrer Verpflichtungen 
nach diesem Gesetz das Betreten der Grundstücke, 
Geschäfts- und Betriebsräume, die Einsicht in Un-
terlagen und die Vornahme von technischen Er-
mittlungen und Prüfungen zu gestatten. Die Wohn- 
räume der Auskunftspflichtigen dürfen zu diesen 
Zwecken betreten werden, soweit dies zur Verhü-
tung einer dringenden Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist; das 
Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar-
tikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit einge-
schränkt. Soweit die Überwachungsbehörde prüft, 
ob in einer Anlage Abfälle anfallen, steht der Be-
treiber der Anlage dem Besitzer von Abfällen 
gleich. Betreiber von Abfallentsorgungsanlagen ha-
ben ferner die Anlagen zugänglich zu machen, die 
zur Überwachung erforderlichen Arbeitskräfte, 
Werkzeuge und Unterlagen zur Verfügung zu stel-
len sowie nach Anordnung der zuständigen Be-
hörde Zustand und Betrieb der Anlage auf ihre Ko-
sten prüfen zu lassen. 

(5) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich-
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei-
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht-
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen wür-
de. 
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9. In § 11 b Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe c werden die 
Worte „wirtschaftlich nicht vertretbar" durch 
das Wort „unzumutbar" ersetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 11a 

Bestellung eines Betriebsbeauftragten für Abfall 

(1) Betreiber ortsfester Abfallentsorgungsanlagen 
haben einen oder mehrere Betriebsbeauftragte für 
Abfall zu bestellen. Das gleiche gilt für Betreiber 
von Anlagen, in denen regelmäßig Abfälle im Sinne 
des § 2 Abs. 2 anfallen. Der Bundesminister des In-
nern bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates die Anlagen, deren Be-
treiber Betriebsbeauftragte für Abfall zu bestellen 
haben. 

(2) Die zuständige Behörde kann anordnen, daß 
Betreiber von Anlagen nach Absatz 1, für die die 
Bestellung eines Betriebsbeauftragten für Abfall 
nicht durch Rechtsverordnung vorgeschrieben ist, 
einen oder mehrere Betriebsbeauftragte für Abfall 
zu bestellen haben, soweit sich im Einzelfall die 
Notwendigkeit der Bestellung aus den besonderen 
Schwierigkeiten bei der Entsorgung der Abfälle er-
gibt. 

§ 11b 

Aufgaben und Befugnisse 

(1) Der Betriebsbeauftragte für Abfall ist berech-
tigt und verpflichtet, 

1. den Weg der Abfälle von ihrer Entstehung oder 
Anlieferung bis zu ihrer Entsorgung zu überwa-
chen, 

2. die Einhaltung der für die Entsorgung von Ab-
fällen geltenden Gesetze und Rechtsverordnun-
gen sowie der auf Grund dieser Vorschriften er-
lassenen Anordnungen, Bedingungen und Auf-
lagen zu überwachen, insbesondere durch Kon-
trolle der Betriebsstätte in regelmäßigen Abstän-
den, Mitteilung festgestellter Mängel und Vor-
schläge über Maßnahmen zur Beseitigung dieser 
Mängel, 

3. die Betriebsangehörigen über schädliche Um-
welteinwirkungen aufzuklären, die von den Ab-
fällen ausgehen können, welche in der Anlage 
anfallen oder entsorgt werden, sowie über Ein-
richtungen und Maßnahmen zu ihrer Verhinde-
rung unter Berücksichtigung der für die Entsor-
gung von Abfällen geltenden Gesetze und 
Rechtsverordnungen, 

4. in Betrieben nach § 11a Abs. 1 Satz 2 
a) auf die Entwicklung und Einführung umwelt-

freundlicher Verfahren zur Reduzierung der 
Abfälle, 

b) auf die ordnungsgemäße und schadlose Ver-
wertung der im Betrieb entstehenden Rest-
stoffe oder, 

c) soweit dies technisch nicht möglich oder un-
zumutbar ist, auf die ordnungsgemäße Ent-
sorgung dieser Reststoffe als Abfälle hinzu-
wirken. 
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5. bei Abfallentsorgungsanlagen auf Verbesserun-
gen des Verfahrens der Abfallentsorgung ein-
schließlich einer Verwertung von Abfällen hin-
zuwirken. 

(2) Der Betriebsbeauftragte für Abfall erstattet 
dem Betreiber der Anlage jährlich einen Bericht 
über die nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 getroffenen und 
beabsichtigten Maßnahmen. 

§ 11c 

Pflichten des Betreibers 

(1) Der Betreiber hat den Betriebsbeauftragten 
für Abfall schriftlich zu bestellen; werden mehrere 
Betriebsbeauftragte für Abfall bestellt, sind die 
dem einzelnen Betriebsbeauftragten obliegenden 
Aufgaben genau zu bezeichnen. Die Bestellung ist 
der zuständigen Behörde anzuzeigen. 

(2) Zum Betriebsbeauftragten für Abfall darf nur 
bestellt werden, wer die zur Erfüllung seiner Auf-
gaben erforderliche Sachkunde und Zuverlässig-
keit besitzt. Werden der zuständigen Behörde Tat-
sachen bekannt, aus denen sich ergibt, daß der Be-
triebsbeauftragte nicht die zur Erfüllung seiner 
Aufgabe erforderliche Sachkunde oder Zuverläs-
sigkeit besitzt, kann sie verlangen, daß der Betrei-
ber einen anderen Betriebsbeauftragten bestellt. 

(3) Werden mehrere Betriebsbeauftragte für Ab-
fall bestellt, so hat der Betreiber für die erforderli-
che Koordinierung in der Wahrnehmung der Auf-
gaben zu sorgen. Entsprechendes gilt, wenn neben 
einem oder mehreren Betriebsbeauftragten für Ab-
fall Betriebsbeauftragte nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften bestellt werden. Der Betriebsbeauf-
tragte für Abfall kann zugleich Betriebsbeauftrag-
ter nach anderen gesetzlichen Vorschriften sein, 
wenn sich die jeweils zuständigen Behörden im 
Hinblick auf die Umstände des Einzelfalles, insbe-
sondere die Art und Größe des Betriebes, damit 
einverstanden erklären. 

(4) Der Betreiber hat den Betriebsbeauftragten 
für Abfall bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu 
unterstützen und ihm insbesondere, soweit dies zur 
Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, Hilfs-
personal sowie Räume, Einrichtungen, Geräte und 
Mittel zur Verfügung zu stellen. 

§ 11d 

Stellungnahme zu Investitionsentscheidungen 

(1) Der Betreiber hat vor Investitionsentschei-
dungen, die für die Abfallentsorgung bedeutsam 
sein können, eine Stellungnahme des Betriebsbe-
auftragten für Abfall einzuholen. 

(2) Die Stellungnahme ist so rechtzeitig einzuho-
len, daß sie bei der Investitionsentscheidung ange-
messen berücksichtigt werden kann; sie ist derjeni-
gen Stelle vorzulegen, die über die Investition ent-
scheidet. 
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10. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Abfälle dürfen gewerbsmäßig oder im 
Rahmen wirtschaftlicher Unternehmen nur 
mit Genehmigung der zuständigen Behörde 
eingesammelt oder befördert werden. Dies 
gilt nicht. 

1. für die in § 3 Abs. 2 genannten Körper-
schaften sowie für die von diesen beauf-
tragten Dritten, 

2. für die Einsammlung oder Beförderung 
von Erdaushub, Straßenaufbruch und 
Bauschutt, soweit diese nicht durch 
Schadstoffe verunreinigt sind, sowie für 
Autowracks und Altreifen, 

3. für die Einsammlung oder Beförderung 
geringfügiger Abfallmengen im Rahmen 
wirtschaftlicher Unternehmen, soweit die 
zuständige Behörde auf Antrag oder von 
Amts wegen diese von der Genehmigungs-
pflicht nach Satz 1 freigestellt hat. 

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn ge-
währleistet ist, daß eine Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit nicht zu besor-
gen ist, insbesondere keine Tatsachen be-
kannt sind, aus denen sich Bedenken gegen 
die Zuverlässigkeit des Antragstellers oder 
der für die Leitung und Beaufsichtigung des 
Betriebes verantwortlichen Personen erge-
ben, und die geordnete Beseitigung im übri-
gen sichergestellt ist. Werden Abfälle in eine 
Anlage zur vorbereitenden Behandlung oder 
Lagerung von Abfällen (Zwischenlager) be-
fördert, hat der Antragsteller eine Bescheini-
gung des Betreibers vorzulegen, aus der her-
vorgeht, daß das Zwischenlager für diese Ab-
fälle zugelassen ist und keine Vermischung 
mit solchen Abfällen erfolgen wird, die auf 
Grund von Nebenbestimmungen nach § 8 
Abs. 1, Anordnungen nach § 9 oder auf Grund 
einer Rechtsverordnung nach § 14 Abs. 1 
Nr. 1 getrennt gehalten werden müssen. Die 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 11e 

Vortragsrecht 

Der Betreiber hat dafür zu sorgen, daß der Be-
triebsbeauftragte für Abfall seine Vorschläge und 
Bedenken unmittelbar der entscheidenden Stelle 
vortragen kann, wenn er sich mit dem zuständigen 
Betriebsleiter nicht einigen konnte und er wegen 
der besonderen Bedeutung der Sache eine Ent-
scheidung dieser Stelle für erforderlich hält. 

§ 11f 

Benachteiligungsverbot 

Der Betriebsbeauftragte für Abfall darf wegen 
der Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben 
nicht benachteiligt werden. 

§ 12 

Einsammlungs- und Beförderungsgenehmigung 

(1) Abfälle dürfen gewerbsmäßig oder im Rah-
men wirtschaftlicher Unternehmen nur mit Geneh-
migung der zuständigen Behörde eingesammelt 
oder befördert werden. Dies gilt nicht 

1. für die in § 3 Abs. 2 genannten Körper-
schaften sowie für die von diesen beauf-
tragten Dritten, 

2. für die Einsammlung oder Beförderung 
von Erdaushub, Straßenaufbruch und 
Bauschutt, soweit diese nicht durch 
Schadstoffe verunreinigt sind, sowie für 
Autowracks und Altreifen, 

3. für die Einsammlung oder Beförderung 
geringfügiger Abfallmengen im Rahmen 
wirtschaftlicher Unternehmen, soweit die 
zuständige Behörde auf Antrag oder von 
Amts wegen diese von der Genehmigungs-
pflicht nach Satz 1 freigestellt hat. 

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn ge-
währleistet ist, daß eine Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit nicht zu besor-
gen ist, insbesondere keine Tatsachen be-
kannt sind, aus denen sich Bedenken gegen 
die Zuverlässigkeit des Antragstellers oder 
der für die Leitung und Beaufsichtigung des 
Betriebes verantwortlichen Personen erge-
ben, und die geordnete Entsorgung im übri-
gen sichergestellt ist. Werden Abfälle in eine 
Anlage zur vorbereitenden Behandlung oder 
Lagerung von Abfällen (Zwischenlager) be-
fördert, hat der Antragsteller eine Bescheini-
gung des Betreibers vorzulegen, aus der her-
vorgeht, daß das Zwischenlager für diese Ab-
fälle zugelassen ist und keine Vermischung 
mit solchen Abfällen erfolgen wird, die auf 
Grund von Nebenbestimmungen nach § 8 
Abs. 1, Anordnungen nach § 9 oder auf Grund 
einer Rechtsverordnung nach § 14 Abs. 1 
Nr. 2 getrennt gehalten werden müssen. Die 
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Genehmigung kann unter Bedingungen er-
teilt und mit Auflagen verbunden werden, so-
weit dies zur Wahrung des Wohls der Allge-
meinheit erforderlich ist. Sie kann befristet 
und unter dem Vorbehalt des Widerrufs er-
teilt werden."  

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 
„(4) Rechtsvorschriften, die aus Gründen 

der Sicherheit im Zusammenhang mit der 
Beförderung gefährlicher Güter erlassen 
sind, bleiben unberührt." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Genehmigung kann unter Bedingungen er-
teilt und mit Auflagen verbunden werden, so-
weit dies zur Wahrung des Wohls der Allge-
meinheit erforderlich ist. Sie kann befristet 
und unter dem Vorbehalt des Widerrufs er-
teilt werden. 

(2) Zuständig ist die Behörde des Landes, in des-
sen Bereich die Abfälle eingesammelt werden oder 
die Beförderung beginnt. Bei freiwilliger oder 
durch Rechtsverordnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 3 vor-
geschriebener Rücknahme bestimmter Erzeugnisse 
durch den Vertreiber sowie im Falle des § 5 a ist für 
die Erteilung der Genehmigung die Behörde des 
Landes zuständig, in dem das Unternehmen seine 
Hauptniederlassung hat. Die Genehmigung gilt für 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes Vorschriften zu erlassen über 

1. die Antragsunterlagen und die Form der Geneh-
migung, 

2. die Festlegung der gebührenpflichtigen Tatbe-
stände im einzelnen, die Gebührensätze sowie 
die Auslagenerstattung. Die Gebühr beträgt 
mindestens zehn Deutsche Mark; sie darf im 
Einzelfall zehntausend Deutsche Mark nicht 
übersteigen. Die Vorschriften des Verwaltungs-
kostengesetzes sind anzuwenden. 

(4) Rechtsvorschriften, die aus Gründen der Si-
cherheit im Zusammenhang mit der Beförderung 
gefährlicher Güter erlassen sind, bleiben unbe-
rührt. 

§ 13 

Grenzüberschreitender Verkehr 

(1) Wer Abfälle in den, aus dem oder durch den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringen will, 
bedarf der Genehmigung der zuständigen Behörde. 
Sie darf nur erteilt werden, wenn 

1. von der Beförderung, Behandlung, Lagerung 
oder Ablagerung der Abfälle keine Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit zu besorgen 
ist, 

2. keine Tatsachen bekannt sind, aus denen sich 
Bedenken gegen die Zuverlässigkeit des Antrag-
stellers oder der für die Beförderung der Abfälle 
verantwortlichen Personen ergeben, 

wenn außerdem 

3. beim Verbringen der Abfälle in den Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes 
a) Abfallentsorgungspläne nach § 6 Abs. 1 oder 3 

nicht entgegenstehen, 
b) vom Antragsteller amtliche Erklärungen er-

bracht werden, daß die Entsorgung im Her- 
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kunftsstaat nicht ordnungsgemäß durchge-
führt werden kann; dies gilt nicht, wenn Ab-
fallentsorgungspläne nach § 6 Abs. 1 oder 3 
oder sonstige planerische Festlegungen der 
Länder unabhängig hiervon eine Entsorgung 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes vorse-
hen, 

4. beim Verbringen der Abfälle aus dem Geltungs

-

bereich dieses Gesetzes 
a) keine geeigneten Abfallentsorgungsanlagen 

in dem Land zur Verfügung stehen, in dem 
die Abfälle angefallen sind, und die Nutzung 
von Abfallentsorgungsanlagen eines anderen 
Landes nicht möglich ist oder für den Entsor-
gungspflichtigen eine unbillige Härte darstel-
len würde; dies gilt nicht, wenn Abfallentsor-
gungspläne nach § 6 Abs. 1 oder 3 die Entsor-
gung von Abfällen außerhalb des Geltungsbe-
reichs dieses Gesetzes vorsehen, 

b) vom Antragsteller amtliche Erklärungen er-
bracht werden, daß die Abfälle im Empfän-
gerstaat ordnungsgemäß entsorgt werden 
können und in den vom Transport berührten 
weiteren Staaten keine Bedenken gegen die 
Durchfuhr der Abfälle bestehen, 

c) von der Entsorgung im Empfängerstaat keine 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemein-
heit im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu 
besorgen ist, 

5. beim Verbringen der Abfälle durch den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes die in Nummer 4 
Buchstaben b und c genannten Voraussetzungen 
vorliegen. 

(2) Sollen die Abfälle mit dem Ziel ihrer Entsor-
gung auf Hoher See in den, aus dem oder durch 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht 
werden, so ist die Genehmigung zu erteilen, wenn 
der Antragsteller die Erlaubnis nach Artikel 2 des 
Gesetzes vom 11. Februar 1977 zu den Übereinkom-
men vom 15. Februar 1972 und 29. Dezember 1972 
zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch 
das Einbringen von Abfällen durch Schiffe und 
Luftfahrzeuge (BGB1. 1977 II  S. 165), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28. April 1980 
(BGB1. II  S. 606) geändert worden ist, vorlegt. In 
diesem Fall hat die zuständige Behörde lediglich 
die für die Beförderung erforderlichen Nebenbe-
stimmungen festzulegen. Soll die Entsorgung auf 
Hoher See weder über einen Hafen im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes noch durch ein Schiff erfol-
gen, das die Bundesflagge führt, darf die Genehmi-
gung nur erteilt werden, wenn die zuständige Be-
hörde nach Anhörung der für die Abfallentsorgung 
zuständigen Behörden der anderen Länder festge-
stellt hat, daß eine Entsorgung an Land im Sinne 
von Artikel 2 Abs. 1 Nr. 1 des in Satz 1 genannten 
Gesetzes nicht möglich ist und der Antragsteller 
eine Erlaubnis des Empfängerstaates nach Maß-
gabe der in Satz 1 genannten Abkommen vorlegt. 
Die Genehmigung darf nicht erteilt werden, wenn 
die Entsorgung auf See von einem Staat aus erfol- 
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gen soll, der den in Satz 1 genannten Abkommen 
nicht beigetreten ist. 

(3) Zuständig für die Erteilung der Genehmigung 
ist bei einer Verbringung nach Absatz 1 Nr. 3 die 
Behörde des Landes, in dem die Abfälle erstmals 
behandelt, gelagert oder abgelagert werden sollen, 
bei einer Verbringung nach Absatz 1 Nr. 4 oder 5 
oder Absatz 2 die Behörde des Landes, in dem die 
Beförderung der Abfälle beginnt. Die obersten Lan-
desbehörden der Länder, durch deren Gebiet Ab-
fälle verbracht werden sollen, erhalten durch die 
Genehmigungsbehörden vor Beginn der Beförde-
rung jeweils eine Ausfertigung der nach Absatz 1 
erteilten Genehmigung. 

(4) Die zuständige Behörde kann Proben der be-
förderten Abfälle entnehmen und untersuchen. 
Hierfür und für Amtshandlungen nach Absatz 1 
Satz 1 werden Kosten (Gebühren und Auslagen) er-
hoben. Kostenschuldner ist der Antragsteller, bei 
der Entnahme und Untersuchung von Proben da-
neben auch der Beförderer. 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes Vorschriften zu erlassen über 

1. die Antragsunterlagen, die Form des Antrags 
und der Genehmigung, 

2. die Beförderung, soweit dies zur Wahrung des 
Wohls der Allgemeinheit erforderlich ist, 

3. die Bestimmung der gebührenpflichtigen Tatbe-
stände im einzelnen, die Gebührensätze sowie 
die Auslagenerstattung; die Gebühr beträgt min-
destens hundert Deutsche Mark; sie darf im Ein-
zelfall zehntausend Deutsche Mark nicht über-
steigen; die Vorschriften des Verwaltungsko-
stengesetzes sind anzuwenden. 

(6) Der Bundesminister des Innern gibt im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
im Bundesanzeiger die Zollstellen bekannt, über 
die Abfälle in den, aus dem oder durch den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes verbracht werden 
können. 

§ 13a 

Mitwirkung anderer Behörden 

(1) Die Zollstellen wirken bei der Überwachung 
des Verbringens von Abfällen in den, aus dem oder 
durch den Geltungsbereich dieses Gesetzes mit. 
Besteht der Verdacht eines Verstoßes gegen Ver-
bote und Beschränkungen, die sich aus diesem Ge-
setz ergeben oder auf Grund dieses Gesetzes erlas-
sen worden sind, unterrichten sie die zuständigen 
Behörden. In Fällen des Satzes 2 können sie Ab-
fälle sowie deren Beförderungs- und Verpackungs-
mittel auf Kosten und Gefahr des Verfügungsbe-
rechtigten zurückweisen, bis zur Behebung der 
festgestellen Mängel sicherstellen oder anordnen, 
daß sie den zuständigen Behörden vorgeführt wer-
den. 
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(2) Für das Gebiet des Freihafens Hamburg kann 
der Bundesminister der Finanzen die in Absatz 1 
genannten Aufgaben durch Vereinbarung mit dem 
Senat der Freien und Hansestadt Hamburg dem 
Freihafenamt übertragen. § 14 Abs. 2 des Finanz-
verwaltungsgesetzes gilt entsprechend. 

§ 13b 

Kennzeichnung der Fahrzeuge 

Soweit eine Genehmigungspflicht nach § 12 oder 
§ 13 besteht, müssen Fahrzeuge, mit denen Abfälle 
auf öffentlichen Straßen befördert werden, mit zwei 
rechteckigen rückstrahlenden weißen Warntafeln 
von 40 Zentimeter Grundlinie und mindestens 
30 Zentimeter Höhe versehen sein; die Warntafeln 
müssen in schwarzer Farbe die Aufschrift „A" 
(Buchstabenhöhe 20 Zentimeter, Schriftstärke 
2 Zentimenter) tragen. Die Warntafeln sind wäh-
rend der Beförderung vorn und hinten am Fahr-
zeug senkrecht zur Fahrzeugachse und nicht höher 
als 1,50 Meter über der Fahrbahn deutlich sichtbar 
anzubringen. Bei Zügen muß die zweite Tafel an 
der Rückseite des Anhängers angebracht sein. Für 
das Anbringen der Warntafeln hat der Fahrzeug-
führer zu sorgen. 

§ 13c 

Grenzüberschreitender Verkehr innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaften 

(1) Zur Umsetzung von Rechtsakten der Europäi-
schen Gemeinschaften kann die Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Vorschriften erlassen über 

1. Abweichungen von den Genehmigungsvoraus-
setzungen des § 13 Abs. 1 Satz 2 für ein Verbrin-
gen von Abfällen in den, aus dem oder durch den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes in einen ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Gemein-
schaften, insbesondere über die Voraussetzun-
gen, bei deren Vorliegen eine Bestätigung im 
Sinne von Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie des Ra-
tes über die Überwachung und Kontrolle der 
grenzüberschreitenden Verbringung gefährli-
cher Abfälle in der Gemeinschaft (84/631/EWG) 
die Genehmigung nach § 13 Abs. 1 Satz 1 er-
setzt, 

2. die Anwendung von § 12 auf die Einsammlung 
oder Beförderung der Abfälle, soweit nach Num-
mer 1 Abweichungen von § 13 Abs. 1 Satz 2 fest-
gelegt werden, 

3. das Verwaltungsverfahren zur Durchführung 
der Richtlinie des Rates über die Überwachung 
und Kontrolle der grenzüberschreitenden Ver-
bringung gefährlicher Abfälle in der Gemein-
schaft (84/631/EWG) sowie die Ausfüllung der in 
der Richtlinie enthaltenen Begriffe der Notifi-
zierung, der Bestätigung und des Einwandes, 
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11. § 14 wird wie folgt gefaßt: 
„§ 14 

Rücknahmepflichten, getrennte Erfassung, 
Verpackungen und Behältnisse 

(1) Soweit es zur Vermeidung schädlicher 
Umwelteinwirkungen durch Abfallbeseitigung, 
zur Verringerung der in Abfällen enthaltenen 
Schadstoffe oder zur Verminderung des Abfall-
aufkommens erforderlich ist,  kann die Bundes-
regierung nach Anhörung der beteiligten Kreise 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, daß 

1. Abfälle, die wegen ihres Schadstoffgehalts 
oder zu ihrer Verwertung einer besonderen 
Behandlung bedürfen, von anderen Abfällen 
getrennt gehalten, eingesammelt und beför-
dert werden müssen und entsprechende 
Nachweise zu erbringen sind, 

2. die Hersteller oder Vertreiber bestimmter Er-
zeugnisse verpflichtet sind, diese wegen des 
Gehalts an Schadstoffen nach Gebrauch zu-
rückzunehmen und entsprechende Nach-
weise zu erbringen, 

3. bestimmte Erzeugnisse nur mit einer Kenn-
zeichnung in Verkehr gebracht werden dür-
fen, die auf eine geordnete Beseitigung, Ver-
wertung oder Rückgabe an den Hersteller 
oder Vertreiber hinweist, 

4. bestimmte Verpackungen und Behältnisse 
a) nur für bestimmte Zwecke oder nicht in 

Verkehr gebracht werden dürfen, wenn bei 
ihrer Beseitigung Schadstoffe freigesetzt 
werden oder an ihrer Stelle andere Ver-
packungen zu zumutbaren Bedingungen 
verwendet werden können, 

b) nur bei Verpflichtung zur Rücknahme 
nach Gebrauch oder bei Erhebung eines 
Pfandes in Verkehr gebracht werden dür-
fen, wenn sie wiederverwendbar sind oder 
ihre Verwertung außerhalb der Abfallbe-
seitigung nicht möglich ist; 

die Auswirkungen auf die Qualität der ver-
packten Erzeugnisse sind zu berücksichti-
gen. 

(2) Soweit es für die betroffenen Unternehmen 
unter Berücksichtigung des Wohls der Allge-
meinheit erforderlich is t,  dürfen Beschränkun-
gen und Verbote nach Absatz 1 Nr. 3 und 4 sowie 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

4. die Form und Zuleitung der Unterlagen für die 
Notifizierung und die hierfür geltenden Fristen. 

(2) § 13 Abs. 2 bis 6 bleibt unberührt. 

§ 14 
Kennzeichnung, getrennte Entsorgung, 
Rückgabe- und Rücknahmepflichten 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur 
Vermeidung oder Verringerung schädlicher Stoffe 
in Abfällen oder zu ihrer umweltverträglichen Ent-
sorgung nach Anhörung der beteiligten Kreise 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates zu bestimmen, daß 

1. Erzeugnisse wegen des Schadstoffgehalts der aus 
ihnen nach bestimmungsgemäßem Gebrauch in 
der Regel entstehenden Abfälle nur mit einer 
Kennzeichnung in Verkehr gebracht werden 
dürfen, die insbesondere auf die Notwendigkeit 
einer Rückgabe an Hersteller, Vertreiber oder 
an bestimmte Dritte hinweist, mit der die erfor-
derliche besondere Abfallentsorgung sicherge-
stellt wird (Kennzeichnungspflicht), 

2. Abfälle mit besonderem Schadstoffgehalt, deren 
ordnungsgemäße Verwertung oder sonstige Ent-
sorgung eine besondere Behandlung erfordern, 
von anderen Abfällen getrennt gehalten, einge-
sammelt, befördert oder behandelt werden müs-
sen und entsprechende Nachweise hierüber zu 
erbringen sind (Pflicht zu getrennter Entsor-
gung), 

3. Vertreiber bestimmter Erzeugnisse verpflichtet 
sind, diese nur bei Eröffnung einer Rückgabe-
möglichkeit oder Erhebung eines Pfandes in den 
Verkehr zu bringen (Rücknahme- und Pfand-
pflicht), 

4. bestimmte Erzeugnisse nur in bestimmter Be-
schaffenheit, für bestimmte Verwendungen, bei 
denen eine ordnungsgemäße Entsorgung der an-
fallenden Abfälle gewährleistet ist, oder über-
haupt nicht in Verkehr gebracht werden dürfen, 
wenn bei ihrer Entsorgung die Freisetzung 
schädlicher Stoffe nicht oder nur mit unverhält-
nismäßig hohem Aufwand verhindert werden 
könnte. 

(2) Die Bundesregierung legt zur Vermeidung 
oder Verringerung von Abfallmengen nach Anhö-
rung der beteiligten Kreise binnen angemessener 
Frist zu erreichende Ziele für Vermeidung, Venin- 
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Rücknahmepflichten nach Absatz 1 Nr. 2 und 4 
erst nach einer angemessenen Übergangsfrist in 
Kraft treten." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

gerung oder Verwertung von Abfällen aus be-
stimmten Erzeugnissen fest. Sie veröffentlicht die 
Festlegungen im Bundesanzeiger. Soweit zur Ver-
meidung oder Verringerung von Abfallmengen 
oder zur umweltverträglichen Entsorgung erfor-
derlich, insbesondere soweit dies durch Zielfestle-
gungen nach Satz 1 nicht erreichbar ist, kann die 
Bundesregierung nach Anhörung der beteiligten 
Kreise durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, daß bestimmte Er-
zeugnisse, insbesondere Verpackungen und Be-
hältnisse, 

1. in bestimmter Weise zu kennzeichnen sind, 

2. nur in bestimmter, die Abfallentsorgung spürbar 
entlastender Weise, insbesondere in einer die 
mehrfache Verwendung oder die Verwertung er-
leichternden Form, in Verkehr gebracht werden 
dürfen, 

3. nach Gebrauch zu umweltschonender Wieder-
verwendung, Verwertung oder sonstiger Entsor-
gung durch Hersteller, Vertreiber oder von die-
sen bestimmte Dritte zurückgenommen werden 
müssen und daß die Rückgabe durch geeignete 
Rücknahme- und Pfandsysteme sichergestellt 
werden muß, 

4. nach Gebrauch vom Besitzer in einer bestimm-
ten Weise, insbesondere getrennt von sonstigen 
Abfällen, überlassen werden müssen, um ihre 
Verwertung oder sonstige umweltverträgliche 
Entsorgung als Abfall zu ermöglichen oder zu 
erleichtern, 

5. nur für bestimmte Zwecke in Verkehr gebracht 
werden dürfen. 

§ 15 
Aufbringen von Abwasser und ähnlichen Stoffen 

auf landwirtschaftlich genutzte Böden 

(1) Die Vorschriften des § 2 Abs. 1 und des § 11 
gelten entsprechend, wenn Abwasser, Klär-
schlamm, Fäkalien oder ähnliche Stoffe auch aus 
anderen als den in § 1 Abs. 1 genannten Gründen 
auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht oder zu 
diesem Zweck abgegeben werden. Dies gilt für Jau-
che, Gülle oder Stallmist insoweit, als das übliche 
Maß der landwirtschaftlichen Düngung überschrit-
ten wird. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und mit 
dem Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates zur Wahrung des Wohls der Allge-
meinheit, insbesondere bei der Erzeugung von Le-
bens- oder Futtermitteln, Vorschriften über die Ab-
gabe und das Aufbringen der in Absatz 1 genannten 
Stoffe zu erlassen. Er kann hierbei die Abgabe und 
das Aufbringen 
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12. Folgender § 16 wird eingefügt: 

„§ 16 
Anhörung beteiligter Kreise 

Soweit Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwal-
tungsvorschriften die Anhörung der beteiligten 
Kreise vorschreiben, ist ein jeweils auszuwäh-
lender Kreis von Vertretern der Wissenschaft, 
der Betroffenen, der beteiligten Wirtschaft, des 
beteiligten Verkehrswesens und der für die Ab-
fallbeseitigung zuständigen obersten Landesbe-
hörden zu hören." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

1. bestimmter Stoffe nach Maßgabe von Merkma-
len wie Schadstoffgehalt im Stoff und im Boden, 
Betriebsgröße, Viehbestand, verfügbaren Flä-
chen und ihrer Nutzung, Aufbringungsart und 
-zeit und natürlichen Standortverhältnissen be-
schränken oder verbieten, 

2. von einer Untersuchung, Desinfektion oder Ent-
giftung dieser Stoffe, von der Einhaltung be-
stimmter Qualitätsanforderungen, von einer Un-
tersuchung des Bodens oder einer anderen ge-
eigneten Maßnahme abhängig machen. 

3.

Die Landesregierungen können Rechtsver-
ordnungen nach Absatz 2 über die Abgabe und das 
Aufbringen von Jauche, Gülle oder Stallmist erlas-
sen, soweit der Bundesminister des Innern von der 
Ermächtigung keinen Gebrauch macht; sie können 
die Ermächtigung durch Rechtsverordnung ganz 
oder teilweise auf andere Behörden übertragen. 

(4) Wegen der Anforderungen nach Absatz 2 
Satz 2 Nr. 1 und 2 und Absatz 3 kann auf jedermann 
zugängliche Bekanntmachungen sachverständiger 
Stellen verwiesen werden; § 5 a Abs. 3 Nr. 1 und 2 ist 
anzuwenden. 

(5) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall 
das Aufbringen von Abwasser, Klärschlamm, Fäka-
lien oder ähnlichen Stoffen auf landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden 
und die Abgabe zu diesem Zweck verbieten oder 
beschränken, soweit durch die aufzubringenden 
Stoffe oder durch Schadstoffkonzentrationen im 
Boden eine Beeinträchtigung des Wohls der Allge-
meinheit zu besorgen ist. Entsprechendes gilt für 
das Aufbringen von Jauche, Gülle oder Stallmist, 
wenn das übliche Maß der landwirtschaftlichen 
Düngung überschritten wird und dadurch insbe-
sondere eine schädliche Beeinflussung von Gewäs-
sern zu besorgen ist. 

(6) Die Vorschriften des Wasserrechts bleiben 
unberührt. 

§16 

Anhörung beteiligter Kreise 

Soweit Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts-
verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften die Anhörung der beteiligten Kreise vor-
schreiben, ist ein jeweils auszuwählender Kreis von 
Vertretern der Wissenschaft, der Betroffenen, der 
beteiligten Wirtschaft, des beteiligten Verkehrswe-
sens und der für die Abfallentsorgung zuständigen 
obersten Landesbehörden zu hören. 

§ 17 

(aufgehoben) 
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13. § 18 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird das Zitat „§ 4 Abs. 1" durch 
das Zitat „§ 4 Abs. 1 Satz 1" ersetzt. 

b) In Nummer 9 wird das Zitat „§ 12 Abs. 1" 
durch das Zitat „§ 12 Abs. 1 Satz 1" und das 
Zitat „§ 12 Abs. 1 Satz 3" durch das Zitat „§ 12 
Abs. 1 Satz 5" ersetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 18 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 4 Abs. 1 Abfälle außerhalb einer 
dafür zugelassenen Abfallentsorgungsanlage 
behandelt, lagert oder ablagert oder einer 
Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 4 zuwider-
handelt, soweit sie für einen bestimmten Tat-
bestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

2. entgegen § 4 Abs. 3 Abfälle im Sinne des § 2 
Abs. 2 zum Einsammeln, Befördern oder Ent-
sorgen überläßt, 

2 a. entgegen § 5 b Satz 1 keine Annahmestelle ein-
richtet oder seiner Hinweis- oder Nachweis-
pflicht nicht nachkommt, 

3. entgegen § 7 Abs. 1 oder 2 Satz 1 ohne die er-
forderliche Planfeststellung oder Genehmi-
gung eine Abfallentsorgungsanlage errichtet 
oder die Anlage oder ihren Betrieb wesentlich 
ändert, 

4. einer vollziehbaren Auflage nach § 8 Abs. 1 
Satz 1 oder einer vollziehbaren Anordnung 
nach § 15 Abs. 5 zuwiderhandelt, 

5. einer Anzeigepflicht nach § 10 Abs. 1 oder § 11 
Abs. 3 Satz 2, auch in Verbindung mit § 10 
Abs. 3 oder § 15 Abs. 1, zuwiderhandelt, 

6. entgegen § 11 Abs. 2 Satz 1 oder 2, auch in Ver-
bindung mit § 15 Abs. 1, Nachweise über Art, 
Menge oder Entsorgung von Abfällen nicht er-
bringt, Nachweisbücher nicht führt oder der 
zuständigen Behörde nicht zur Prüfung vor-
legt oder Belege nicht einbehält, aufbewahrt 
oder zur Prüfung vorlegt, obwohl die zustän-
dige Behörde dies verlangt, 

7. entgegen § 11 Abs. 3 Satz 1, auch in Verbin-
dung mit § 15 Abs. 1, über Abfälle im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 ein Nachweisbuch nicht führt oder 
Belege der zuständigen Behörde nicht zur 
Prüfung vorlegt, 

8. entgegen § 11 Abs. 4, auch in Verbindung mit 
§ 15 Abs. 1, das Betreten eines Grundstücks 
oder einer Wohnung nicht gestattet, eine Aus-
kunft nicht, nicht rechtzeitig, unvollständig 
oder nicht richtig erteilt, Abfallentsorgungsan-
lagen nicht zugänglich macht, Arbeitskräfte 
oder Werkzeuge oder Unterlagen nicht zur 
Verfügung stellt oder eine angeordnete Prü-
fung nicht vornehmen läßt, 

8 a. entgegen § 11a Abs. 1 Satz 1 oder 2 oder entge-
gen einer vollziehbaren Anordnung nach § 11 a 
Abs. 2 einen Betriebsbeauftragten für Abfall 
nicht bestellt, 

9. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 Abfälle ohne Ge-
nehmigung gewerbsmäßig oder im Rahmen 
wirtschaftlicher Unternehmen einsammelt 
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c) Die Nummer 11 wird wie folgt gefaßt: 
„11. einer Rechtsverordnung nach § 11 Abs. 2, 

auch in Verbindung mit § 15 Abs. 1, oder 
nach § 13 Abs. 5 Nr. 2, § 14 Abs. 1 oder 
§ 15 Abs. 2 oder 3 zuwiderhandelt, soweit 
sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

oder befördert oder einer vollziehbaren Auf-
lage nach § 12 Abs. 1 Satz 5 zuwiderhandelt, 

10. entgegen § 13 Abs. 1 Satz 1 Abfälle ohne Ge-
nehmigung in den, aus dem oder durch den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt 
oder einer mit einer Genehmigung nach § 13 
Abs. 1 Satz 1 verbundenen vollziehbaren Auf-
lage zuwiderhandelt, 

10a. als Fahrzeugführer entgegen § 13b die Warn-
tafel nicht oder nicht vorschriftsmäßig an-
bringt, 

11. einer Rechtsverordnung nach § 2 Abs. 3 Satz 1, 
§ 5 a Abs. 2 Satz 2 Nr. 1, § 11 Abs. 2 Satz 3, nach 
dieser Vorschrift auch in Verbindung mit § 15 
Abs. 1, oder nach § 13 Abs. 5 Nr. 2, § 14 Abs. 1 
oder Abs. 2 Satz 3, § 15 Abs. 2 oder 3 zuwider-
handelt, soweit sie für einen bestimmten Tat-
bestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu hunderttausend Deutsche Mark geahn-
det werden. 

§ 18a 

Einziehung 

Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 18 Abs. 1 
Nr. 1, 9, 10 oder 11 begangen worden, so können 
Gegenstände, 

1. auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht 
oder 

2. die zur Begehung oder Vorbereitung gebraucht 
wurden oder bestimmt gewesen sind, 

eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist anzuwenden. 

§19 

Zuständige Behörden 

Die Landesregierungen oder die von ihnen be-
stimmten Stellen bestimmen die für die Ausfüh-
rung dieses Gesetzes zuständigen Behörden, soweit 
die Regelung nicht durch Landesgesetz erfolgt. 

§§ 20 bis 29 

(aufgehoben) 

§ 29 a 

Vollzug im Bereich der Bundeswehr 

(1) Soweit es Gründe der Verteidigung zwingend 
erfordern, ist der Bund für einzelne Abfälle aus 
dem Bereich der Bundeswehr entsorgungspflichtig. 
Der Bundesminister der Verteidigung oder die von 
ihm bestimmte Stelle ist insoweit die für die Aus-
führung dieses Gesetzes zuständige Behörde. 
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Artikel 2 

Der Bundesminister des Innern kann den Wort-
laut des Abfallbeseitigungsgesetzes in der ab In-
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung im 
Bundesgesetzblatt neu bekanntmachen. 

Artikel 3 

Das Altölgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. Dezember 1979 (BGBl. I S. 2113) wird 
wie folgt geändert: 

1. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 

„§ 2 a 

Altöle, Beifügungsverbot 

(1) Altöle im Sinne dieses Gesetzes sind ge-
brauchte 

1. Verbrennungsmotoren- und Getriebeöle, 

2. mineralische Maschinen-, Turbinen- und Hy-
drauliköle. 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates weitere 
vergleichbare Stoffe bestimmen, die nach Aus-
gangsprodukt und Anfallstelle als Altöle im 
Sinne dieses Gesetzes anzusehen sind und ohne 
schädliche Umwelteinwirkungen verwertet, ins-
besondere aufgearbeitet werden können. Rück-
stände aus Öl- und Benzinabscheidern sind 
keine Altöle. 

(2) In Altölen dürfen nur gebrauchs- oder be-
triebsbedingte Fremdstoffe, die beim üblichen 
Gebrauch des Frischöls unvermeidbar anfallen, 
enthalten sein.. Altölen dürfen keine Fremdstoffe 
beigefügt werden. Bei Verstößen gegen Satz 2 
muß der hierfür Verantwortliche die Gesamt-
menge nach den Vorschriften des Abfallbeseiti-
gungsgesetzes beseitigen. Ist dieser nicht fest-
stellbar, ist der Besitzer für die ordnungsgemäße 
Beseitigung verantwortlich. Der Besitzer der Alt-
öle hat dem Unternehmen das die Altöle abholt, 
schriftlich zu bestätigen, daß er den Altölen keine 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) Der Bundesminister der Verteidigung wird er-
mächtigt, aus zwingenden Gründen der Verteidi-
gung und zur Erfüllung zwischenstaatlicher Ver-
pflichtungen für die Entsorgung von Abfällen im 
Sinne des Absatzes 1 aus dem Bereich der Bundes-
wehr Ausnahmen von diesem Gesetz und den auf 
dieses Gesetz gestützten Rechtsverordnungen zu-
zulassen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht im Land Ber-
lin. 

§ 30 

Aufhebung des Altölgesetzes, 
Überleitungsbestimmungen 

(1) Das Altölgesetz vom 23. Dezember 1968 
(BGB1. I S. 1419) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. Dezember 1979 (BGB1. I S. 2113) mit 
seinen Ausführungsbestimmungen wird nach Maß-
gabe des Absatzes 2 aufgehoben. 

(2) Bis zum Auslaufen der Kostenzuschüsse am 
31. Dezember 1989 bleiben die §§ 1, 2 Abs. 1 und 2, 
§ 3 Abs. 4 Satz 2 sowie die §§ 4 und 5 des Altölgeset-
zes, die Erste Verordnung zur Durchführung des 
Altölgesetzes in der Fassung vom 28. Mai 1982 
(BGBl. I S. 653) sowie die Richtlinien über die Ge-
währung von Zuschüssen nach dem Altölgesetz in 
Kraft. Der Betrag der Ausgleichsabgabe wird auf 
zwanzig Deutsche Mark für 100 kg abgabepflichtige 
Waren festgesetzt. Der Ermittlung der beseitigten 
Altölmengen wird der Altölbegriff des § 5 a dieses 
Gesetzes zugrunde gelegt. 

(3) Die nach Auslaufen der Kostenzuschüsse ver-
bleibenden Mittel des Rückstellungsfonds werden 
in den Bundeshaushalt übernommen. 

(4) Bis zum 31. Dezember 1989 gelten die mit dem 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft abgeschlos-
senen Verträge über die Abholung von Altölen als 
Genehmigung nach § 12 dieses Gesetzes. Wer ge-
werbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Un-
ternehmen Altöle einsammelt oder befördert, hat 
dies der zuständigen Behörde unter Vorlage des 
mit dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft ab-
geschlossenen Vertrages innerhalb von drei Mona-
ten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes anzuzeigen. 
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Fremdstoffe beigefügt hat. In begründeten Zwei-
felsfällen ist das Unternehmen, das die Altöle ab-
holt, berechtigt, die Abnahme zu verweigern; es 
hat in diesem Fall die zuständige Behörde zu 
unterrichten. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften erlassen über 

1. die Ermittlung und Messung der abgenomme-
nen Stoffe, 

2. die Entnahme und Untersuchung von Proben, 
den Verbleib und die Aufbewahrung von 
Rückstellungsproben und die hierfür anzu-
wendenden Verfahren, 

3. den zulässigen Anteil an Fremdstoffen insge-
samt, der 10 vom Hundert nicht überschreiten 
darf, sowie den zulässigen Gehalt an einzelnen 
Fremdstoffen oder Fremdstoffgruppen, 

4. den Gehalt an einzelnen Fremdstoffen oder 
Fremdstoffgruppen, der nicht überschritten 
werden darf, wenn Altöle aufgearbeitet werden 
sollen. 

Die Begrenzung nach Satz 1 Nr. 3 gilt nicht für 
die im Bereich der See- und Binnenschiffahrt 
anfallenden Bilgenaltöle; § 8 Abs. 2 bleibt unbe-
rührt. 

(4) Die Haftung des Altölbesitzers für Schäden, 
die durch nicht oder nicht richtig angezeigte 
Fremdstoffe oder durch unzulässiges Beifügen 
von Fremdstoffen mit Altöl entstehen, bleibt un-
berührt." 

2. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

3 
Abnahme der Altöle 

(1) Soweit die zur ordnungsgemäßen Samm-
lung und unschädlichen Beseitigung von Altölen 
erforderlichen Einrichtungen vorhanden sind 
und dem Bundesamt zur Verfügung stehen, hat 
dieses sicherzustellen, daß im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes 

1. Altöle in Mengen ab 2001 kostenlos abgeholt 
werden, 

2. für Mengen unter 2001 das spätere Abholen 
vorbereitet wird. 

(2) Altöle, die der Besitzer nicht selbst in dafür 
zugelassenen Anlagen ordnungsgemäß beseitig t, 

 sind den gewerblichen oder sonstigen wirtschaft-
lichen Unternehmen oder juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts zu überlassen, die sich 
gegenüber dem Bundesamt vertraglich verpflich-
tet haben, Altöle abzuholen. Verträge dürfen nur 
mit solchen Unternehmen abgeschlossen werden, 
bei denen nach Feststellung der zuständigen Be-
hörde 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 
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1. die erforderlichen technischen Hilfsmittel und, 
falls die Unternehmen die Altöle selbst beseiti

-

gen, zugelassene Anlagen zur unschädlichen 
Beseitigung von Altölen vorhanden sind und 

2. keine Tatsachen bekannt sind, aus denen sich 
Bedenken gegen die Zuverlässigkeit der mit 
der Sammlung beauftragten Personen erge-
ben. 

Bestehende Verträge können mit sofortiger Wir-
kung gekündigt werden, wenn die vorgenannten 
Voraussetzungen nach Feststellung der zuständi-
gen Behörde fehlen oder entfallen sind. Soweit 
die Unternehmen die Altöle nicht selbst beseiti-
gen, sind diese zur Beseitigung an Unternehmen 
weiterzugeben, die durch Vorlage einer amtli-
chen Bescheinigung nachgewiesen haben, daß in 
ihrem Betrieb die unschädliche Beseitigung der 
Altöle gewährleistet ist. Die amtliche Bescheini-
gung ist der zuständigen Behörde auf Verlangen 
vorzulegen." 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Textstelle „im Sinne des 
§ 3 Abs. 2" gestrichen. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(2) Gewerbliche und sonstige wirtschaftliche 
Unternehmen haben für jeden Betrieb, in dem 
Altöle in einer Menge von jährlich mindestens 
500 1 anfallen oder bei dem mit einem jährlichen 
Anfall von Altölen in dieser Menge zu rechnen 
ist, die Übernahme und Abgabe der Altöle durch 
Belege nachzuweisen, diese aufzubewahren und 
der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzule-
gen. Das gleiche gilt für gewerbliche und sonstige 
wirtschaftliche Unternehmen, die Altöle in einer 
Menge von jährlich mindestens 5001 überneh-
men. Wer die Voraussetzungen nach Satz 1 oder 2 
erfüllt, hat dies der zuständigen Behörde bei Auf-
nahme seiner Tätigkeit schriftlich anzuzeigen. 
Gewerbliche oder sonstige wirtschaftliche Unter-
nehmen, die Altöle in dafür zugelassenen Anla-
gen beseitigen, haben ein Nachweisbuch zu füh-
ren, in das fortlaufend Art und Menge der Altöle 
sowie das Verfahren und der Zeitpunkt ihrer Be-
seitigung einzutragen sind. Das Nähere über die 
Einrichtung und Führung des Nachweisbuches, 
über das Einbehalten von Belegen und über die 
Aufbewahrungsfristen regelt der Bundesminister 
des Innern durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates. 

(3) Die zuständige Behörde kann auf Antrag 
oder von Amts wegen eine zentrale Führung von 
Nachweisbüchern in einem Hauptbetrieb zulas-
sen, wenn die Überwachung des Verbleibs der 
Altöle dadurch nicht beeinträchtigt wird." 

4. § 8 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Für den Bereich der See- und Binnen-
schiffahrt wird der Bundesminister für Verkehr 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 
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ermächtigt im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister des Innern durch Rechtsverordnung 
Vorschriften zu erlassen über das Sammeln und 
die Abgabe der Altöle auf Wasserfahrzeugen und 
schwimmenden Anlagen, insbesondere über 

1. die Pflicht zur Abgabe der Altöle in bestimm-
ten Zeitabständen an ein abnahmepflichtiges 
Unternehmen (§ 3) oder an eine von der 
zuständigen Behörde zugelassene Sammel-
stelle, 

2. den Nachweis der Abgabe und die Aufbewah-
rung dieser Nachweise, 

3. die Überwachung des Sammelns und der Ab-
gabe der Altöle und 

4. die Erhebung von Beiträgen und Gebühren zur 
Deckung der Kosten der Beseitigung von 
Bilgenaltölen aus Wasserfahrzeugen und 
schwimmenden Anlagen auf Binnenwasser-
straßen. Die Rechtsverordnung kann auch das 
Verfahren der Einziehung der Beiträge und 
Gebühren sowie ihre Abführung und Abrech-
nung mit dem Betreiber der Anlagen regeln, 
der die angefallenen Altöle beseitigt. Sie kann 
auch private Betreiber von Umschlagsanlagen 
zur Einziehung und Abführung der Beiträge 
und Gebühren und zur Buchführung hierüber 
und über den Schiffsverkehr an der Umschlag-
stelle verpflichten. Die Rechtsverordnung be-
darf der Zustimmung des Bundesrates, wenn 
eine nach Landesrecht zuständige Stelle tätig 
werden soll." 

5. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt,  wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 a Abs. 2 Satz 2 Altölen Fremdstoffe 
beifügt, 

2. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 1 Altöle nicht den dort 
bezeichneten gewerblichen oder sonstigen 
wirtschaftlichen Unternehmen sowie juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts über-
läßt, 

3. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 4 Altöle an Beseiti-
gungsunternehmen weitergibt, die nicht über 
die erforderliche amtliche Bescheinigung ver-
fügen, 

4. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 5 die amtliche Be-
scheinigung der zuständigen Behörde auf Ver-
langen nicht vorlegt, 

5. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 1 oder 2 Belege nicht 
einbehält, nicht aufbewahrt oder der zuständi-
gen Behörde auf Verlangen nicht vorlegt, 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 
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6. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 3 eine Anzeige nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

7. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 4 Nachweisbücher 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
führt, 

8. entgegen § 6 Abs. 4 Satz 5 das Betreten von 
Grundstücken, Anlagen oder Geschäftsräu-
men, die Vornahme von Prüfungen oder Be-
sichtigungen, die Entnahme von Proben oder 
die Einsichtnahme in geschäftliche Unterla-
gen nicht gestattet oder Unterlagen nicht vor-
legt oder 

9. einer Rechtsverordnung nach 

a) § 6 Abs. 2 Satz 5 oder 

b) § 8 Abs. 2 

zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3, 5 und 9 Buchstabe b mit 
einer Geldbuße bis zu einhunderttausend Deut-
sche Mark, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4, 6 
bis 8, 9 Buchstabe a mit einer Geldbuße bis zu 
zehntausend Deutsche Mark geahndet werden." 

Es wird folgender § 11 eingefügt: 

„§ 11 

Übergangsbestimmung 

Bis zum Auslaufen der Kostenzuschüsse nach 
diesem Gesetz am 31. Dezember 1990 wird bei der 
Ermittlung der beseitigten Altölmengen der Alt-
ölbegriff in der bis zum . [Tag vor dem Inkraft-
treten dieser Novelle] ... geltenden Fassung zu-
grunde gelegt." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 31 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 2 

Änderung des Strafgesetzbuches 

§ 327 des Strafgesetzbuches in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Januar 1975 (BGBl. I S. 1), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie 
folgt geändert: 

Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. eine Abfallentsorgungsanlage im Sinne des Ab-
fallgesetzes". 
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Artikel 4 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Ver-
kündung folgenden dritten Kalendermonats in 
Kraft. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 3 
Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Ver-
kündung folgenden dritten Kalendermonats in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Abfallbeseitigungsge-
setz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Januar 1977 (BGBl. I S. 41, 288), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 18. Februar 1986 (BGBl. I S. 265), 
außer Kraft. 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/5656 

Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Hartenstein, Frau Hönes, Schmidbauer 
und Baum 

I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung in Druck-
sache 10/2885 wurde zusammen mit dem Antrag 
der Fraktion der SPD in Drucksache 10/2601 in 
der 144. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
14. Juni 1985 beraten und an den Innenausschuß 
federführend, den Ausschuß für Wirtschaft, den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, den Ausschuß für Jugend, Familie und Ge-
sundheit und den Ausschuß für Forschung und 
Technologie, der Antrag in Drucksache 10/2601 dar-
über hinaus auch an den Finanzausschuß zur Mit-
beratung überwiesen. Die Gesetzentwürfe der Frak-
tion DIE GRÜNEN in Drucksachen 10/3629 und 
10/3630 wurden in der 162. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 3. Oktober 1985 beraten und an 
den Innenausschuß federführend, den Finanzaus-
schuß, den Ausschuß für Wirtschaft, den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, den 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit so-
wie den Ausschuß für Forschung und Technologie 
zur Mitberatung überwiesen. 

Der Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN in 
Drucksache 10/1435 wurde in der 75. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 8. Juni 1984 zusammen 
mit einer Reihe weiterer umweltpolitischer Vorla-
gen erörtert und an den Ausschuß für Wirtschaft 
federführend sowie an den Innenausschuß zur Mit-
beratung überwiesen. Nachdem der Innenausschuß 
mit Schreiben vom 24. Oktober 1984 an den Präsi-
denten des Deutschen Bundestages beantragt hatte, 
den Gesetzentwurf wegen des sachlichen Zusam-
menhangs mit dem Gesetzentwurf in Drucksache 
10/2885 zur federführenden Beratung an den Innen-
ausschuß zu überweisen, wurde aufgrund einer ent-
sprechenden Vereinbarung im Ältestenrat der Ge-
setzentwurf in Drucksache 10/1435 dann in der 
95. Sitzung des Deutschen Bundetages am 26. Okto-
ber 1984 in Abänderung der am 8. Juni 1984 getrof-
fenen Entscheidung nunmehr zur federführenden 
Beratung an den Innenausschuß und zur Mitbera-
tung an den Ausschuß für Wirtschaft überwiesen. 
Hinsichtlich der Gründe, die im einzelnen zu dem 
Antrag auf Abänderung der Überweisung geführt 
haben, ist auf die Ausführungen im Bericht des 
Innenausschusses gemäß § 62 Abs. 2 GO in Druck-
sache 10/5166 unter II. zu verweisen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in 
Drucksache 10/2885 sowie den Antrag in Druck-
sache 10/2601 in seiner 73. Sitzung am 26. Juni 1985 
sowie - auf der Grundlage der am 30. September 
1985 durchgeführten umfassenden öffentlichen An-
hörung von Sachverständigen - unter Einbezie-
hung der zwischenzeitlich überwiesenen Gesetzent-
würfe in Drucksachen 10/3629 und 10/3630 in seiner 
88. Sitzung am 4. Dezember 1985, seiner 89. Sitzung 

am 11. Dezember 1985 sowie unter weiterer Ein-
beziehung des Gesetzentwurfes in Drucksache 
10/1435, der erstmals in seiner 35. Sitzung am 3. Ok-
tober 1984 beraten worden war, in seiner 104. Sit-
zung am 12. März 1986, seiner 107. Sitzung am 
19. März 1986 sowie - auf der Grundlage einer am 
11. April 1986 durchgeführten nicht-öffentlichen 
Anhörung von Sachverständigen zu den von den 
Koalitionsfraktionen vorgelegten Regelungsvor-
schlägen der §§ 5 a, 5 b und 14 - in seiner 109. Sit-
zung am 16. April 1986, seiner 111. Sitzung am 
23. April 1986 sowie abschließend in seiner 117. Sit-
zung am 14. Mai 1986 beraten. 

Der Innenausschuß hat mit Mehrheit seitens der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Oppo-
sitionsfraktionen beschlossen, die Annahme des 
Gesetzentwurfes in Drucksache 10/2885 entspre-
chend der vorgelegten Fassung zu empfehlen. 

Ferner empfiehlt der Ausschuß, 

- mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN 
bei Enthaltung seitens der Fraktion der SPD 
den Gesetzentwurf in Drucksache 10/3629, 

- mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen 
und der Fraktion der SPD gegen die Stimmen 
der Fraktion DIE GRÜNEN den Gesetzentwurf 
in Drucksache 10/3630, 

- mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN 
bei Enthaltung seitens der Fraktion der SPD 
den Gesetzentwurf in Drucksache 10/1435 und 

- mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei 
Enthaltung seitens der Fraktion DIE GRÜNEN 
den Antrag in Drucksache 10/2601 

abzulehnen. 

Außerdem sieht es der Ausschuß einvernehmlich 
als notwendig an, zu dem Gesetzentwurf die Ent-
schließung unter Nummer 3 seiner Beschlußemp-
fehlung zu verabschieden. 

II. Empfehlungen der beteiligten Ausschüsse 

1. Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund-
heit hat die Vorlagen in verbundener Beratung 
erörtert und folgende Empfehlungen beschlos-
sen: 

1.1 Den Gesetzentwurf in Drucksache 10/2885 in 
der vorliegenden Fassung anzunehmen - ge-
gen die Stimmen der Fraktion der SPD und des 
Mitglieds der Fraktion DIE GRÜNEN. 
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1.2 Den Gesetzentwurf in Drucksache 10/3629 ab-
zulehnen — gegen die Fraktion DIE GRÜNEN 
und einigen Enthaltungen mit der Mehrheit der 
Stimmen der Koalitionsfraktionen. 

1.3 Den Gesetzentwurf in Drucksache 10/3630 ab-
zulehnen — bei zwei Gegenstimmen und eini-
gen Enthaltungen. 

1.4 Den Antrag in Drucksache 10/2601 abzulehnen 
— mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktio-
nen und der Fraktion DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD. 

2. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
hat ebenfalls in seiner Sitzung am 15. Januar 
1986 empfohlen: 

2.1 Dem Gesetzentwurf in Drucksache 10/2885 zu-
zustimmen — mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Oppositions-
fraktionen. 

2.2 Die Gesetzentwürfe in Drucksachen 10/3630 
und 10/3629 jeweils abzulehnen — mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
Fraktion der SPD gegen die Fraktion DIE 
GRÜNEN. 

2.3 Dem Antrag in Drucksache 10/2601 nicht zuzu-
stimmen — mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Oppositions-
fraktionen. 

2.4 Die Bundesregierung zu ersuchen, angesichts 
des erheblichen Forschungsbedarfs im Bereich 
der Abfallwirtschaft im Rahmen des Pro-
gramms „Umwelttechnologie" verstärkt perso-
nelle und finanzielle Ressourcen mit den Priori-
täten Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Ab-
fallbeseitigung, insbesondere Beseitigung von 
Altlasten einzusetzen — einstimmig. 

3. Der Finanzausschuß hat sich mit den in seiner 
Zuständigkeit fallenden Teilen der Vorlagen in 
Drucksachen 10/2601 und 10/3630 (Einwegabga-
be/Verpackungsabgabe) befaßt und vorgeschla-
gen, dem Deutschen Bundestag die Ablehnung 
beider Vorlagen zu empfehlen. Dabei war die 
Empfehlung zur Ablehnung des Antrages in 
Drucksache 10/2601 mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN gegen die Fraktion der SPD gefaßt und 
die Ablehnung des Gesetzentwurfs in Druck-
sache 10/3630 mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen und der Fraktion der SPD gegen die 
Fraktion DIE GRÜNEN beschlossen worden. 
Die Koalitionsfraktionen haben dabei zum Aus-
druck gebracht, daß sie die Zielsetzung des Um-
weltschutzes befürworteten, sich jedoch gegen 
umweltpolitische Sonderabgaben aussprächen. 

4. Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Sit-
zung am 19. Februar 1986 folgende Empfehlun-
gen beschlossen: 

4.1 Zum Gesetzentwurf in Drucksache 10/2885 ist 
er der Auffassung, daß das Abfallbeseitigungs-
gesetz nicht zu bürokratischen Regelungen füh-
ren dürfe, die produktionssteuernd und -len-
kend wirkten. Abfälle seien ein Produktions-
faktor von zunehmender wirtschaftlicher Be-
deutung. Die Unternehmen hätten auf markt-
wirtschaftlicher Grundlage in der Regel ein Ei-
geninteresse an Abfallvermeidungs- und Ab-
fallverwertungsstrategien. Bereits seit langem 
unternehmen sie auf diesem Gebiet erhebliche 
Anstrengungen, die insgesamt zu einer deutli-
chen Verbesserung der Abfallsituation beige-
tragen hätten. Das Abfallaufkommen aus der 
Industrie sei von 1977 bis 1982 nur um 1 % ge-
wachsen, während die Produktion um 25 % ge-
steigert worden sei. Seit 1980 habe sich das ge-
samte Abfallaufkommen um 16 % vermindert. 

Das Ziel der Vermeidung schädlicher Umwelt-
einwirkungen durch Abfälle werde durch 
marktorientierte innovative Anreize rascher 
und umfassender erreicht als durch staatliche 
Eingriffe. Auf wirtschaftslenkende Reglemen-
tierungen sollte deshalb nach Möglichkeit ver-
zichtet werden. Privatwirtschaftliche Lösungen 
mit einer marktmäßigen Regulierung unter Be-
rücksichtigung der Rohstoff- und Energiepreise 
sowie der Abfallbeseitigungskosten hätten ein-
deutig Vorrang vor öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungssystemen. 

Die vorgesehene TA Abfall dürfe nicht über 
den gesetzlichen Rahmen hinausgehen; d. h. sie 
dürfe insbesondere weder ein Abfallvermei-
dungsgebot noch Produktions- oder Produkt-
vorschriften enthalten. 

Einer raschen Lösung bedürften nach Auffas-
sung des Ausschusses für Wirtschaft die im Be-
reich der Altölentsorgung aufgetretenen Pro-
bleme. Der Ausschuß halte eine Übernahme 
des Altölgesetzes in das Abfallbeseitigungsge-
setz für sachgerecht; dabei sei die Altölregelung 
an die geänderten Verhältnisse anzupassen. So-
weit dabei für den Vertrieb von Motor- und Ge-
triebeölen bestimmte Auflagen zur Sicherung 
einer ordnungsgemäßen Rückgabe der ge-
brauchten Öle vorgeschrieben würden, dürfe 
dies nicht dazu führen, daß herkömmliche Ver-
triebswege für Motoren- und Getriebeöle unter-
bunden und die Wettbewerbsverhältnisse auf 
diesem Markt nachhaltig gestört würden. Der 
Ausschuß für Wirtschaft begrüße im Hinblick 
auf diese derzeitigen wirtschaftlichen Pro-
bleme im Bereich der Altölverwertung die Be-
mühungen der beteiligten Bundes- und Landes-
behörden, eine geordnete Altölentsorgung auch 
in Zukunft auf privatwirtschaftlicher Basis si-
cherzustellen. Hierzu sollte auch die Mineralöl-
wirtschaft verstärkt einen Beitrag leisten. 

Im einzelnen werde zu dem Gesetzentwurf wie 
folgt Stellung genommen: 

Zu § 1 

Es sollte klargestellt werden, daß Stoffe, die 
durch gemeinnützige oder gewerbliche Samm- 
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lungen oder in sonstiger Weise einer ordnungs-
gemäßen Wiederverwendung oder Verwertung 
zugeführt würden, nicht den Vorschriften des 
Abfallbeseitigungsgesetzes unterfielen. Privat-
wirtschaftlich organisierte Altstoffsammlungen 
und -verwertungen müßten auch weiterhin au-
ßerhalb des Abfallbeseitigungsgesetzes mög-
lich bleiben. Die Klarstellung sei durch Unsi-
cherheiten über den aufgrund der Novellierung 
zugrunde zu legenden Abfallbegriff notwendig 
geworden. Eine Einschränkung auf solche 
Sammlungen, bei denen der Besitzer für die 
Abnahme der Abfälle „kein Entgelt zu entrich-
ten" habe, lehne der Ausschuß für Wirtschaft 
ab. Viele Formen bewährter Altstoffsammlun-
gen würden dann in die Illegalität abgedrängt. 
Die Entgeltzahlung sei grundsätzlich kein ge-
eignetes Kriterium für den Abfallbegriff; dieser 
würde von z. T. kurzfristigen Marktschwankun-
gen abhängig. 

Zu § 14 

a) Für die Verordnungsermächtigungen in § 14, 
die das Kernstück der Novelle bildeten, emp-
fehle der Ausschuß für Wirtschaft, weder 
dem Vorschlag der Bundesregierung noch 
den Vorschlägen des Bundesrates zu folgen. 
Es bedürfe vielmehr einer klaren Unter-
scheidung zwischen der Entsorgung gefähr-
licher Abfälle (Schadstoffregelung) einer-
seits und der bloßen Verminderung des Ab-
fallaufkommens (Mengenregelung) anderer-
seits. Demgemäß sollte § 14 Abs. 1 eine Rege-
lung „zur Abwehr schädlicher Umweltein-
wirkungen durch in Abfällen enthaltene 
Stoffe" vorsehen. Dagegen sollte § 14 Abs. 2 
eine Regelung „zur Vermeidung oder Ver-
minderung schädlicher Umwelteinwirkun-
gen durch Abfallmengen" mit weniger weit-
reichenden Eingriffsbefugnissen enthalten. 

b) Hinsichtlich der Mengenregelung sollten 
staatliche Eingriffe grundsätzlich nur subsi-
diär zulässig sein. Die Verordnungsermäch-
tigung sollte deshalb an die Voraussetzung 
geknüpft werden, daß Maßnahmen der be-
teiligten Wirtschaftskreise nach einer ange-
messenen Frist nicht ausreichten. Zumin-
dest sollte die Bundesregierung verpflichtet 
werden, vor dem Erlaß einer Rechtsverord-
nung Minderungsziele für das Abfallauf-
kommen festzulegen, die von den betroffe-
nen Kreisen binnen einer angemessenen 
Frist zu erreichen seien. Diese Festlegungen 
sollten im Bundesanzeiger veröffentlicht 
werden. 

c) Für die Mengenregelung in § 14 Abs. 2 lehne 
der Ausschuß für Wirtschaft eine Ermächti-
gung, die dem Verordnungsgeber direkte 
Eingriffe in den Produktionsprozeß ermögli-
chen würde, mit Nachdruck ab. Solche Ein-
griffe wären mit einer marktwirtschaftlich 
orientierten Abfallentsorgung nicht verein-
bar. Ausreichend seien staatliche Vorschrif-
ten für das Inverkehrbringen bestimmter 

Erzeugnisse, insbesondere Verpackungen 
und Behältnisse, zum Zweck der Abfallmin-
derung. 

d) Soweit bei der Mengenregelung (§ 14 Abs. 2) 
Rückgabesysteme für Verpackungen und 
Behältnisse durch Verordnung vorgeschrie-
ben werden könnten, sei eine möglichst 
wettbewerbsneutrale Ausgestaltung erfor-
derlich. Bewährte Systeme der Erfassung 
von Verpackungsmaterial, bei denen eine 
ausreichende Entsorgung ohne staatliche 
Eingriffe sichergestellt sei, dürfte nicht 
durch obligatorische Rücknahme- oder 
Pfandsysteme gefährdet werden. 

e) Der Ausschuß für Wirtschaft spreche sich 
gegen den Vorschlag des Bundesrates und 
der Bundesregierung in der Gegenäußerung 
aus, durch Verordnung in Einzelhandelsge-
schäften Mehrwegverpackungen für be-
stimmte Erzeugnisse vorschreiben zu kön-
nen. Ein solches staatlich angeordnetes „al-
ternatives Angebot" von Mehrwegverpak-
kungen könnte auf dem Getränkemarkt 
(Hersteller, Großhandel, Einzelhandel) er-
hebliche Wettbewerbsverschiebungen be-
wirken, deren Konsequenzen heute nicht an-
nähernd zu übersehen seien. Umweltpoli-
tisch sei eine solche Ermächtigung verzicht-
bar, da das Ziel einer Verminderung des 
Verpackungsaufkommens auf andere wett-
bewerbsneutralere Weise ebenso wirksam 
erreicht werden könne. 
Sollte der federführende Innenausschuß bei 
den abschließenden Beratungen neue For-
mulierungen zu wirtschaftlich relevanten 
Themen beschließen — insbesondere zu 
Fragen des Altölgesetzes —, behalte sich der 
Ausschuß für Wirtschaft vor, die Beratungen 
noch einmal aufzunehmen. 

Diese Stellungnahme war mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen bei einer Enthaltung ei-
nes Mitgliedes der Fraktion der SPD gegen die 
Stimmen der übrigen Mitglieder der Fraktion 
der SPD und die Stimme des Vertreters der 
Fraktion DIE GRÜNEN beschlossen worden. 

Abgelehnt hatte der Ausschuß für Wirtschaft 
folgende Anträge der Fraktion der SPD: 

a) In § 1 Abs. 1 sollte folgender Satz 2 ange-
führt werden: 
„Bewegliche Sachen, die der Besitzer der be-
seitigungspflichtigen Körperschaft oder dem 
von dieser beauftragten Dritten zur Verwer-
tung oder Verbrennung überläßt, gelten als 
Abfälle, bis sie oder die aus ihnen gewonne-
nen Stoffe oder erzeugte Energie dem Wirt-
schaftskreislauf zugeführt werden."  (Mit 
Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD). 

b) An § 1 Abs. 3 Nr. 5 (neu) sollte das Wort „dür-
fen" angefügt werden. (Mit Mehrheit seitens 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
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der Fraktion der SPD bei Enthaltung seitens 
der Fraktion DIE GRÜNEN.) 

c) § 2 a solle entfallen und § 2 die folgende Fas-
sung erhalten: 

2 
Grundsätze der Abfallwirtschaft 

(1) 1. Die Entstehung von Abfällen ist zu 
vermeiden, soweit dies technisch 
möglich ist und der Aufwand nicht 
außer Verhältnis zu dem damit ver-
folgten Zweck steht (Abfallvermei-
dung). 

2. Unvermeidbare Abfälle sind wei-
testgehend in den Stoffkreislauf zu-
rückzuführen (Abfallverwertung). 

3. Nicht verwertbare Abfälle sind so 
zu beseitigen, daß eine Gefährdung 
der Umwelt oder des Wohls der All-
gemeinheit vermieden und dem 
Entstehen einer solchen Gefähr-
dung im Sinne der Vorsorge vorge-
beugt wird (Abfallbeseitigung). 

(2) Die stoffliche Verwertung von Abfällen 
hat Vorrang vor der Energieerzeugung aus 
Abfällen (Müllverbrennung). Die Verbren-
nung von Abfällen ist Teil der Abfallbeseiti-
gung. 

(3) Abfälle sind insbesondere nach Maß-
gabe von Rechtsverordnungen aufgrund des 
§ 4 Abs. 1 zu vermeiden. Die Bestimmungen 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und 
der aufgrund des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften, die 
der Vermeidung von Abfällen durch den Ein-
satz reststoffarmer Verfahren oder durch 
Verwertung von Reststoffen diene, sowie 
weitergehende landesrechtliche Vorschriften 
bleiben unberührt. 

(4) Abfälle sind nach verwertbaren und zu 
beseitigenden Stoffen getrennt einzusam-
meln, zu befördern, zu lagern oder abzula 
gern, soweit dies zur Verwertung oder schad-
losen Beseitigung erforderlich ist. Die Rah-
menbedingungen dafür werden in einer 
Technischen Anleitung zur Behandlung, Ver-
wertung und Beseitigung von Abfällen (TA 
Abfall) festgelegt. Das Nähere regeln die 
Länder unter Beteiligung der Gemeinden 
durch Rechtsverordnung. 

(5) Unvermeidbare und nicht verwertbare 
Abfälle sind so zu beseitigen, daß das Wohl 
der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird, 
insbesondere dadurch, daß 

1. (siehe § 2 Abs. 1 Nr. 1 geltende Fassung bis 
Absatzende „sind zu beachten"). 

(6) § 2 Abs. 2 (neu) wird Absatz 5. 

(7) Der Abfallerzeuger hat bei der Herstel-
lung von , Produkten und bein Anfall von 
Reststoffen im Sinne von § 2 Abs. 2 (geltende 

Fassung) den Nachweis zu erbringen, daß die 
Entstehung von Abfällen nach dem Stand 
der Technik unvermeidbar und eine Wieder-
verwertung oder schadlose Beseitigung si-
chergestellt ist. Bei der Genehmigung von 
Neuanlagen oder Erweiterung von bestehen-
den Anlagen wird eine Abfallverträglich-
keitsprüfung im Sinne von Satz 1 als Geneh-
migungskriterium eingeführt." 

(Mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktio-
nen und der Fraktion DIE GRÜNEN bei Ent-
haltung eines Mitglieds der Fraktion der 
SPD gegen die große Mehrheit der Stimmen 
der Fraktion der SPD.) 

d) Zu § 2 a Abs. 2 

„(2) Abfälle sind insbesondere nach Maß-
gabe von Rechtsverordnungen aufgrund des 
§ 14 Abs. 1 zu vermeiden. Die Vorschriften 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und 
der aufgrund des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, 
die die Vermeidung von Abfällen durch den 
Einsatz reststoffarmer Verfahren oder durch 
Verwertung von Reststoffen regeln, sowie 
weitergehende landesrechtliche Vorschriften 
bleiben unberührt." 

(Mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der großen Mehrheit 
der Mitglieder der Fraktion der SPD bei Ent-
haltung des Mitglieds der Fraktion DIE 
GRÜNEN und eines Mitglieds der Fraktion 
der SPD.) 

e) In § 3 Abs. 2 Satz 3 (neu) sollte nach dem 
Wort „oder" das Wort „insbesondere" gestri-
chen werden. 

In § 3 Abs. 6 Satz 1 sollte der Halbsatz „so-
fern nicht überwiegende öffentliche Interes-
sen entgegenstehen" nicht gestrichen wer-
den (Erstes Gesetz zur Bereinigung des Ver-
waltungsverfahrensrechts). 

(Mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der großen Mehrheit 
der Mitglieder der Fraktion der SPD bei Ent-
haltung des Mitglieds der Fraktion DIE 
GRÜNEN und eines Mitglieds der Fraktion 
der SPD.) 

f) § 3 Abs. 2 Sätze 3 und 4 (neu) sollten die fol-
gende Fassung erhalten: 

„Abfallverwertung hat Vorrang vor der son-
stigen Beseitigung, soweit sie technisch mög-
lich ist und die Kosten nicht außer Verhält-
nis zu den hieraus entstehenden Vorteilen 
für das Wohl der Allgemeinheit stehen. Das 
Verbrennen von Abfällen ist auf die Abfälle 
zu beschränken, die nicht nach Satz 3 ver-
wertet werden können." 

§ 3 Abs. 2 Satz 1: Hinter „... angefallenen Ab-
fällen" solle ergänzt werden: „zu verwerten 
oder". 

(Mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktio

-

nen und eines Mitglieds der Fraktion der 
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SPD gegen die große Mehrheit der Mitglie-
der der Fraktion der SPD bei Enthaltung des 
Mitglieds der Fraktion DIE GRÜNEN.) 

g) § 6 in seiner bisherigen Fassung sollte geän-
dert werden in: 

„§ 6 
Abfallwirtschaftspläne 

(1) Die Länder stellen für ihren Bereich 
Abfallwirtschaftspläne nach überörtlichen 
Gesichtspunkten auf, in denen die Ziele der 
Abfallwirtschaft (§ 2) umgesetzt werden. In 
diesen Abfallwirtschaftsplänen sind geeig-
nete Standorte für Abfallverwertungsanla-
gen und für Abfallbeseitigungsanlagen fest-
zulegen. Die Abfallwirtschaftspläne der Län-
der sollen aufeinander abgestimmt werden. 
Abfälle im Sinne des § 2 Abs. 3 sind in den 
Abfallwirtschaftsplänep besonders zu be-
rücksichtigen. Für Abfallarten im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 (Sonderabfälle) sollen länderüber-
greifende Verbundlösungen für die Verwer-
tung bzw. Beseitigung angestrebt werden. 
Die Abfallwirtschaftspläne 	bestimmen 
ferner den Träger sowie das Einzugsgebiet 
einer Abfallverwertungs- oder Abfallbeseiti-
gungsanlage. Die Festlegungen in den Ab-
fallwirtschaftsplänen sind für die, Verwer-
tungspflichtigen oder Beseitigungspflichti-
gen verbindlich. 

(2) Die Aufstellung und regelmäßige Fort-
schreibung der Abfallwirtschaftspläne durch 
die Länder erfolgt unter Mitwirkung der. 
Kommunen. 

(3) Solange ein Abfallwirtschaftsplan noch 
nicht aufgestellt ist, gelten die bisherigen Ab-
fallbeseitigungspläne bis zu einer Über-
gangsfrist von drei Jahren." 

(Mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD bei Enthaltung seitens der Fraktion 
DIE GRÜNEN.) 

h) In § 7 Abs. 2 Satz 2 (neu) sollte hinter 
„... durch sortieren" angefügt werden „oder 
kompostieren". 

(Mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der Oppositionsfrak- 
tionen.) 

i) In § 11 sollte folgender Absatz aus Abfall-
wirtschaftsstatistik eingefügt werden: 

„Die Entwicklung der Abfallwirtschaft und 
deren Übereinstimmung mit den in § 2 defi-
nierten Zielen ist durch eine Abf allwirt-
schaftsstatistik zu kontrollieren. Um die Ab-
fallströme vom Entstehungsort an zu erfas-
sen, wird eine Meldepflicht für Betriebe und 
öffentliche Einrichtungen, bei denen Abfälle 
im Sinne von § 2 Abs. 2 (Regierungsentwurf) 
anfallen, über Art, Menge und Zusammen-
setzung dieser Abfälle eingeführt. Die Besei-
tigungspflichtigen haben jährlich Abfallbi-
lanzen zu erstellen, in denen das Abfallauf- 

kommen nach Art und Menge sowie dessen 
Verwertung und Beseitigung dargestellt und 
begründet wird." 

(Mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der Oppositionsfrak-
tionen.) 

j) Folgender § 14 a sollte angefügt werden: 

„§ 14a 
Abgaben 

(1) Auf Einwegbehältnisse für Bier und Er-
frischungsgetränke wird eine Einwegabgabe 
oder Sondersteuer erhoben, die nach der 
Umweltverträglichkeit der verwendeten Ver-
packungsmaterialien zu staffeln ist. Das Nä-
here regelt eine Rechtsverordnung. 

(2) Auf Erzeugnisse, die besondere toxi-
sche Stoffe enthalten oder durch deren Be-
seitigung besondere toxische Stoffe entste-
hen, wird eine nach Art und Umfang des Ge-
fährdungspotentials gestaffelte Schadstoff-
abgabe erhoben. Das Nähere regelt eine 
Rechtsverordnung." 

(Mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktio-
nen und eines Mitglieds der Fraktion der 
SPD gegen die Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder der Fraktion der SPD bei Enthal-
tung seitens der Fraktion DIE GRÜNEN.) 

k) Zu Artikel 3 Nr. 1 

In § 2 a Abs. 2 sollte folgender neuer Satz 2 
eingefügt werden: 
„Als gebrauchs- oder betriebsbedingt gilt 
für halogenierte Kohlenwasserstoffe ein 
höchstzulässiger Anteil von 0,2 Gewichtspro-
zent." 

Die bisherigen Sätze 2 bis 5 sollten Sätze 3 
bis 6 werden. 
(Mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktio-
nen gegen die große Mehrheit der Stimmen 
der Fraktion der SPD bei Enthaltung seitens 
der Fraktion DIE GRÜNEN und eines Mit-
glieds der Fraktion der SPD.) 

1. ... Entölung von Wasserfahrzeugen, Fi-
nanzierung § 8 Abs. 2 Neufassung Altölgesetz 
— Drucksache 10/2885 Seite B. In § 8 Abs. 2 
des Altölgesetzes sollte die Nummer 4 (neu) 
ersatzlos gestrichen werden. 

(Mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der Oppositionsfrak-
tionen.) 

4.1 Inwieweit den Vorschlägen des Ausschusses für 
Wirtschaft im Rahmen der Beratungen des In-
nenausschusses Rechnung getragen worden ist 
und Anträge, die im Ausschuß für Wirtschaft 
abgelehnt wurden, auch im Innenausschuß 
keine Mehrheit gefunden haben, ergibt sich im 
einzelnen aus den Darlegungen unter IV. 

4.2 Der Ausschuß für Wirtschaft hat ferner empfoh-
len, die Gesetzentwürfe der Fraktion DIE GRÜ- 
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NEN in Drucksachen 10/3629 und 10/3630 sowie 
den Antrag der Fraktion der SPD in Druck-
sache 10/2601 abzulehnen. Dabei wurde die 
Empfehlung zu Drucksache 10/3629 mit Mehr-
heit gegen die Fraktion DIE GRÜNEN und bei 
einigen Enthaltungen von Mitgliedern der Frak-
tion der SPD, die Empfehlung zu Drucksache 
10/3630 mit Mehrheit seitens der Koalitions-
fraktionen sowie einiger Mitglieder der Frak-
tion der SPD gegen die Fraktion DIE GRÜNEN 
bei Enthaltung einiger Mitglieder der Fraktion 
der SPD und die Empfehlung zu Drucksache 
10/2601 mit Mehrheit seitens der Koalitions-
fraktionen und der Fraktion DIE GRÜNEN bei 
Enthaltung eines Mitglieds der Fraktion der 
SPD gegen die Stimmen der übrigen Mitglieder 
der Fraktion der SPD gefaßt. 

4.3 Von einer Beschlußfassung zu dem Gesetzent-
wurf der Fraktion DIE GRÜNEN in Drucksache 
10/1435 hat der Ausschuß für Wirtschaft in sei-
ner Sitzung am 19. März abgesehen, nachdem 
seitens der Fraktion DIE GRÜNEN im Aus-
schuß für Wirtschaft dieser Gesetzentwurf für 
erledigt erklärt worden war. 

5. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat in seiner Sitzung am 19. März 
1986 empfohlen, in § 7 Abs. 2 Satz 2 (Neufas-
sung) des Gesetzentwurfes in Drucksache 
10/2885 nach dem Wort „sortieren" die Worte 
„oder kompostieren" einzufügen; im übrigen hat 
der Ausschuß § 14 in der von den Koalitions-
fraktionen vorgelegten Neufassung zugestimmt. 
Die Gesetzentwürfe der Fraktion DIE GRÜNEN 
in Drucksachen 10/3629 und 10/3630 sowie der 
Antrag der Fraktion der SPD in Drucksache 
10/2601 waren mit Mehrheit abgelehnt worden. 

6. Der Rechtsausschuß hat sich an den Beratun-
gen gutachtlich beteiligt und in seiner Sitzung 
am 14. Mai 1986 mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Frak-
tion der SPD beschlossen, gegen den Gesetzent-
wurf keine rechtlichen Bedenken zu erheben. 

7. Der Innenausschuß hatte den beteiligten Aus-
schüssen ferner mit Schreiben vom 20. März 
1986 die von den Koalitionsfraktionen vorgeleg-
ten Änderungsvorschläge zum Gesetzentwurf in 
Drucksache 10/2885 zugeleitet, die Gegenstand 
der Beratungen in der Sitzung am 19. März so-
wie der folgenden Beratungen waren und ihnen 
Gelegenheit gegeben, soweit diese bereits zu ei-
nem Zeitpunkt ihre Stellungnahme abgegeben 
hatten, zu dem die Vorschläge der Koalitions-
fraktionen noch nicht vorgelegen haben und da-
her im Rahmen der Stellungnahme noch nicht 
berücksichtigt werden konnten, eine ergän-
zende Stellungnahme zu den Vorschlägen der 
Koalitionsfraktionen abzugeben, soweit dies die 
beteiligten Ausschüsse beabsichtigten. Von die-
ser Möglichkeit hat keiner der in Frage kom-
menden Ausschüsse — nur der Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie 

der Rechtsausschuß haben ihre Stellungnah-
men auf der Grundlage der Koalitionsfraktions-
vorschläge abgegeben — Gebrauch gemacht. 

III. Wesentliche Ergebnisse der Beratungen 

Zur Entwicklung der bisherigen Rechtslage und 
zum sachlichen Hintergrund der Vorlage des Ge-
setzentwurfes war im Rahmen der Beratungen 
daran erinnert worden, daß es bereits gegen Ende 
der 8 Wahlperiode im Frühsommer 1980 den Ver-
such gegeben habe, eine Verwertungsnovelle zum 
Abfallbeseitigungsgesetz zu verabschieden. Dies 
war seinerzeit deswegen nicht mehr gelungen, weil 
eine vom Innenausschuß auch damals schon als 
notwendig angesehene Anhörung von Sachverstän-
digen aus zeitlichen Gründen nicht mehr vor dem 
Ablauf der Wahlperiode durchgeführt werden konn-
te. Es gab dann in der 9. Wahlperiode eine Vor-
schaltnovelle, mit der die gesetzlichen Vorausset-
zungen für eine umweltschonende Klärschlamm-
verwertung vervollständigt wurden, damit die Klär-
schlammverordnung möglichst schnell verabschie-
det werden konnte. Weitere Änderungen betrafen 
eine Beschränkung der Genehmigungspflicht für 
Abfalltransporte. In der laufenden Wahlperiode 
wurde ebenfalls eine Novelle zu einem Teilbereich 
vorgezogen, der im Hinblick auf den längere Zeit 
ungeklärten Verbleib der TCDD-Abfälle von Seveso 
und den Zusammenbruch der niederländischen 
Entsorgungsfirma UNISER vor allem Regelungen 
zur umfassenden Überwachung grenzüberschrei-
tender Abfallbeseitigung betraf. Diese beiden No-
vellierungen des Gesetzes waren deswegen vorge-
zogen worden, weil es nicht als vertretbar angese-
hen worden war, mit der Novellierung der genann-
ten Teilbereiche zuzuwarten, bis die Vorschläge zu 
einer grundlegenden und umfangreichen Änderung 
des Gesetzes, die — seit 1980 absehbar — ein nach 
allgemeiner Einschätzung intensives und langan-
dauerndes Gesetzgebungsverfahren einschließlich 
einer umfangreichen Anhörung von Sachverständi-
gen erfordern würden, verabschiedet werden. 

1. Zu den Anhörungen 

Von daher hatte es der Ausschuß von vornherein 
als notwendig angesehen, eine breitangelegte öf-
fentliche Anhörung von Sachverständigen zu dieser 
Novellierung des Abfallbeseitigungsgesetzes durch-
zuführen, im Rahmen derer am 30. September 1985 
22 Sachverständige — Wissenschaftler, Verwal-
tungspraktiker sowie Vertreter von Industrie-, Wirt-
schafts-, Verbraucher- und Umweltschutzverbän-
den, der Gewerkschaften, der kommunalen Spitzen-
verbände und des Umweltbundesamtes — gehört 
wurden. Dabei umfaßte der den Sachverständigen 
zur Erarbeitung einer schriftlichen Stellungnahme 
vorgelegte Fragenkatalog über 100 Einzelfragen zu 
den Themenkomplexen: Ausgangslage und Ent-
wicklungstendenzen, Vermeidung, Verwertung, Be-
seitigung, speziell Altölbeseitigung, Sonderabfälle 
und Sondermüll sowie Altlasten. Neben den gelade-
nen Sachverständigen hatten sich weitere elf Ver- 
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bände unaufgefordert zu den Fragen für die Anhö-
rung in einer schriftlichen Stellungnahme geäu-
ßert. 

Zu den wesentlichen Ergebnissen der Anhörung 
bleibt folgendes festzuhalten: 

In bezug auf die Ausgangslage und die Entwick-
lungstendenzen herrschte übereinstimmend die 
Auffassung, daß aufgrund gewisser Defizite der Ab-
fallstatistik nur relativ ungenaue Daten vorliegen. 
Bemängelt wurde, daß die Abfallstatistik zum einen 
nicht zeitnah bzw. aktuell genug und zum anderen 
zu ungenau sei. In der jetzigen Form ist die Abfall-
statistik nur geeignet, zu Volumen und Mängeln 
Angaben zu machen, nicht aber zu gefährlichen 
Stoffen. Deshalb soll 1986 bei der statistischen Er-
hebung eine an den Vollzug angepaßte Nomenkla-
tur verwendet werden, wobei die besonders umwelt-
gefährdenden Abfälle in der Statistik unter den all-
gemeinen Termini erfaßt werden. Besonders inten-
siv wurde im Rahmen der Anhörung die Einweg/ 
Mehrwegproblematik, namentlich auf dem Geträn-
kesektor erörtert. Als alarmierend wurde der starke 
Trend zu Einwegverpackungen mit der Folge stei-
gender Abfallmengen angesehen. Die von den ver-
schiedenen Verbänden vorgelegten Zahlen diffe-
rierten allerdings stark. Auch über den Entwick-
lungstrend der Einweg/Mehrweganteile auf dem 
Markt herrschen unterschiedliche Auffassungen. 
Alle Sachverständigen waren sich aber einig, daß 
keine „amerikanischen Verhältnisse" (90 % Einweg, 
10 % Mehrweg) in der Bundesrepublik Deutschland 
eintreten dürften. Dies würde zu Arbeitsplatzabbau 
(ca. 95 000 Arbeitsplätze), verstärkten Konzentra-
tionstendenzen im Lebensmittelsektor und steigen-
den Abfallmengen führen. Recycling könne kein Er-
satz für die Mehrwegflasche sein, zumal die PET

-

Flasche als Konkurrenz zur Einwegglasflasche im 
Vormarsch sei. 

Zum Fragenkomplex der Vermeidung erkannten 
die Sachverständigen an, daß der Gesetzgeber mit 
der Novellierung des Abfallbeseitigungsgesetzes ei-
nen ordnungspolitischen Rahmen schaffe, der ent-
sprechend den Erfordernissen einer optimalen Ab-
fallwirtschaft durch § 14 konkretisiert werden kön-
ne. Als wichtig wurde der „Geist des Gesetzes" an-
gesehen, der ein breites Spektrum von Vermei-
dungsstrategien initiieren könne. Als Hauptansatz-
punkt für eine wirksame Abfallvermeidung wurde 
mehrheitlich der industrielle und gewerbliche Sek-
tor angesehen. Deshalb müsse auch hier der 
Schwerpunkt der Maßnahmen — wie in der Novelle 
vorgesehen — liegen. Wenn ein sinnvolles System 
der Abfallvermeidung installiert werden solle, 
müsse das Abfallbeseitigungsgesetz bei Produkten, 
Produktverfahren und Produktion ansetzen. Gegen 
eine Verstärkung des Vermeidungsgebotes, nicht 
gegen die gesamte Gesetzesnovelle, hatte sich der 
Deutsche Industrie- und Handelstag ausgespro-
chen. Hier seien keine staatlichen Maßnahmen er-
forderlich, da innerhalb der Produktion durch den 
Druck der Entsorgungs- und Rohstoffkosten das 
Vermeidungspotential praktisch ausgeschöpft wer-
de. Im Verbrauchersektor wurde das Vermeidungs-
potential als sehr gering angesehen (6 bis 10 %). 

Bessere Öffentlichkeitsarbeit könne hier aber eini-
ges bewirken. Es wurde darauf hingewiesen, daß 
die Bereiche Vermeidung, Verwertung und Beseiti-
gung eng verzahnt seien. Hier müsse deshalb eine 
Optimierung — nicht Maximierung in einem Be-
reich — angestrebt werden. Im Rahmen der Ände-
rungsvorschläge wurde bemängelt, daß 

— die Novelle nicht ausreichend und zu wenig prä-
zise sei. Nötig seien hier genaue gesetzgeberi-
sche Vorgaben. Deshalb sollten Verordnungser-
mächtigungen verbindlich im Abfallgesetz vor-
gesehen werden, 

der Bereich der Vermeidung in der Novelle zu 
eng gefaßt sei, da er nicht die unzulässige Schad-
stoffbefrachtung berücksichtige, 

— bei den Verordnungsermächtigungen eine Rege

-

lung über die Kosten der Rückführung fehle, 

— in § 14 bei Schadstoffen eine Einschränkung feh-
le, denn bestimmte Schadstoffe seien unterhalb 
bestimmter Grenzen nicht schädlich, 

— das Problem der Normierung im Gesetzestext 
nicht geregelt sei. Hier würde sich eine Verord-
nungsermächtigung in „vorsichtiger" Form für 
Einweg/Mehrweggebinde-Transportmittel an-
bieten, 

— der § 14 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b in der jetzigen 
Fassung eine Freizeichnungsklausel für alle Ab-
fallarten sei. Besser wäre es, den letzten Halb-
satz zu streichen. 

Anerkannt wurde die Novelle (§ 14) als „Instrument 
der Vorsorge", um eine verhängnisvolle Entwick-
lung im Verpackungsbereich zu verhindern. Insbe-
sondere die Verordnungsermächtigungen seien ein 
den Erfordernissen der Abfallwirtschaft entspre- 
chendes Konzept. Das Instrument der „Kennzeich-
nung" schadstoffhaltiger Produkte wurde überein-
stimmend als sinnvolles und wirksames Mittel vor 
allem im Hinblick auf weiterführende Maßnahmen 
bezeichnet, welches sogar beim Verbraucher prohi-
bitiv wirken könne. Die in der Novelle vorgesehene 
Rücknahmeverpflichtung stieß auf einhellige Zu-
stimmung, was Produkte mit einem in ein Gefähr-
dungspotential hineingehenden Schadstoffgehalt 
betrifft. In diesem Zusammenhang wurde der TA 
Abfall eine außerordentliche Bedeutung zuerkannt. 

Im Bereich der Verwertung wurden die im Regie-
rungsentwurf vorgesehenen Regelungen zur ver-
stärkten Verwertung allgemein begrüßt und als 
ausreichend angesehen, Bürger, Wirtschaft, Behör-
den und Entsorgungsunternehmen zu motivieren. 
Allerdings sollte der Abfallbegriff im Gesetz so for-
muliert werden, daß Altstoffsammlungen nicht 
durch die beseitigungspflichtigen Körperschaften 
verboten werden könnten. Demgegenüber sahen 
andere Sachverständige kein Spannungsverhältnis 
zwischen Abfallbeseitigern und Altstoffhändlern, 
sondern waren der Ansicht, daß es gerade in diesem 
Sektor zu erheblichen Mengensteigerungen kom-
men werde. Hervorgehoben wurde in diesem Zu-
sammenhang die Vereinbarung über die Zusam-
menarbeit kommunaler Körperschaften und priva- 
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ter Städtereinigungsunternehmen bei der Abf all-
verwertung. Um den Verwertungsaspekt des Geset-
zes noch stärker zu betonen, wurde vorgeschlagen, 
§ 14, der nur die Vermeidung sehe, um den Aspekt 
der Verwertung zu erweitern. Dem Argument, Kup-
pelproduktionen — ursprüngliche Reststoffe wer-
den als Kuppelprodukte Ausgangspunkt für neue 
Produktionen — seien die beste Verwertung, wurde 
entgegengehalten, daß in manchen Fällen eine Be-
seitigung unter dem Gesichtspunkt der Umweltver-
träglichkeit Vorrang vor einer Verwertung haben 
müsse, wie z. B. bei Cadmium. Die Erfahrungen 
beim bisherigen Materialrecycling — Glas, Weiß-
blech, Papier — wurden von den Sachverständigen 
unterschiedlich beurteilt: In bezug auf das Glas 
habe das Recycling das mengenmäßige Wachstum 
der Verpackungsabfälle deutlich reduziert (100 000 
Tonnen pro Jahr). Weißblechrecycling finde im ei-
gentlichen Sinne nicht statt. Es werde nur dort an-
gewendet, wo Müllverbrennungsanlagen existierten 
bzw. eine Separierung des Weißblechs durchgeführt 
werde, um bessere Müllverbrennungsschlacke (für 
Wegebau) zu erhalten. Die von den Sachverständi-
gen vorgelegten Zahlen über die Recyclingmenge 
bei Weißblechdosen differierten stark — wie auch 
die Ansichten über den Nutzen des Weißblechrecy-
clings. Es wurde festgestellt, daß das Recycling kein 
Ersatz für die Mehrwegflasche sein könne, da ins-
besondere die Aluminiumdose aus 50 % umge-
schmolzenem Material siebenmal energieaufwendi-
ger als vergleichbare Mehrwegflaschen sei. In be-
zug auf Altpapier wurde festgestellt, daß insoweit 
ein großer Bedarf der Verwertung gegeben sei, da 
1,8 bis 1,9 Millionen Tonnen in den Abfällen verblie-
ben. Es wurde aber auch darauf verwiesen, daß die 
Papierindustrie und sonstige Endabnehmer nur be-
grenzt entverwerten könnten. Die in der Bundesre-
publik Deutschland derzeit bestehenden Sammelsy-
steme zur Wertstoffsammlung wurden von den 
Sachverständigen ebenfalls unterschiedlich bewer-
tet. Dies gilt vor allem für das Kosten/Leistungsver-
hältnis. Einer Abgabenregelung auf ein Einwegbe-
hältnis wurde unter abfallwirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten und dem Aspekt des Erfolges von 
den Sachverständigen der Vorzug gegeben, wäh-
rend man einer Pflichtpfandregelung in Verbin-
dung mit einer Rücknahmeverpflichtung eher skep-
tisch gegenüberstand. Allerdings sollte eine zu er-
hebende Abgabe differenziert (nach Volumen, Ma-
terial, Abfallbeseitigungskosten usw.) erfolgen. 
Auch aus der Sicht des Handels wurde die Abgabe 
— nicht zuletzt aus organisationstechnischen Grün-
den — favorisiert. In diesem Zusammenhang wurde 
der Einwand der konzentrationsfördernden Wir-
kung der Einwegabgabe vorgebracht, weil kleine 
Geschäfte benachteiligt seien. Eine Pflichtpfandre-
gelung in Verbindung mit einer Rücknahmever-
pflichtung wurde tendenziell negativ beurteilt. 
Diese Regelung würde kleinen Lebensmitteleinzel-
händlern große Probleme bringen (Stellfläche, Hy-
giene, Problem der weiteren Entsorgung). Darge-
stellt wurden auch die Recycling-Systeme in den 
USA, Schweden, Finnland und Norwegen. In der 
Diskussion zur Verwertung waren sich alle Sach-
verständigen darüber einig, daß der stofflichen Ver-
wertung grundsätzlich der Vorzug gegenüber einer 

thermischen Verwertung zu geben sei. Doch seien 
bei der stofflichen Verwertung aus der heutigen 
Sicht Mengen- als auch Kostengrenzen gesetzt. 
Diese Mengengrenzen gälten einerseits für Sam-
melsysteme, zum anderen für Absatzmärkte von 
Altstoffen. Deshalb müsse man sich auch darüber 
Gedanken machen, wie die verbleibenden ca. 70 % 
der Abfälle zu behandeln seien. Hier biete sich so-
wohl die Kompostierung als auch die Müllverbren-
nung an. In diesem Zusammenhang wird gefordert, 
die in § 7 des Regierungsentwurfes vorgesehene Re-
gelung zur Erleichterung des Baues von Abfallbe-
seitigungsanlagen auf alle Verwertungsanlagen 
(Sortier-, Kompostierungs-, Pyrolyse-, Müllvergä-
rungsanlagen und Müllheizkraftwerke) zu erwei-
tern, sofern die Umweltverträglichkeit festgestellt 
sei. Besonders hervorgehoben wurde die thermi-
sche Verwertung, die neben dem Vorteil eines Ener-
gierecyclings Rohstoffe — Heizöl, Kohle und Erd-
gas — schone und zu einer hohen Deponievolumen-
ersparnis führe. So könne die Deponielebensdauer 
um das Vier- bis Fünffache verlängert werden. Die 
Abluftreinigungstechnik bei Müllverbrennungsan-
lagen sei heute schon sehr viel besser als bei fossi-
len Kraftwerken. Da jedes Entsorgungsgebiet spezi-
fische Gegebenheiten für die verschiedenen Abfall-
verwertungsmethoden aufweise, dürfe keine Me-
thode favorisiert oder diskriminiert werden. Ab-
schließend wurde darauf hingewiesen, daß gerade 
bei der Verwertung staatliche Hemmnisse abgebaut 
und die Zusammenarbeit der Behörden auf diesem 
Gebiet verbessert werden müßten. 

Der Bereich der Beseitigung wurde im Rahmen der 
Anhörung nur kurz angeschnitten. Trotz verstärk-
ter Anwendung des Vermeidungs- und Verwer-
tungsgebots werde man auch in Zukunft nicht auf 
die Deponie verzichten können. Ziel müsse es sein, 
die Stoffe so zu deponieren, daß sie sich weder mit 
dem Luft- noch mit dem Wasserpfad verbinden 
könnten: Was brennbar sei, solle verbrannt werden, 
wasserlösliche aber nicht brennbare Abfälle müß-
ten so deponiert werden, daß sie dem Wasserkreis-
lauf entzogen sind. Der Müllverbrennungstechnik, 
die heute schon hervorragende umweltfreundliche 
Werte aufweise, komme in Zukunft erhöhte Bedeu-
tung zu. In diesem Zusammenhang wurde darauf 
hingewiesen, daß die Beseitigung bei bestimmten 
Schadstoffen (z. B. Cadmium) sinnvoller sei als Wie-
derverwertung. 

Zur Altölbeseitigung empfahl der Mineralölwirt-
schaftsverband im Rahmen der Anhörung „keine 
Schnellschüsse", da das Altölgesetz seit Jahren 
funktioniere. Die Altölbeseitigung könne aus 
Marktgründen nicht zusammenbrechen. Es sei je-
doch einzuräumen, daß derzeit die „Töpfe" wegen 
des PCB-Problems überliefen. Die verharmlosen-
den Feststellungen wurden von anderen Sachver-
ständigen und Abgeordneten kritisiert und insoweit 
übereinstimmend die Auffassung vertreten, daß 
jetzt ein schnelles Handeln des Gesetzgebers erfor-
derlich sei, da es zu keinen freiwilligen Regelungen 
wie z. B. eine freiwillige Rücknahmeverpflichtung 
für PCB gekommen sei, die Altölbeseitigung aber 
wieder schnell funktionieren müsse, damit die hier-
mit befaßten Unternehmen nicht in die Illegalität 
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abgedrängt würden. Die im Regierungsentwurf vor-
gesehenen Änderungen im Altölgesetz wurden in 
Verbindung mit der Vierten Novelle des Abfallbe-
seitigungsgesetzes als ausreichend angesehen. 
Wichtig seien hier vor allem die Kennzeichnungs-
pflicht, die Setzung von Grenzwerten für Schadstof-
fe, insbesondere für die Aufarbeitung und die ge-
trennte Erfassung der Altöle. Darüber hinaus 
wurde empfohlen, die Forschung in der Altölver-
brennung voranzutreiben, damit über weitere Ge-
nehmigungsverfahren die Altölverbrennung auch 
in vorhandenen Industriebetrieben mit entspre-
chenden Feuerungsanlagen (z. B. Zementwerke) 
durchgeführt werden könne. 

Zur Thematik der Sonderabfälle und des Sonder-
mülls wurde allgemein die in der Bundesrepublik 
Deutschland praktizierte Sonderabfallbeseitigung 
als unbefriedigend angesehen, da derzeit große 
Teile in das Ausland entsorgt würden. Einer Sepa-
rierung schadstoffhaltiger Produkte aus dem Haus-
müll wurde große Bedeutung beigemessen. Dies sei 
unter anderem für die Kompostierung organischer 
Stoffe, aber auch die Akzeptanz neuer Deponien in 
der Bevölkerung relevant. Neben einer Vermeidung 
von Schadstoffen wurde einer TA Abfall eine 
Schlüsselfunktion zugesprochen. Eine Schadstoff-
abgabe wurde zwar als nützlich angesehen, sie 
könne aber kein Ersatz für die getrennte Erfassung 
und Sammlung und die gezielte Beseitigung von 
Schadstoffen sein. 

In bezug auf den Umfang, die Wege und die Finan-
zierung der Altlastensanierung gab es nicht zuletzt 
aufgrund fehlender Daten keine Übereinstimmung. 
Einig war man sich nur darüber, daß baldigst eine 
Bestandsaufnahme und Altlastenkartierung durch 
die Länder erfolgen müsse. Einheitliche Bewer-
tungskriterien und eine Rahmengesetzgebung 
durch den Bund könnten sich — nach mehrheitli-
cher Auffassung — dann anschließen. Die Finanzie-
rungsfrage blieb umstritten. 

Die Ergebnisse der Anhörung sind von den Koali-
tionsfraktionen und den Oppositionsfraktionen un-
terschiedlich eingestuft und daraus im Hinblick auf 
die zu ziehenden Konsequenzen unterschiedliche 
Schlußfolgerungen abgeleitet worden. Die Fraktion 
der SPD hat aufgrund der Ergebnisse der Anhö-
rung im Dezember 1985 eine Reihe von Änderungs-
vorschlägen eingebracht, die im einzelnen beraten 
wurden und größtenteils auch im Rahmen der ab-
schließenden Beratungen zur Abstimmung gestellt 
wurden (vgl. insoweit unter IV.). Die Koalitionsfrak-
tionen haben im März 1986 als Ergebnis ihrer Aus-
wertung der Anhörung ebenfalls eine Reihe von 
Änderungsvorschlägen vorgelegt, die, von einigen 
wenigen, im weiteren Beratungsverlauf vorgenom-
menen Änderungen abgesehen, im wesentlichen 
den in der Beschlußempfehlung enthaltenen Vor-
schlägen entsprechen. Zu den Vorschlägen der Ko-
alitionsfraktionen für die Fassung der Altölvor-
schriften sowie für § 14 hat der Ausschuß am 
11. April 1986 mit jeweils einigen wenigen Sachver-
ständigen eine ergänzende nicht-öffentliche Anhö-
rung durchgeführt. Über die Ergebnisse dieser An-
hörung sind die Koalitionsfraktionen und die Oppo

-

sitionsfraktionen konträrer Auffassung, so daß sie 
daraus sehr divergierende Schlußfolgerungen gezo-
gen haben. Von daher wird hinsichtlich der Ergeb-
nisse der Anhörung, soweit sie im Rahmen der wei-
teren Beratungen erörtert wurden und in die Aus-
gestaltung des Gesetzentwurfs eingeflossen sind, 
auf die Erörterung der Einzelvorschriften sowie der 
abgelehnten Vorschläge verwiesen. 

2. Zur Entschließung 

Der Ausschuß hat es einvernehmlich als notwendig 
angesehen, die Bundesregierung aufzufordern, dem 
Deutschen Bundestag bis zum 30. Juni 1987 einen 
Bericht über den Vollzug des Gesetzes und der er-
lassenen Rechtsverordnungen zuzuleiten. 

Die Fraktion der SPD hatte im Rahmen ihres Ent-
schließungsantrages (vgl. dazu unter VI.) dafür plä-
diert, die Bundesregierung über bestimmte Frage-
stellungen, namentlich in bezug auf die Vorgaben 
zu § 14 und die Altölvorschriften, berichten zu las-
sen und dies über die Beschlußfassung zu der Ent-
schließung hinaus beantragt. Zur Begründung 
wurde hervorgehoben, daß es in bezug auf den erbe-
tenen Bericht vor allem darauf ankomme, daß sei-
tens der Bundesregierung dargelegt werde, was sie 
unternommen habe, um die ersten beiden Sätze des 
§ 14 Abs. 2 umzusetzen, d. h. Vermeidungs-, Verrin-
gerungs- und Verwertungsquoten festzulegen, wel-
che Zeiträume sie dafür vorgesehen habe und wel-
che Maßnahmen sie zu ergreifen denke, falls die 
festgelegten Quoten nicht erreicht würden. Darüber 
hinaus sollte vor allem darüber berichtet werden, 
wie sich die Altölentsorgung nach Aufhebung des 
Altölgesetzes entwickelt habe. 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN war dieses Peti-
tum unterstrichen worden. Hinsichtlich der Be-
richtspflicht komme es gerade auf diese Fragenbe-
reiche, namentlich auf entsprechende Darlegungen 
zu § 14 an. 

Seitens der Koalitionsfraktionen war dieses Begeh-
ren mit der Begründung abgelehnt worden, daß die 
Formulierung im Entschließungsantrag der Frak-
tion der SPD hinter dem in der Entschließungsemp-
fehlung des Ausschusses zum Ausdruck gebrachten 
Anliegen zurückbleibe. Die Formulierung im An-
trag der Fraktion der SPD sei unausgegoren und 
könne von der darin zum Ausdruck kommenden 
Tendenz her seitens der Koalitionsfraktionen nicht 
mitgetragen werden. Er umfasse auch nicht das, 
was die Koalitionsfraktionen zusätzlich wollten, 
d. h. er fordere vor allem keine Darlegung zu den 
Rechtsverordnungen. Dies sei besonders wichtig. 
Im Rahmen des Berichtes müsse es um den Vollzug 
des Gesetzes insgesamt und der erlassenen Rechts-
verordnungen gehen. 

3. Zum Gesetzentwurf 

Die Beschlüsse des Innenausschusses weichen von 
dem Gesetzentwurf in Drucksache 10/2885 im we-
sentlichen in bezug auf die Gesetzesbezeichnung, 
die Einführung des Begriffes der Entsorgung an- 
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stelle des Begriffes der Beseitigung, die Integration 
der Regelungen zur Altölentsorgung in das Abfall-
gesetz, in § 14 die klare Trennung der Regelungen 
zur Schadstoffentfrachtung und zur Abfallmengen-
reduzierung, das Vorsehen einer Pfandregelung im 
Rahmen der Verordnungsermächtigung sowie die 
Vorgabe an die Bundesregierung, künftig Ziele für 
Vermeidung, Verringerung oder Verwertung von 
Abfällen festzulegen, ab. 

Im einzelnen hat der Innenausschuß folgendes be-
schlossen: 

3.1 

Das bisherige Abfallbeseitigungsgesetz erhält die 
Bezeichnung: „Gesetz über die Vermeidung und 
Entsorgung von Abfällen (Abfallgesetz)." 

3.2 

Im gesamten Gesetz werden die Worte „Beseiti-
gung, beseitigen" durch die Begriffe „Entsorgung, 
entsorgen" ersetzt. Entsprechende Anpassungen er-
geben sich in § 1 Abs. 1 und 2, § 2 Abs. 1 und 2, § 3 
Abs. 1 bis 7, § 4 Abs. 1 sowie 3 bis 5, §§ 4 a, 5 Abs. 1, 
§§ 5b, 6 Abs. 1 und 3, § 7 Abs. 1 bis 3, § 8 Abs. 1 bis 3, 
§§ 9, 10 Abs. 1 und 2, § 11 Abs. 1 bis 4, § 11 a Abs. 1 
und 2, § 11 b Abs. 1, § 11 d Abs. 1, § 12 Abs. 1, § 13 
Abs. 1 und 2, § 14 Abs. 1 und 2, §§ 16, 18 Abs. 1 sowie 
§ 29 a Abs. 1 und 2. Soweit im folgenden die Ände-
rungen in den einzelnen Vorschriften aufgelistet 
werden, wird der Begriffsaustausch in den genann-
ten Vorschriften nicht nochmals ausdrücklich er-
wähnt. 

3.3 

Im Hinblick auf die vorgenannten zahlreichen An-
derungen wurde eine konstitutive Neufassung des 
Gesetzes vorgesehen, bei der allerdings die bishe-
rige Paragraphenfolge des Abfallbeseitigungsgeset-
zes beibehalten wurde, damit zusätzlicher bürokra-
tischer Aufwand vermieden wird, der durch eine 
unübersehbare Zahl von Verweisungsänderungen 
in kommunalen Satzungen verursacht werden 
könnte. 

3.4 

In § 1 Abs. 1 Satz 1 wurde nach den Worten „zur 
Wahrung des Wohls der Allgemeinheit" der Passus 
„insbesondere des Schutzes der Umwelt" eingefügt. 

3.5 

In § 1 Abs. 1 wurde in der Sache ein Vorschlag aus 
dem Regierungsentwurf aufgegriffen und ein Satz 2 
angefügt, in dem geregelt ist, daß Sachen, die der 
Besitzer der entsorgungspflichtigen Körperschaft 
oder dem von dieser beauftragten Dritten überläßt, 
auch im Falle der Verwertung Abfälle sind, bis sie 
oder die aus ihnen gewonnenen Stoffe oder er-
zeugte Energie dem Wirtschaftskreislauf zugeführt 
werden. Dabei wurde abweichend vom Regierungs-
entwurf festgelegt, daß Sachen in den genannten 
Fällen Abfälle sind und nicht nur als Abfälle gel-
ten. 

3.6 

In § 1 Abs. 2 wird die Abfallentsorgung definiert. 
Dazu gehören die Abfallverwertung, das Ablagern 
der Abfälle und die hierzu erforderlichen Maßnah-
men, die im einzelnen als Einsammeln, Befördern, 
Behandeln und Lagern spezifiziert werden. 

3.7 

Mit der in § 1 Abs. 3 Nr. 3 vorgesehenen Änderung 
werden die besonders problematischen, von den Re-
gelungen des § 5 a erfaßten Altöle sowie die von 
künftigen Verordnungen wegen ihres Schadstoffge-
haltes nach § 14 Abs. 1 Abfallgesetz erfaßten Abfälle 
ausdrücklich von dieser Verweisung ausgenom-
men. 

3.8 

In § 1 Abs. 3 Nr. 5 wird ein Vorschlag der Bundesre-
gierung aufgegriffen, durch den ein unnötiges  — 
den  Vollzug erschwerendes — Nebeneinander von 
Abfallbeseitigungs- und Wasserhaushaltsgesetz 
vermieden werden soll. Deswegen wurde der Be-
griff „Abwasser" durch den Begriff „Stoffe" ersetzt. 

3.9 

Die bisherige Nummer 6, die Altöle, soweit sie nach 
Maßgabe des § 3 Abs. 1 des Altölgesetzes abgeholt 
werden, von den Vorschriften des Abfallbeseiti-
gungsgesetzes ausgenommen hatte, entfällt. Die 
bisherige Nummer 7, die das Aufsuchen, Bergen, 
Befördern, Lagern, Behandeln und Vernichten von 
Kampfmitteln vom Geltungsbereich des Abfallge-
setzes ausnimmt, wird Nummer 8. 

3.10 

In zwei neuen Nummern 6 und 7 ist vorgesehen, 
daß auch — mit Ausnahme der schadstoffhaltigen 
— solche Stoffe von den Vorschriften des Gesetzes 
ausgenommen werden, die durch gemeinnützige 
oder gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemä-
ßen Verwertung zugeführt werden. Dabei gilt für 
gewerbliche Sammlungen die zusätzliche Vorgabe, 
daß dies den entsorgungspflichtigen Körperschaf-
ten nachgewiesen wird und nicht überwiegende öf-
fentliche Interessen entgegenstehen. 

3.11 

In § 1 a wird der Absatz 1 des § 2 a des Regierungs-
entwurfes — angepaßt an die neue Fassung des § 14 
übernommen. 

In Absatz 2 wird ein Verwertungsgebot geregelt. 
Dabei wird dieses an § 3 Abs. 2 Satz 3 — der regelt, 
unter welchen Voraussetzungen die Verwertung 
Vorrang vor der sonstigen Entsorgung hat — oder 
Vorgaben in Rechtsverordnungen nach § 14 ausge-
richtet. Der in § 2 a des Regierungsentwurfs enthal-
tene Absatz 2 wird in § 3 Abs. 2 als neuer Satz 4 
unter Berücksichtigung des Bundesratspetitums 
entsprechend der Gegenäußerung der Bundesregie-
rung übernommen. 
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3.12 

In § 2 Abs. 2 wurden — entsprechend dem Regie-
rungsentwurf — in Satz 1 nach den Worten „oder 
sonstigen wirtschaftlichen Unternehmen" die Worte 
„oder öffentliche Einrichtungen" eingefügt. 

3.13 

In § 3 Abs. 2 Satz 3 wurde gegenüber dem Regie-
rungsentwurf das Wort „vertretbar" durch die 
Worte „nicht unzumutbar" entsprechend der Gegen-
äußerung der Bundesregierung zum Vorschlag des 
Bundesrates ersetzt und ferner die Worte „oder 
Energie" eingefügt. Ferner wurde die in § 2 a Abs. 2 
des Regierungsentwurfs enthaltene Regelung als 
neuer Satz 4 des Absatzes 2 in der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Fassung entsprechend der Gegen-
äußerung der Bundesregierung übernommen. 

In Absatz 4 werden entsprechend dem Petitum des 
Bundesrates, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hatte, die Sätze 3 und 4 in die Verweisung einbezo-
gen. 

3.14 

Entsprechend der Anregung des Bundesrates wird 
der in § 4 Abs. 1 des Regierungsentwurfes vorgese-
hene Erlaß Allgemeiner Verwaltungsvorschriften 
nunmehr in einen neuen Absatz 5 eingestellt. 

Die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften sind 
nach dem Stand der Technik zu erlassen. 

Ferner wird insoweit vorgegeben, daß hierzu auch 
Verfahren der Sammlung, Behandlung, Lagerung 
und Ablagerung festzulegen sind, die in der Regel 
eine umweltverträgliche Abfallentsorgung gewähr-
leisten. 

3.15 

Entsprechend dem Regierungsentwurf wurden in 
§ 5 durch Streichung des Begriffes der Altreifen An-
lagen zur Lagerung oder Behandlung von Altreifen 
aus der abfallrechtlichen Genehmigungspflicht und 
Überwachung herausgenommen. 

3.16 

Die Altölentsorgung wird voll in das Abfallgesetz 
integriert. Dabei wird eine umfassende Einbezie-
hung aller Altöle vorgesehen. 

Nach § 5 a finden auf Altöle die Vorschriften des 
Abfallgesetzes unabhängig davon Anwendung, ob 
sie im konkreten Fall Abfall oder Wirtschaftsgut 
sind. 

Absatz 1 Satz 2 übernimmt die Altöldefinition aus 
§ 3 Abs. 2 des Altölgesetzes. Entfallen ist lediglich 
die Grenze für Wasser-Öl-Gemische. 

Soweit eine Verwertung in hierfür genehmigten 
Anlagen im Sinne von § 4 Bundes-Immissions-
schutzgesetz erfolgt, finden gemäß Absatz 2 nur die 
§§ 11, 11 a bis 11 f, 12 und 14 Abs. 1 Abfallgesetz An-
wendung. 

In Absatz 2 werden Rechtsverordnungen der Bun-
desregierung vorgesehen, in denen die Eingangsbe-
dingungen für Altöle festgelegt werden, die für eine 
Aufarbeitung bestimmt sind. Festzulegen sind hier 
sowohl Altölarten nach Ausgangspunkt und Anfall

-

stelle als auch Grenzwerte für einzelne Stoffe oder 
Stoffgruppen, beispielsweise Gesamtchlor und be-
stimmte halogenierte organische Verbindungen. 

Ferner erstreckt sich die Verordnungsermächti-
gung auf Proben und Analysenverfahren. 

§ 5 b erlegt ab 1. Juli 1987 Vertreibern von Verbren-
nungsmotoren- oder Getriebeölen auf, über die 
Pflicht zur geordneten Entsorgung dieser gebrauch-
ten Öle zu informieren und regelt das Verfahren zur 
Rücknahme von Altölen. Die Vertreiber haben ab 
1. Juli 1987 ebenfalls Annahmestellen für ge-
brauchte Verbrennungsmotoren- und Getriebeöle 
am Verkaufsort oder in dessen Nähe einzurichten 
oder nachzuweisen. Die Annahmestellen sind 
ferner zur kostenlosen Rücknahme bis zur Menge 
der abgegebenen Ole verpflichtet und müssen über 
eine Einrichtung verfügen, die einen Ölwechsel 
fachgerecht durchführen kann. 

3.17 

In § 7 Abs. 2 wurde der Regelungsvorschlag im Ge-
setzentwurf der Bundesregierung auf Kompostie-
rungsanlagen mit einer Durchsatzleistung von bis 
zu 0,75 t pro Stunde erweitert. 

3.18 

Die eingefügte Anzeigepflicht für Betriebsstillegun-
gen von Betrieben, in denen besonders überwa-
chungsbedürftige Anlagen anfallen, entspricht dem 
Vorschlag des Bundesrates, dem die Bundesregie-
rung zugestimmt hatte. 

3.19 

Absatz 1 in § 11 übernimmt den Vorschlag der Bun-
desregierung und erstreckt die Überwachungsmög-
lichkeit für stillgelegte Anlagen ausdrücklich auf 
Grundstücke, auf denen vor dem 1. Juni 1972, d. h. 
dem Inkrafttreten des Gesetzes, Abfälle behandelt, 
gelagert oder abgelagert worden sind. 

In Absatz 3 wurde wegen der Neufassung des § 14 
angefügt, daß die zuständige Behörde bei freiwilli-
ger oder einer durch Rechtsverordnung nach § 14 
Abs. 1 Nr. 3 vorgeschriebenen Rücknahme be-
stimmter Erzeugnisse durch den Vertreiber die Ver-
wendung anderer, geeigneter Nachweise zulassen 
solle. 

Der im Regierungsentwurf enthaltene Vorschlag zu 
Absatz 4 des § 11 wurde präziser und redaktionell 
klarer gefaßt. 

Abweichend vom Regierungsentwurf wird nun-
mehr auf von der zuständigen Behörde dazu beauf-
tragte Personen zur Prüfung ihrer Verpflichtungen 
abgehoben. In bezug auf diese wird nicht nur die 
Gestattung des Betretens der Grundstücke, sondern 
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ausdrücklich auch das Betreten der Geschäfts- und 
Betriebsräume sowie die Einsicht in Unterlagen 
und die Vornahme von technischen Ermittlungen 
und Prüfungen geregelt. Im Verhältnis zum Regie-
rungsentwurf wird ferner das Betreten der Wohn-
räume in einem weiteren eigenen Satz . geregelt. 
D. h. diese dürfen zu den entsprechenden Zwecken 
betreten werden, soweit dies zur Verhütung einer 
dringenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung erforderlich ist. Das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der Wohnung wird insoweit wie 
im Regierungsentwurf eingeschränkt. 

3.20 

In § 11 b wurden entsprechend dem Vorschlag der 
Bundesregierung die Worte „wirtschaftlich nicht 
vertretbar" durch das Wort „unzumutbar" ersetzt. 

3.21 

Die Änderung des § 12 entspricht dem Vorschlag 
der Bundesregierung in Drucksache 10/2885. Dem 
Vorschlag des Bundesrates zur Änderung der Num-
mer 3 in Absatz 1 Satz 2 wurde nicht gefolgt. 

In Absatz 2 wurde eine Bezugnahme auf § 5 a einge-
fügt. 

3.22 

Gegenüber dem Regierungsentwurf wird nunmehr 
in § 14 eine klare Trennung der Regelungen zu 
schadstoffhaltigen Abfällen (Absatz 1) und zur Ab-
fallmengenreduzierung (Absatz 2) vorgenommen. 

In bezug auf die schadstoffhaltigen Abfälle werden 
der Bundesregierung präzise Ermächtigungen zu 
entsprechenden Verordnungslösungen erteilt, die 
teilweise noch über den Regierungsentwurf hinaus-
gehen (Pfandregelung). 

Zur Abfallmengenreduzierung sind von der Bun-
desregierung Ziele für Vermeidung, Verringerung 
oder Verwertung von Abfällen aus bestimmten Er-
zeugnissen festzulegen und zu veröffentlichen. Der 
Bundesregierung werden darüber hinaus — inso-
weit ebenso wie im Regierungsentwurf — Ermäch-
tigungen zum Erlaß weitreichender Verordnungen 
eingeräumt. 

3.23 

In § 16 wurde — entsprechend dem Regierungsent-
wurf — eine Regelung eingefügt, nach der im Rah-
men der Anhörung beteiligter Kreise, namentlich 
im Hinblick auf die vorgesehene TA Abfall und 
Rechtsverordnungen nach § 14 ein jeweils auszu-
wählender Kreis von Vertretern der Wissenschaft, 
der Betroffenen, der beteiligten Wirtschaft, des be-
teiligten Verkehrswesens und der für die Abfallent-
sorgung zuständigen obersten Landesbehörden zu 
hören ist. 

3.24 

Durch die Erweiterung des § 18 um entsprechende 
Bezugnahmen bleibt die Bußgeldbewehrung auch 

hinsichtlich geänderter und ergänzter Regelungen 
erhalten. 

Namentlich wurde diese erstreckt auf 

denjenigen, der einer Rechtsverordnung nach 
§ 5 a Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 zuwiderhandelt, 

denjenigen, der entgegen § 5b Satz 1 keine An-
nahmestelle einrichtet oder seiner Hinweis-
oder Nachweispflicht nicht nachkommt, und 

auf Zuwiderhandlungen gegen die in § 10 Abs. 3 
eingefügte Anzeigepflicht im Falle einer Be-
triebsstillegung. 

3.25 

In § 30 wird geregelt, daß das Altölgesetz mit In-
krafttreten des vorliegenden Änderungsgesetzes 
außer Kraft tritt. Ausgenommen werden für eine 
Übergangszeit allerdings dessen Regelungen über 
die Zuschußgewährung. In dieser Übergangszeit 
sollen weiterhin Kostenzuschüsse zu den anderwei-
tig nicht zu deckenden Kosten der Auf arbeitsunter-
nehmen bezahlt werden. 

Ferner ist vorgesehen, die Ausgleichsabgabe auf 
20 DM für 100 kg abgabepflichtige Waren anzuhe-
ben. 

Ebenfalls ab 31. Dezember 1989 ersetzen Beförde-
rungsgenehmigungen nach § 12 Abfallgesetz die mit 
dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft abge-
schlossenen Verträge über die Abholung von Alt-
ölen. 

Ferner ist in Absatz 4 eine Anzeigepflicht für dieje-
nigen Unternehmen vorgesehen, die bisher Altöl 
einsammelten und dafür einen Vertrag mit dem 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft abgeschlos-
sen haben. 

3.26 

Artikel 2 betrifft eine durch die Einführung des Be-
griffs der Entsorgung bedingte Anpassung des § 327 
des Strafgesetzbuches. 

IV. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Soweit im folgenden Einzelvorschläge der Bundes-
regierung oder des Bundesrates aus Drucksache 
10/2885 sowie der Fraktion DIE GRÜNEN aus 
Drucksachen 10/3630, 10/3929 und 10/1435 erörtert 
werden, wird ergänzend auf die jeweilige Begrün-
dung in den genannten Drucksachen verwiesen. 

1. 

Zur Änderung der Gesetzesbezeichnung und zur 
Ersetzung der Worte „Beseitigung, beseitigen" 
durch die Worte „Entsorgung, entsorgen". 

1.1 

Mit der Änderung der Gesetzesbezeichnung wird 
nach Auffassung der Koalitionsfraktionen die Ziel

-

setzung der Vierten Novelle, nicht nur Abfallbeseiti- 
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gung zum Gegenstand der gesetzlichen Regelung 
zu machen, sondern auch Abfallvermeidung und 
-verwertung zu fördern, deutlich gemacht. Das Wort 
„Beseitigung" in der Gesetzesbezeichnung wird auf-
gegeben. Zur Begründung wurde seitens der Koali-
tionsfraktionen dargelegt, daß der Begriff „Beseiti-
gung, beseitigen" das, was die Regelungen des Ge-
setzes sicherstellen sollten, nur sehr schlecht wie-
dergebe. Er eigne sich vor allem nicht als Oberbe-
griff für die Verwertung im Abfall angefallener ver-
wertbarer Stoffe. Der Versuch, den Begriff „Beseiti-
gung" beizubehalten, habe unter anderem zu der 
unschönen Fiktion in § 1 Abs. 2 Satz 2 des Regie-
rungsentwurfes geführt. Mit der Wahl, des die In-
tention der Gesetzesänderung besser wiedergeben-
den Begriffs „Entsorgung" werde auch einer zu 
Recht geübten Kritik an der Wortwahl „beseitigen" 
(gleich Verscharren, aus den Augen bringen, ver-
schwinden lassen) Rechnung getragen. Dem Wort 
„beseitigen" wird eine zu Recht als überholt gel-
tende Einstellung zur Lösung von Abfallproblemen 
entnommen. Mit der Wahl des Wortes „entsorgen" 
werde auch ein längst im gesamten kommunalen 
wie abfallwirtschaftlichen Bereich üblicher Sprach-
gebrauch übernommen. Die Formulierung in Arti-
kel 74 Nr. 24 Grundgesetz „Abfallbeseitigung" stehe 
der Begriffsverwendung „Entsorgung" im Abfallge-
setz nicht entgegen. Der Aufwand der durchgängi-
gen Ersetzung des Begriffes „beseitigen" durch 
„entsorgen" im Abfallgesetz sei gerechtfertigt. Sich 
wandelnde Einstellungen und dementsprechend 
veränderte politische Ziele müßten auch durch 
Sprache und ggf. veränderte Wortwahl in Gesetzen 
deutlich gemacht werden. Mit der neuen Bezeich-
nung des Gesetzes solle daher auch die gewollte 
Veränderung der politischen Zielsetzung markiert 
werden. Die durchgehende Ersetzung des Begriffes 
„beseitigen" in allen Bestimmungen des Gesetzes 
sei notwendige Folge dieser Absicht. Würde „Besei-
tigung" nur in der Gesetzesbezeichnung ersetzt, 
würde nicht nur die notwendige sprachliche Klar-
heit sowie die durchgängige Sprache und Logik des 
Gesetzes fehlen, sondern auch auf eine wesentliche 
Möglichkeit, die veränderte politische Zielsetzung 
auszudrücken, verzichtet. Dies könnte leicht zu 
Mißdeutungen und Mißverständnissen Anlaß ge-
ben. Da davon auszugehen sei, daß die sonstigen 
Änderungen des Bundes-Abfallgesetzes durch die 
Vierte Novelle auch zu daraus folgenden Änderun-
gen des Landes-Abfall- und kommunalen Satzungs-
rechts führten, könne der Begriffswechsel bei Gele-
genheit solcher Änderungen auch in diesen Bestim-
mungen nachvollzogen werden. 

Die konstitutive Neufassung des Gesetzes wurde 
vorgesehen, um Zweifel darüber auszuschließen, ob 
die erforderlichen Anpassungen der Begriffe im 
Rahmen einer Ermächtigung zur Bekanntmachung 
der Neufassung des Gesetzes hätten vorgenommen 
werden können. Durch die konstitutive Neufassung 
wurde auch den möglichen materiellen Auswirkun-
gen des Begriffsaustausches zugestimmt. 

1.2 

Seitens der Fraktion der SPD war vorgeschlagen 
worden, die Gesetzesbezeichnung „Gesetz zur Ver

-

meidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen 
(Abfallgesetz)" vorzusehen und ferner beantragt 
worden, das Wort „Entsorgung" zu streichen und 
statt dessen in allen Vorschriften die Worte „Besei-
tigung" bzw. „Verwertung" zu verwenden, entspre-
chend der jeweiligen inhaltlichen Veränderung in 
den betreffenden Paragraphen. 

Zur Begründung war dazu dargelegt worden, daß 
schon in der Überschrift die Zielsetzung des Geset-
zes, von der bloßen Abfallbeseitigung zur Abfall-
wirtschaft überzugehen, klar zum Ausdruck kom-
men solle. Mit der Nennung aller drei Stufen wür-
den gleichzeitig Prioritäten gesetzt. 

Der neu eingeführte Begri ff  der Entsorgung um-
fasse Verwertung und Beseitigung gleichermaßen 
und stelle beides damit auf dieselbe Stufe. 

Dies entspreche nicht den abfallpolitischen Zielvor-
stellungen, wonach der Verwertung künftig Vor-
rang vor der Beseitigung eingeräumt werden solle 
(vgl. § 3 Abs. 2). 

Da bisher der Begriff der Entsorgung im Abfall-
recht nicht existiere, wäre eine Flut von Folgeände-
rungen erforderlich, und zwar sowohl in Bundesge-
setzen als auch in Ausführungsgesetzen, Verord-
nungen und Erlassen der Länder und in Zehn-
tausenden von kommunalen Satzungen. Dieser Auf-
wand werde mit dem Verzicht auf den unscharfen 
Begriff der Entsorgung vermieden. 

Im Rahmen der Beratungen war unterstrichen wor-
den, daß durch die Einführung des Wortes „Entsor-
gung" inhaltlich die bisher unbestrittene Zielhierar-
chie von Vermeidung, Verwertung und Beseitigung 
insofern verändert werde, als Verwertung und Be-
seitigung unter diesem Begriff zusammengefaßt 
würden. Ferner sei im Rahmen der Anhörung am 
11. April 1986 sehr deutlich zum Ausdruck gekom-
men, daß die Einführung des Begriffes der Entsor-
gung eine Unzahl von Änderungen in den verschie-
densten Regelwerken nach sich ziehen würde. Inso-
weit sei auch auf entsprechende Darlegungen des 
Bundesministers des Innern sowie auf entspre-
chende Ausführungen seitens der kommunalen 
Spitzenverbände im Rahmen der Beratungen zu 
verweisen. Dies allein würde schon als Begründung 
dafür ausreichen, die relativ willkürliche Einfüh-
rung des Begriffes der Entsorgung nicht vorzuneh-
men. Auch seitens des Landes Nordrhein-Westfalen 
sei im Rahmen der Beratungen dafür plädiert wor-
den. In einem Schreiben des Städte- und Gemeinde-
tages sei dieses Anliegen ebenfalls vertreten wor-
den. Durch den Austausch der Begri ffe würden au-
ßerdem auch Inhalte geändert. 

1.3 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat sich den Vorschlä-
gen der Fraktion der SPD angeschlossen und dies 
damit begründet, daß die Begriffsauswechselung 
neben den von der Fraktion der SPD dargelegten 
Schwierigkeiten auch zu einer Täuschung der Bür-
ger führe. Der Begriff der Entsorgung suggeriere 
eine Sicherheit, die es nicht gebe und sei von daher 
ein Orwellscher Begriff, der weniger Sorgen sugge- 
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riere. Gerade im Abfallbereich verursachten die 
dort bestehenden Probleme jedoch sehr viele Sor-
gen. Diese Suggestion sei außerdem gegenüber der 
angestrebten Abfallvermeidung kontraproduktiv. 
Wenn nur noch von Entsorgung gesprochen werde, 
werde es schwierig sein, dem Bürger zu verdeutli-
chen, daß es hier um sehr problematische Vorgänge 
gehe. Der Bürger werde sich fragen, warum er Ab-
fall vermeiden solle, wenn dieser entsorgt werde. 
Von daher sei der Begriff auch aus politischen 
Gründen abzulehnen. Ferner werde dadurch die ur-
sprünglich im Regierungsentwurf klar gewollte 
Zielhierarchie verwischt, weil der Begriff der Ent-
sorgung als Oberbegriff sowohl die Verwertung als 
auch die Beseitigung umfasse und Verwertung und 
Beseitigung gleichstelle. Dies sei nicht sachgerecht. 
Wenn in der Begründung der Koalitionsfraktionen 
ausgeführt werde, daß mit der Wahl des Wortes 
„entsorgen" auch ein längst im kommunalen wie 
abfallwirtschaftlichen Bereich üblicher Sprachge-
brauch übernommen werde, dann sei dies insofern 
nicht richtig, als der Begriff der Entsorgung bisher 
nicht im Bereich der Abfallwirtschaft, sondern nur 
im Zusammenhang mit der Beseitigung radioakti-
ver Abfälle gebraucht und allenfalls noch in bezug 
auf die Sonderabfälle benutzt werde. 

1.4 

Seitens der Bundesregierung war hervorgehoben 
worden, daß sich unter verfassungsrechtlichen Ge-
sichtspunkten keine Probleme aus der Auswechs-
lung der Begriffe ergäben, weil alle Verwertungs-
maßnahmen auch bereits zuvor durch den Begriff 
der Abfallbeseitigung abgedeckt gewesen seien. 
Was begrifflich aufgrund der Koalitionsvorschläge 
unter den Begriff der Entsorgung falle, könne im 
Sinne einer dynamischen Auslegung dem Begriff 
der Beseitigung im Sinne des Grundgesetzes unter-
geordnet werden. Die Abfallbeseitigung, die sich 
der Gesetzgeber bei Erlaß des Gesetzes vorgestellt 
habe, habe sich im Verlaufe der Zeit erheblich in 
Richtung der Verwertung und der Vermeidung ge-
ändert, so daß es angebracht sei, den heutigen In-
halt des Gesetzes auch in einer entsprechenden 
sprachlichen Formulierung zum Ausdruck zu brin-
gen. Dies werde, gleichgültig zu welchem Zeitpunkt 
dies erfolge, immer zu Schwierigkeiten führen. Der 
Begriffsaustausch müsse in bezug auf die übrigen 
Gesetze, die Verordnungen und kommunalen Sat-
zungen nur bei Gelegenheit ohnehin anstehender 
Änderungen vorgenommen werden. Die sich im 
Bundesgesetz durch die Auswechslung der Begriffe 
ergebenden Änderungen stellten rein formale Fol-
geänderungen dar. Entsprechende Folgeänderun-
gen ergäben sich ferner in den Verordnungen des 
Bundes. In anderen Bundesgesetzen — etwa dem 
Bundes-Immissionsschutzgesetz — müßte zwar 
nicht sofort, aber bei nächster Gelegenheit, eine 
Auswechslung der Begriffe erfolgen. Da der Inhalt 
der Koalitionsvorschläge den Begriff der Entsor-
gung anders definiere als den bisherigen Begriff 
der Beseitigung, sei die Verabschiedung einer kon-
stitutiven Neufassung wichtig. Nach den Informa-
tionen der Bundesregierung würden die Länder den 
Begriffsaustausch zwar nicht sonderlich begrüßen, 

hätten jedoch Verständnis für das dahinterste-
hende Anliegen und seien bereit, diesen Weg mitzu-
gehen. 

1.5 

Von einem Vertreter des Landes Nordrhein-Westfa-
len war unter anderem erklärt worden, daß durch 
die Auswechslung der Begriffe etwas geschehe, was 
die Abfallbeseitigung in der Sache überhaupt nicht 
weiterbringe, gleichzeitig jedoch eine Reihe von Än-
derungen in kommunalen Satzungen erforderlich 
mache. Das Abfallwirtschaftsprogramm werde 
durch die Begriffsauswechslung überhaupt nicht 
weitergeführt und dadurch auch nicht die bestehen-
den Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen Abfall 
und Wirtschaftsgut beseitigt werden können. Au-
ßerdem würden in jedem Fall neue Definitions-
schwierigkeiten auftreten. Ferner könnten Unsi-
cherheiten bei Planfeststellungsverfahren insofern 
verstärkt werden, als weitere Erschwernisse in 
Planfeststellungsverfahren für unbedingt notwen-
dige Abfallbeseitigungsanlagen aufträten. Es sei da-
her dafür zu plädieren, die Begriffsauswechslung 
nicht vorzunehmen. 

1.6 

Die kommunalen Spitzenverbände haben ebenfalls 
dazu geraten, es bei der eingeführten Begriffswahl 
zu belassen. Zur Begründung war unter anderem 
darauf hingewiesen worden, daß der Begriff der Ab-
fallbeseitigung zum einen im allgemeinen Sprach-
gebrauch, in der Wissenschaft und der Praxis seit 
langem eingeführt sei und allgemein dahin gehend 
verstanden werde, daß der Lebensraum der Men-
schen von Abfällen freigemacht werde. Dies könne 
letztlich durch die Behandlung der Abfälle etwa in 
Form der Ablagerung, aber auch durch Verwertung 
der Abfälle geschehen, wobei Kompostierung und 
Verbrennung sowohl als Abfallbeseitigungsverfah-
ren im herkömmlichen Sinne als auch als Verwer-
tungsverfahren zu qualifizieren seien. Zum anderen 
würde durch die Einführung des Begriffes der Ent-
sorgung im Abfallbereich die aus Sicht der kommu-
nalen Spitzenverbände dringend gebotene Begriffs-
einheitlichkeit etwa mit dem eng verwandten Be-
reich der Abwasserbeseitigung (Beseitigung flüssi-
ger Abfälle) aufgegeben. Die neue Begriffswahl 
könnte ohne Not zu neuen juristischen Auslegungs-
fragen, zu Umsetzungsproblemen und anderen Un-
sicherheiten führen. Dem Bürger nütze sie nichts: 
„Abfall" kenne er, „Entsorgung" sei noch kein allge-
mein zugeordneter Begriff. Die Auswechslung der 
Begriffe würde einige zehntausend Änderungen in 
den kommunalen Satzungen zur Folge haben. 

1.7 

Zu den Einwendungen gegenüber dem Austausch 
der Begriffe war seitens der Koalitionsfraktionen 
erwidert worden, daß sich der Inhalt des Begriffes 
der Entsorgung durch die in § 1 Abs. 2 vorgegebene 
Definiton ändern werde, aufgrund derer von diesem 
Begriff nicht nur die Abfallendlagerung, sondern 
auch die Abfallverwertung mitumfaßt werde. Im 
Hinblick auf diese Definiton blieben die Einwen- 
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dungen, die vom Vertreter des Landes Nordrhein-
Westfalen  in bezug auf Schwierigkeiten im Rahmen 
der Planfeststellungsverfahren vorgetragen worden 
seien, unverständlich. Daß die Begriffsauswechs-
lung zu einer Täuschung der Bürger führe, sei un-
sinnig. Es habe sicherlich nichts mit Bürgertäu-
schung zu tun, wenn im Zuge der Fortentwicklung 
der Abfallwirtschaft antiquierte Begriffe ausge-
tauscht würden, die zu begrifflichen Irrtümern 
führten. Es sei zu unterstreichen, daß die daraus 
resultierenden Änderungen nicht sofort und auf ei-
nen Schlag, sondern sukzessive bei Gelegenheit an-
derer Änderungen der entsprechenden Regelungen 
kontinuierlich vorzunehmen seien. Die Koalitions-
fraktionen seien davon überzeugt, daß die notwen-
dige begriffliche Anpassung jetzt erfolgen müsse. 
Die Grundlage dazu werde durch die konstitutive 
Neufassung des Bundesgesetzes geschaffen. 

Die Überschrift sowie der Austausch der Begriffe 
waren jeweils mit Mehrheit seitens der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Oppositionsfrak-
tionen angenommen, die Anträge der Fraktion der 
SPD zur Ausgestaltung der Überschrift und zur 
Streichung des Begriffes der Entsorgung mit dem 
gleichen Stimmenverhältnis abgelehnt worden. 

1.8 

Hinsichtlich der beschlossenen konstitutiven Neu-
fassung des Gesetzes hat der Ausschuß einver-
nehmlich bewußt davon abgesehen, eine Durchnu-
merierung der Vorschriften zu empfehlen. 

1.8.1 

Insoweit war seitens des Bundesministers des In-
nern die Auffassung vertreten worden, daß darauf 
nach Rücksprache mit den Bundesländern verzich-
tet werden und die in' der Beschlußempfehlung ent-
haltene Numerierung beibehalten werden sollte, 
auch wenn unter logischen Gesichtspunkten eine 
fortlaufende Numerierung sinnvoll wäre. Zur Be-
gründung für die Beibehaltung der in der Beschluß-
empfehlung enthaltenen Numerierung wurde her-
vorgehoben, daß häufig in anderen Gesetzen auf 
Bundes- und Landesebene sowie in kommunalen 
Satzungen auf die derzeitige Bezifferung Bezug ge-
nommen sei und diese Regelungen bei einer Ände-
rung der Numerierung mißverständlich würden. 

1.8.2 

Seitens der kommunalen Spitzenverbände war 
diese Position nachdrücklich unterstützt worden. 
Die Praxis habe sich auf die gegenwärtige Para-
graphenfolge eingestellt. Eine Durchnumerierung 
würde auch im kommunalen Bereich zu erhebli-
chen zusätzlichen Schwierigkeiten führen. Dies 
sollte vermieden werden. Wenn die einzelnen Vor-
schriften nicht durchnumeriert würden, sei dies das 
kleinere Übel. 

1.8.3 

Der Ausschuß hat sich dieser Position angeschlos

-

sen, dabei allerdings unterstrichen, daß in dieser 
Frage ein Zielkonflikt bestehe. D. h. eine Durchnu

-

merierung wäre zwar eine Vereinfachung, wenn 
nur das vorliegende Gesetz zu berücksichtigen 
wäre. Es bestehe jedoch Unklarheit in bezug auf 
den Umfang der notwendigen Bereinigungen von 
Gesetzen, Verordnungen und kommunalen Satzun-
gen in diesem Bereich bei einer Änderung der Para-
graphenfolge und die Folgen, die sich aufgrund der 
zahlreichen Bezugnahmen in anderen Gesetzen, in 
Verordnungen und kommunalen Satzungen ergä-
ben. Von daher sei es sachlich gerechtfertigt, die 
vorliegende Numerierung beizubehalten, wenn da-
durch ein zusätzlicher bürokratischer Aufwand ver-
mieden werde. Wenn sich jedoch herausstellen soll-
te, daß aufgrund der Neuregelung ohnehin alle oder 
der größte Teil der Bezugspunkte in den Länderge-
setzen, Rechtsverordnungen und kommunalen Sat-
zungen, die sich auf das Abfallgesetz bezögen, im 
Hinblick auf die Anpassung an die Diktion des Bun-
desgesetzes verändert werden müßten, sollte die 
rechtssystematische Frage mit Priorität behandelt 
werden. 

1.8.4 

Soweit im folgenden auf Einzelvorschriften der Be-
schlußempfehlung nicht gesondert eingegangen 
wird, handelt es sich im Zuge der konstitutiven 
Neufassung entweder um Vorschriften, in denen 
der Text des geltenden Rechtes einvernehmlich bei-
behalten oder nur der Austausch der Begriffe „Be-
seitigung, beseitigen" durch die Begriffe „Entsor-
gung, entsorgen" vorgenommen wurde. Diesen Vor-
schriften hat der Ausschuß — abgesehen von der 
durchgehenden Ablehnung des Begriffsaustauschs 
durch die Oppositionsfraktionen — jeweils einver-
nehmlich zugestimmt, mit Ausnahme des § 7 a, der 
von der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt worden 
war. 

2. Zu § 1 

2.1 

Die in Absatz 1 Satz 1 nach den Worten „Wahrung 
des Wohls der Allgemeinheit" erfolgte Einfügung 
der Worte „insbesondere des Schutzes der Umwelt" 
hat der Ausschuß einvernehmlich beschlossen. 

Seitens der kommunalen Spitzenverbände war 
dazu im Rahmen der Beratungen erklärt worden, 
daß diese Einfügung zur Verdeutlichung als richtig 
angesehen werde und von daher dagegen keine 
Einwendungen bestünden. 

2.2 

Die Ergänzung des Absatzes 1 um den vorgesehe-
nen Satz 2 wurde seitens der Koalitionsfraktionen 
damit begründet, daß der objektive Abfallbegriff 
aus § 1 Abs. 1 zum Beispiel in der Regel nicht erlau-
be, Glas, Altpapier, gebrauchte Kleidung und ähnli-
che Stoffe aus Gründen des Wohls der Allgemein-
heit zu Abfall zu erklären. Sie unterlägen damit 
auch nicht der Überlassungspflicht nach § 3 Abs. 1. 
Gegenstände, die nicht dem objektiven Abfallbe- 
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griff nach zu Abfall würden, können nur ihr Be-
sitzer zu Abfall erklären. Sie der Verfügungsgewalt 
des Besitzers zu entziehen, liefe auf eine Enteig-
nung hinaus. Der Besitzer solcher Stoffe sei viel-
mehr immer auch frei, sie Dritten z. B. im Rahmen 
einer gewerblichen oder karitativen Sammlung 
oder aufgrund besonderer Verträge zu übergeben. 
Derartige Sammlungen, wie beispielsweise die ge-
werbliche Altglas- und Altpapiersammlung, würden 
vom Abfallgesetz nicht erfaßt. 

Bediene sich der Abfallbesitzer jedoch der Systeme, 
die durch abfallentsorgungspflichtige Körperschaf-
ten oder Dritte im Rahmen von § 3 Abs. 2 Abfallge-
setz bereitgestellt würden, so seien diese Sachen 
mit der Abfallwidmung durch ihren Besitzer Abfall 
bis zu dem Zeitpunk, in dem sie, die aus ihnen 
gewonnenen Sekundärrohstoffe oder die aus ihnen 
erzeugte Energie wieder dem Wirtschaftskreislauf 
zugeführt würden. Mit dieser Klarstellung würden 
Befürchtungen ausgeräumt, daß verwertbare Be-
standteile des Hausmülls in Abhängigkeit von der 
jeweiligen Vorstellung des Besitzers bei seiner Ent-
ledigungsabsicht (subjektiver Abfallbegriff) und 
eine evtl. vorgenommene Sortierung rechtlich zwi-
schen „Abfall" und „Wirtschaftsgut" schwanken 
könnten. Der Besitzer entscheide mit seiner Über-
lassung entweder an den Altstoffhandel, karitative, 
gemeinnützige Sammlungen und ähnliche, ob sie 
Altstoff seien oder, durch Überlassung an für die 
öffentliche Abfallentsorgung zuständige, Abfall 
würden. 

Mit dem in Satz 2 gegenüber dem Regierungsent-
wurf vorgesehenen Wegfall des Wortes „können" 
wurde einem Petitum des Bundesrates Rechnung 
getragen, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hatte. 

Seitens der kommunalen Spitzenverbände war zu 
bedenken gegeben worden, ob nicht auf diesen Satz 
verzichtet werden könnte, da dieser Satz eine Aus-
legung fördere, die den Abfallbegriff in Richtung 
auf die Alt- und Wertstoffe ausdehnen wolle. Es sei 
jedoch nicht erforderlich, bei der Begriffsbestim-
mung des Abfalls die mögliche spätere Verwertung 
zu berücksichtigen. Die Entledigungsabsicht oder 
die Notwendigkeit „der geordneten Beseitigung zur 
Wahrung des Wohls der Allgemeinheit" seien die 
entscheidenden Begriffsmerkmale. Ohne Not 
würde Satz 2 Abgrenzungsprobleme zum Altstoff-
handel, zur karitativen Sammlung, zur Rückgabe 
von Behältnissen im Wirtschaftskreislauf und so 
weiter aufwerfen. Es sei völlig ausreichend, in Ab-
satz 2 klarzustellen, daß auch auf Abfallverwertung 
gerichtete Maßnahmen „als Teil der Abfallbeseiti-
gung" gälten. Insoweit könne es bei der bisher im 
Gesetz enthaltenen Begriffsbestimmung bleiben. 
Diese könne zwar in Einzelfällen einmal Abgren-
zungsprobleme aufwerfen, sie sei jedoch generell 
handhabbar gewesen. Die Verkehrsauffassung, auf 
die es ankomme, habe keine Schwierigkeiten mit 
dieser Definition gehabt. 

Der Ausschuß hat diese Bedenken jedoch nicht ge-
teilt und an der Ergänzung des Absatzes 1 um den 
vorgeschlagenen Satz 2 festgehalten. 

2.3 

Zu Absatz 2 wurde seitens der Koalitionsfraktionen 
zur Erläuterung dargelegt, daß der Beseitigungs-
begriff in § 1 Abs. 2 entsprechend der Begründung 
zum Austausch der Begriffe „Beseitigung" durch 
„Entsorgung" zu ersetzen sei, da die Verwertung 
von Abfällen künftig verstärkt auch Teil der Abfall-
entsorgung sein solle. Gleichzeitig werde diesem 
Ziel entsprechend die Abfallentsorgung so definiert, 
daß alle ihr zuzuordnenden Teilschritte miterfaßt 
würden. 

— Der Begriff „verwerten" behalte seine umgangs-
sprachliche Bedeutung. Die im Regierungsent-
wurf vorgesehene Fiktion, die Abfallverwertung 
als Unterfall der Abfallbeseitigung anzusehen, 
werde aufgegeben. 

— Durch den Oberbegriff der Entsorgung würden 
sowohl Beseitigungs- als auch Verwertungsanla-
gen zu Entsorgungsanlagen; die bisherigen Vor-
schriften über die Beseitigungsanlagen fänden, 
soweit keine Sonderregelungen erlassen wür-
den, unmittelbar auf Abfall-Verwertungsanlagen 
Anwendung. 

— Aus der Beseitigungspflicht des § 3 Abs. 2 werde 
eine Entsorgungspflicht. Ihr werde entsprochen 
durch Verwerten oder Ablagern sowie aller 
hierzu jeweils erforderlichen oder durchgeführ-
ten Maßnahmen, nämlich der Einsammlung, Be-
förderung, Behandlung (etwa durch Verbrennen, 
Kompostieren oder Pyrolysieren) sowie der 
(Zwischen-)Lagerung. 

Seitens des Bundesministers des Innern war im 
Rahmen der Beratungen angeregt worden, folgende 
Fassung vorzuziehen: „Die Abfallentsorgung um-
faßt das Einsammeln, Befördern, Behandeln, La-
gern und Ablagern der Abfälle einschließlich der 
Maßnahmen hierbei, die darauf gerichtet sind, Ab-
fälle stofflich und energetisch zu nutzen." Zu die-
sem Vorschlag war darauf hingewiesen worden, daß 
die Abfallbeseitigung nach § 1 Abs. 2 geltender Fas-
sung fünf Phasen umfasse, nämlich das Einsam-
meln, Befördern, Behandeln, Lagern und Ablagern 
von Abfällen. Die neue Definition in Absatz 2 stelle 
einen Gegensatz der ersten vier Phasen gegenüber 
der letzten — dem Ablagern von Abfällen her, 
wobei davon ausgegangen werde, daß nur abgela-
gert werden könne, was nicht verwertbar sei. Mit 
der Ablagerung und der Verwertung gebe es in der 
Definition des Absatzes 2 zwei Oberbegriffe. Es 
gebe jedoch gewisse Formen der Entsorgung, die 
sich diesen Begriffen schlecht zuordnen ließen, 
etwa die Verbrennungsvorgänge. Die Verbrennung 
könne Verwertung sein, wenn eine thermische 
Nutzung vorliege. Wenn diese allerdings nicht gege-
ben sei, könne sie sehr schlecht als eine Stufe des 
Ablagerns angesehen werden, da es Fälle gebe, in 
denen nur eine thermische Zersetzung stattfinde. 
Dies als eine Vorstufe der Ablagerung zu kenn-
zeichnen, sei etwas künstlich. Andererseits könnte 
das Ablagern auch eine Art der Verwertung sein, 
etwa in bezug auf die Verwertung von Deponiegas. 
Die energetische Nutzung abgelagerter Abfälle ge-
winne immer weiteren Raum. Insbesondere Depo- 
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niegas aus abgelagertem Hausmüll könne über 
Jahrzehnte hinweg aus Hausmülldeponien gewon-
nen und als Energieträger genutzt werden. Der Re-
gierungsentwurf habe deshalb das Ablagern von 
Abfällen unter diesem Gesichtspunkt auch als Maß-
nahme der Verwertung von Abfällen einbezogen 
(Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 3 in Druck-
sache 10/2885). Im Bereich der Metallurgie, aber 
z. B. auch während der 70er Jahre bei Altreifen, 
würden und seien Monodeponien teilweise so ange-
legt worden, daß die abgelagerten Abfälle wieder 
einer späteren Verwertung zugeführt werden könn-
ten. Auch in der Untertage-Deponie Herfa-Neurode 
werde die Ablagerung von Abfällen unter dem Ge-
sichtspunkt einer späteren Verwertung betrieben. 
Neben der Ablagerung von Abfällen habe die Be-
handlung von Abfällen, namentlich die Verbren-
nung mit dem vorwiegenden Ziel der Zerstörung 
gefährlicher Stoffe in Abfällen eine eigenständige 
Bedeutung. Gesichtspunkte der Energienutzung 
träten dabei vor allém bei Sonderabfällen zurück 
(viele dieser Stoffe hätten keinen Heizwert). 

Seitens des Vertreters des Landes Nordrhein-West-
falen war dazu angemerkt worden, daß diese Frage 
kein zentrales Problem darstelle. Alle rechtlichen 
Folgevorschriften seien sowohl für die Abfallver-
wertung als auch für die Abfallablagerung möglich. 
Hier werde nur deutlich, daß die mit der Definition 
gewollte Trennung zwischen Abfallverwertung und 
Abfallablagerung nicht ganz richtig sei, da es Vor-
gänge bei der Abfallablagerung gebe, bei denen Ab-
fallverwertung durchaus in Betracht komme. Dies 
werde zum einen bei der Frage des Deponiegases 
deutlich und zum anderen bei der Frage, daß ein-
mal abgelagerte Abfälle durchaus wiederverwertet 
werden könnten. 

Seitens der kommunalen Spitzenverbände war 
dazu angemerkt worden, daß die vom Bundesmini-
ster des Innern vorgeschlagene Fassung deutlicher 
und präziser sowie für den praktischen Vollzug ein-
facher sei. Die Begriffe des Ablagerns und Verwer-
tens überschnitten sich und könnten nicht scharf 
voneinander getrennt werden. Von daher sprächen 
sich die kommunalen Spitzenverbände sehr nach-
drücklich für die Übernahme der vom Bundesmini-
ster des Innern vorgeschlagenen Fassung aus, sä-
hen diese Forderung aber als keine zentrale Frage 
an. 

Seitens der Fraktion der SPD war beantragt wor-
den, Absatz 2 wie folgt zu fassen: „Die Abfallbeseiti-
gung umfaßt das Einsammeln, Befördern, Behan-
deln, Lagern und Ablagern der Abfälle. Maßnah-
men nach Satz 1, die ganz oder teilweise darauf 
gerichtet sind, aus Abfällen Stoffe zu gewinnen (Ab-
fallverwertung) oder Energie zu erzeugen (Abf all-
verbrennung), gelten als Teil der Abfallbeseiti-
gung." Zur Begründung war hervorgehoben worden, 
daß in Satz 1 entsprechend der Anregung der Bun-
desregierung und der kommunalen Spitzenver-
bände die fünf Phasen wiederhergestellt würden. 
Satz 2 gehe auf den Vorschlag des Regierungsent-
wurfes in Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b zurück. 
Hierzu sei anzumerken, daß es berechtigt sei, die 
Abfallverbrennung nicht unter die Abfallverwer

-

tung fallen zu lassen, da die Abfallverwertung, das 
heißt die stoffliche Rückgewinnung, eine Rückge-
winnung von Altstoffen sei, die wieder zu Roh-
stoffen würden, das heißt ein Akt der Ressourcen-
schonung, während die Müllverbrennung — auch 
wenn damit Energie erzeugt werde — auf eine Roh-
stoffvernichtung hinauslaufe. Der Heizwert der ver-
nichteten Rohstoffe sei im Vergleich zu dem ande-
rer Energieträger relativ gering. Die stoffliche Ver-
wertung sei unter Rohstoff-, Energie- und Emis-
sionsgesichtspunkten wesentlich effektiver als die 
Verbrennung. So werde beispielsweise bei der Ver-
brennung von 100 000 Tonnen Altpapier Energie im 
Gegenwert von 16 000 Tonnen Heizöl S frei. Ersetz-
ten diese 100 000 Tonnen bei der Produktion von 
Papier den Rohstoff Holz, so würden bis zu 32 000 
Tonnen Heizöl S eingespart. Materialrecycling 
müsse daher Vorrang vor der Müllverbrennung ha-
ben. Letztere sei daher als Form der Abfallbeseiti-
gung und nicht der Abfallverwertung zu definieren. 
Diese Priorität werde auch vom Umweltbundesamt 
und den Umweltverbänden unterstützt. 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN war auf den 
Vorschlag unter Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe c in 
Drucksache 10/3629 verwiesen worden, in dem be-
wußt auch die Begriffe der Vermeidung und Wie-
derverwendung aufgenommen seien. Im Koalitions-
vorschlag zu § 1, der den Sinn habe, die Begriffe zu 
definieren, sei der Begriff der Vermeidung demge-
genüber nicht enthalten. Wenn der Vermeidung ein 
hoher Stellenwert beigemessen werde, sollte dieser 
Begriff auch in § 1 aufgenommen werden. Anson-
sten dürfte auch der Begriff der Abfallentsorgung 
nicht an dieser Stelle, sondern erst in einer der 
nachfolgenden Vorschriften berücksichtigt werden. 

Seitens der Koalitionsfraktionen war sowohl der 
Anregung der Bundesregierung und der kommuna-
len Spitzenverbände als auch den Vorschlägen der 
Oppositionsfraktionen nicht gefolgt worden. In be-
zug auf die Darlegungen seitens der Bundesregie-
rung und der kommunalen Spitzenverbände war 
dies damit begründet worden, daß die Abfallverwer-
tung zu Beginn des Absatzes genannt werden solle. 
Außerdem seien auf Anregung der kommunalen 
Spitzenverbände bereits die Worte „und zwar" auf-
genommen worden, durch die das Petit=  der Vor-
schrift klar sei. Zum Vorschlag der Fraktion der 
SPD, die stoffliche und thermische Verwertung von 
der Diktion her zu trennen, sei hervorzuheben, daß 
in dieser Frage die Positionen klar unterschiedlich 
seien. Die Koalitionsfraktionen sähen insoweit 
keine hierarchische Ordnung vor, sondern wollten 
festlegen, daß die Abfallverwertung die stoffliche 
und die energetische Verwertung umfasse. In § 3 
Abs. 2 werde dann geregelt, daß die Verwertung 
Vorrang vor der Ablagerung habe. Zu dem Vor

-

schlag der Fraktion DIE GRÜNEN sei anzumerken, 
daß an der Stelle, an der der Begriff des Abfalls 
definiert werde, aus systematischen Gründen nicht 
auch der Begriff der Vermeidung eingebracht wer-
den könne. Der Begriff der Vermeidung werde in 
§ 1 a abgehandelt, da er systematisch nicht in die 
Vorschrift des § 1 Abs. 2 passe. Wenn Abfall entste-
he, sei er nicht vermieden. In § 1 gehe es um das, 
was nicht habe vermieden werden können, das 
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heißt den Abfall. Deswegen seien in § 1 die Begriffe 
„Abfall" und „Abfallentsorgung" abzuhandeln. 

Der Ausschuß hat Absatz 2 in der vorgelegten Fas-
sung mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen zuge-
stimmt und den Antrag der Fraktion der SPD mit 
dem gleichen Stimmenverhältnis abgelehnt. 

2.4 

Der Sinn der Vorschrift des geltenden § 1 Abs. 3 und 
seiner vorgesehenen Änderungen liegt darin, solche 
Abfälle dem Regelungsbereich des Abfallgesetzes 
zu entziehen, die bereits von Bestimmungen ande-
rer Gesetze mit gleicher oder ähnlicher Zielsetzung, 
insbesondere Gesundheit und Umwelt vor Gefahr 
und Belastung zu schützen, hinreichend erfaßt wer-
den und soll ferner unter bestimmten Vorausset-
zungen gemeinnützige und gewerbliche Sammlun-
gen ermöglichen. 

2.4.1 

Zur Begründung der Änderung in Nummer 3 haben 
die Koalitionsfraktionen darauf hingewiesen, daß 
diese Ziffer für die bei der Mineralgewinnung anfal-
lenden Abfälle auf das Bergrecht verweise. Mit der 
Änderung würden die besonders problematischen, 
von den Regelungen des § 5 a erfaßten Altöle sowie 
die von künftigen Verordnungen wegen ihres 
Schadstoffgehaltes nach § 14 Abs. 1 Abfallgesetz er-
faßten Abfälle ausdrücklich von dieser Verweisung 
ausgenommen. Hiermit entfielen Probleme der 
rechtlichen Abgrenzung von Bergrecht und Abfall-
recht bei bestimmten gefährlichen Abfällen und 
Reststoffen wie Bohrölemulsionen, PCBs und ähnli-
che Stoffe. Künftig werde die Entsorgung sowohl 
von Altöl als auch von den durch Regelungen nach 
§ 14 Abs. 1 Abfallgesetz erfaßten Abfällen von den 
für den Vollzug des Abfallgesetzes zuständigen Be-
hörden überwacht werden können. Dies erscheine 
unter anderem nach den Erfahrungen der Vergan-
genheit mit im Bergbau angefallenen ölhaltigen Ab-
fällen u. ä. notwendig, zumal den Bergbehörden oft 
die für die Entsorgung nicht bergbauspezifischer 
Abfälle notwendigen Kenntnisse und Erfahrungen 
fehlten. Die Einbeziehung der Altöle sei auch ge-
rechtfertigt, weil für den Bergbau das künftig nicht 
mehr anzuwendende Altölgesetz uneingeschränkt 
gegolten habe. 

Die Einfügung „in Verbindung mit § 5 a" nach der 
Zitierung des § 14 Abs. 1 geht auf einen Vorschlag 
des Bundesministers des Innern zurück, der einver-
nehmlich bei Enthaltung seitens der Oppositions-
fraktionen vom Ausschuß aufgegriffen worden ist. 
Seitens des Bundesministers des Innern war inso-
weit dargelegt worden, daß diese Einfügung aus 
Gründen der Klarstellung zweckmäßig sei. Die Neu-
fassung müsse der Tatsache Rechnung tragen, daß 
das Altölgesetz, das auch für die unter Bergaufsicht 
stehenden Betriebe bisher unmittelbar gelte, künf-
tig durch die Bestimmungen des § 5 a mit der in § 14 
Abs. 1 enthaltenen Ermächtigung zum Erlaß ein-
schlägiger Rechtsverordnungen ersetzt werden sol-
le. Diese neuen Bestimmungen müßten folglich 

ebenfalls unmittelbare Anwendung für die unter 
Bergaufsicht stehenden Betriebe finden. Die Ergän-
zung stelle einerseits sicher, bringe andererseits 
aber auch klarer zum Ausdruck, daß Rechtsverord-
nungen nach § 14 Abs. 1 für die unter Bergaufsicht 
stehenden Betriebe nur in bezug auf Altöle (§ 5 a) 
erlassen werden dürften. Das heißt, die Einfügung 
solle Überschneidungen zwischen Bergrecht und 
Abfallrecht in dem Rahmen halten, der aus der 
Sicht der Überwachung erforderlich sei. Die Bezug-
nahme auf § 14 sei notwendig, um klarzustellen, daß 
dem Zurückführen von Hydrauliköl aus dem Berg-
bau mit Maßnahmen des Verordnungsgebers Nach-
druck verliehen werden müsse. Andererseits sei 
nicht beabsichtigt, § 14 Abs. 1 in seiner gesamten 
Breite auf das Bergrecht anzuwenden, da dies ei-
gene Vorschriften über die Abfallbeseitigung im 
Bergbereich vorsehe. Das heißt, aufgrund der Auf-
hebung des Altölgesetzes müsse klargestellt wer-
den, daß der Bergbaubereich, der generell und voll-
ständig bisher dem Altölgesetz unterlegen habe, 
auch künftig den Altölvorschriften unterliegen 
müsse. Weiter sollte die Änderung jedoch nicht ge-
hen, weil ansonsten sofort Kollisionen mit dem 
Bergrecht aufträten. 

2.4.2 

Durch die vorgesehene Änderung der Nummer 5 in 
Absatz 3 soll nach der von den Koalitionsfraktionen 
vorgelegten Begründung ein unnötiges — den Voll-
zug erschwerendes — Nebeneinander von Abf allbe-
seitigungsgesetz und Wasserhaushaltsgesetz ver-
mieden werden. Hiervon ausgehend sei die vorgese-
hene Ersetzung des Begriffes „Abwasser" durch 
den Begriff „Stoffe" zweckmäßig und notwendig. 
Der bisher verwandte Begriff „Abwasser" habe sich 
als zu eng erwiesen. Das Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) regele nicht nur das Einleiten von Abwäs-
sern in Gewässer, sondern — darüber hinausge-
hend — generell das Einleiten von Stoffen. Die Ein-
führung des Begriffes „Stoffe" entspreche dabei 
dem Sprachgebrauch des Wasserhaushaltsgesetzes, 
wie es sich in seinen Benutzungstatbeständen des 
§ 3 widerspiegelt. Die beabsichtigte Novellierung sei 
von praktischem Nutzen, weil in Zukunft in den 
hier maßgeblichen Fällen keine Abgrenzung Ab-
wasser/Abfall mehr erforderlich sein werde. So 
würden z. B. nach der beabsichtigten Neuregelung 
unzweifelhaft auch flüssige Abfallstoffe unter § 1 
Abs. 3 Nr. 5 fallen. Damit entfielen Auslegungs- und 
Abgrenzungsschwierigkeiten, wie sie bereits in der 
Praxis aufgetreten seien. Die beabsichtigte Neure-
gelung führe insgesamt zu mehr Rechtssicherheit. 
Sie bedeute keine Erleichterung für die Beseitigung 
flüssiger Stoffe: Da regelmäßig nach dem Wasser-
recht und kommunalen Satzungsrecht ein Einleiten 
oder Einbringen solcher Stoffe in ein Gewässer 
oder eine Abwasseranlage nicht zulässig sei, müsse 
sie der Besitzer nach Maßgabe des Abfallgesetzes 
als Abfälle in einer dafür zugelassenen Abfallent-
sorgungsanlage entsorgen. 

Dem vom Bundesrat in seiner Stellungnahme 
hierzu vorgebrachten Änderungswunsch könne aus 
den in der Gegenäußerung der Bundesregierung 
ausgeführten Gründen nicht gefolgt werden (vgl. in- 
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soweit die Stellungnahme des Bundesrates zu Arti-
kel 1 Nr. 1 Buchstabe c sowie die Gegenäußerung 
der Bundesregierung zu Nummer 2 in Drucksache 
10/2885). 

Die Bundesregierung hat den Vorschlag des Bun-
desrates, in Nummer 5 das Wort „dürfen" anzufü-
gen, nochmals überprüft und dazu erklärt, daß sie 
auch aufgrund dieser Überprüfung keinen Anlaß 
sehe, von der in ihrer Gegenäußerung vertretenen 
Auffassung abzuweichen. Die vom Bundesrat geäu-
ßerten Bedenken würden nicht geteilt. Die Rege-
lung diene der Rechtsklarheit darüber, welches 
Rechtsgebiet jeweils Anwendung finde. Ein Neben-
einander beider Gesetze sei nicht sinnvoll. Zur kla-
ren Abgrenzung der Kompetenzen sei es richtiger, 
die Frage dort zu regeln, wo sich der jeweilige Tat-
bestand, das heißt die Einleitung eines bestimmten 
Stoffes ergebe. Insoweit werde jeweils im Wasser-
recht zu entscheiden sein, ob eine Enleitung von 
Stoffen zulässig sei oder nicht. Gerade auch die an-
stehenden Änderungen zum Wasserhaushaltsge-
setz zur Einleitung von Stoffen in Gewässer, na-
mentlich in Abwasseranlagen, würden die entspre-
chende Klarheit schaffen. Nach Auffassung der 
Bundesregierung sei es nicht sinnvoll, jeweils ne-
ben einer wasserrechtlichen Erlaubnis noch zusätz-
lich eine abfallrechtliche Erlaubnis zu erteilen, wie 
dies in Hessen teilweise erfolgt sei. Wenn nach 
Wasserrecht klar sei, daß eine Einleitung nicht zu-
lässig sei, müsse derjenige, der eingeleitet habe, 
entweder als Abfall — und zwar auf andere Weise 
als im Wege der Einleitung — in einer dafür zuge-
lassenen Anlage beseitigen oder die Produktion 
umstellen. Dies sei in der Praxis die Konsequenz 
des Vorschlages der Bundesregierung. Vertiefend 
wurde im Hinblick auf entsprechende Fragen der 
Oppositionsfraktionen seitens der Bundesregierung 
erläutert, das Problem, das durch den Änderungs-
vorschlag geklärt werden sollte, sei, daß es keinen 
klaren Abwasserbegriff gebe. Im Gesetz werde 
zwar bisher der Begriff Abwasser verwendet. Ge-
rade durch das Abwasserabgabengesetz sei der Be-
griff jedoch eingeengt worden. Hier gehe es darum, 
nicht nur Abwasser zu erfassen, sondern ganz klar 
sämtliche Stoffe, die in ein Gewässer eingeleitet 
würden, dem Bereich zuzuordnen, in dem die Besei-
tigung tatsächlich de facto erfolgt sei, das heißt dem 
Wasserbereich und damit dem Wasserhaushaltsge-
setz und den dazu erlassenen Vorschriften der Län-
der und des kommunalen Satzungsrechtes. Hier 
müsse entschieden werden, ob es zulässig gewesen 
sei, daß ein Stoff in das Wasser eingeleitet werden 
dürfe oder nicht. Diesbezüglich dürfe nicht die brü-
chige Grundlage gewählt werden, den Abwasser-
begriff in das Gesetz aufzunehmen, wobei dann je-
weils nach unterschiedlichen landesrechtlichen Re-
gelungen vorgegangen werden müßte, die den Ab-
wasserbegriff teilweise voneinander abweichend 
definiert hätten. Deshalb solle an das bisher gel-
tende Wasserhaushaltsgesetz angeknüpft werden, 
das generell von der Fragestellung ausgehe, ob 
Stoffe eingeleitet oder eingebracht würden. Dabei 
müsse dann umfassend geklärt werden, ob ein Stoff 
eingebracht sei und ob dies zulässig gewesen sei. 
Falle die Entscheidung der zuständigen Behörde 
negativ aus und werde festgestellt, daß ein be

-

stimmter Stoff nicht mehr eingeleitet werden dürfe, 
dann bleibe der Besitzer des Stoffes verpflichtet, 
entweder die Produktion zu ändern oder einzustel-
len oder eine entsprechende Abfallbeseitigungsan-
lage aufzubauen, die die Stoffe, die nicht eingeleitet 
werden dürften, eliminiere. An den bisherigen, in 
einzelnen Landesgesetzen zur Ausführung des 
Wasserhaushaltsgesetzes unterschiedlichen Ab-
grenzungen festzuhalten, würde ständig zu neuen 
Schwierigkeiten führen. Zur Frage einer Herausfil-
terung der einzelnen Stoffe sei anzumerken, daß 
das Problem bei den flüssigen Stoffen darin beste-
he, daß es sich um Stoffgemische aus den verschie-
densten betrieblichen Abgängen handele und je-
weils vor Ort entschieden werden müsse, mit wel-
cher Technik in bezug auf die einzelnen Stoffe vor-
gegangen werden müsse. Dazu seien im Wasser-
haushaltsgesetz und in den entsprechenden Lan-
desgesetzen Regelungen getroffen, soweit es sich 
um Einleitungen in Gewässer handele. Gleichzeitig 
sei aufgrund des Novellierungsentwurfes zum Was-
serhaushaltsgesetz von der Bundesregierung beab-
sichtigt, die Indirekteinleitungen zu erfassen. Diese 
Probleme ließen sich im Abfallbereich technisch 
nur schwer regeln. Es müsse vielmehr im Wasser-
bereich vor Ort die entsprechende Regelung getrof-
fen werden. Zielsetzung der Vorschläge in der vor-
liegenden Novelle und der Novellierungsvorschläge 
zum Wasserhaushaltsgesetz sei es, daß künftig ver-
stärkt in die Betriebe gegangen werde und die ein-
zelnen Abwasserströme schärfer daraufhin über-
prüft würden, welche Stoffe überhaupt noch einge-
leitet werden dürften. Dies führe dann innerhalb 
des Betriebes zu der Frage einer Änderung der Pro-
duktions- und Arbeitsvorgänge. 

2.4.3 

Die Streichung von § 1 Abs. 3 Nr. 6, die Altöle von 
den Vorschriften des Abfallgesetzes ausnahm, so-
weit sie nach Maßgabe des § 3 Abs. 1 des Altölgeset-
zes abgeholt werden, folgt aus der Einbeziehung der 
Altöle unter das abfallrechtliche Regime. 

2.4.4 

Durch Einfügung der neuen Nummern 6 und 7 in 
§ 1 Abs. 3 soll gewährleistet werden, daß karitative 
und gewerbliche Sammlungen unter den in diesen 
Nummern enthaltenen Vorgaben möglich sein sol-
len. Insoweit war im Rahmen der Beratungen sei-
tens der Koalitionsfraktionen zunächst eine Lösung 
dieses Anliegens in § 1 Abs. 1 vorgesehen gewesen. 
Im Hinblick auf die dagegen geäußerten Bedenken 
seitens der Bundesregierung und der kommunalen 
Spitzenverbände war dann die vorgesehene Ergän-
zung des Absatzes 3 vorgeschlagen worden. Erläu-
ternd war seitens der Koalitionsfraktionen darauf 
hingewiesen worden, daß nunmehr zwischen ge-
meinnützigen und gewerblichen Sammlungen un-
terschieden werde, die unterschiedlichen Anforde-
rungen unterworfen würden. Diese Lösung entspre-
che sowohl den Interessen der Gemeinden als auch 
dem privatwirtschaftlichen Interesse, Sammlungen 
nicht zu beeinträchtigen, soweit dies vertretbar sei, 
dem die Koalitionsfraktionen Rechnung tragen 
wollten. Von daher seien in bezug auf gewerbliche 
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Sammlungen Schranken im Interesse des Umwelt-
schutzes, das heißt der Nachweis einer ordnungsge-
mäßen Verwertung und kein Entgegenstehen über-
wiegender öffentlicher Belange, vorgesehen. Von 
diesen Sammelmöglichkeiten ausgenommen wür-
den die schadstoffhaltigen, das heißt die von § 2 
Abs. 2, §§ 3, 5, 5 a und 5 c erfaßten Stoffe. 

Seitens der Bundesregierung war dazu betont wor-
den, daß im Hinblick auf diesen Regelungsvor-
schlag aus Sicht der Bundesregierung keine Beden-
ken bestünden. Durch diese Lösung werde erreicht, 
daß die gegenwärtige Praxis in bezug auf karitative 
Sammlungen erhalten bleibe. 

Seitens der kommunalen Spitzenverbände waren 
gegenüber diesem Regelungsvorschlag ebenfalls 
keine Bedenken mehr erhoben worden, nachdem 
nun vorgesehen sei, daß der beseitigungspflichtigen 
Körperschaft gegenüber der Nachweis ordnungsge-
mäßer Verwertung erbracht werden müsse und öf-
fentliche Belange nicht entgegenstehen dürften. 

Seitens der Fraktion der SPD war dazu erklärt wor-
den, daß alle Auswirkungen dieser Regelung nicht 
ad hoc abgeschätzt werden könnten. Im Ziel wolle 
die Fraktion der SPD das gleiche, das heißt die 
gemeinnützigen und gewerblichen Sammelsysteme 
zu erhalten. Die Fraktion der SPD sah sich jedoch 
zum Zeitpunkt der Abstimmung über diesen Vor-
schlag noch nicht imstande, abschließend zu beur-
teilen, ob dieses Ziel mit den vorgeschlagenen Rege-
lungen gewährleistet sei und dadurch keine neuen 
Gefahrenquellen entstünden. Im Hinblick darauf 
hat sich die Fraktion der SPD zum Zeitpunkt der 
Abstimmung über diesen Vorschlag nicht in der 
Lage gesehen, diesem zuzustimmen, der mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen angenommen 
worden ist. 

Der Ausschuß hat § 1 insgesamt mit Mehrheit sei-
tens der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der Oppositionsfraktionen angenommen. 

3. Zu § la  

3.1 

Zur Begründung der Regelung des § 1 a wurde sei-
tens der Koalitionsfraktionen auf die Darlegungen 
der Bundesregierung zu Artikel 1 Nr. 3 verwiesen. 
Dem Vorschlag des Bundesrates, in Absatz 1 der 
entsprechenden Regelungen des § 2 a des Regie-
rungsentwurfes vorzusehen, daß weitergehende 
landesrechtliche Vorschriften unberührt blieben 
und dessen Übernahme auch seitens der Fraktion 
der SPD beantragt worden war, sind die Koalitions-
fraktionen aus den in der Gegenäußerung der Bun-
desregierung — Druchsache 10/2885 zu Nummer 3 
— genannten und im Rahmen der Beratungen vor-
getragenen Gründen nicht erfolgt, wobei seitens der 
Koalitionsfraktionen darauf hingewiesen wurde, 
daß es in dieser Vorschrift nur um die Regelung der 
produktbezogenen Vermeidung gehe. Das Bundes

-

Immissionsschutzgesetz treffe in bezug auf die Ver-
meidung abschließende Regelungen. Insoweit könn-
ten keine weitergehenden landesrechtlichen Vor

-

schriften zugelassen werden. Etwas anderes gelte 
in bezug auf die Verwertung entstandener Rest-
stoffe oder Abfälle. Diesbezüglich sei kein Bundes-
land gehindert, entsprechende Verwertungsmög-
lichkeiten zu eröffnen. Durch die neue Ausgestal-
tung des Verwertungsgebotes, das heißt die Verwei-
sung auf § 3 Abs. 2 Satz 2 und die Rechtsverordnun-
gen nach § 14, wurde dem Petitum des Bundesrates 
zu § 2 a Abs. 2 Rechnung getragen. Die Vorschrift 
wurde als § 1 a eingefügt, weil die Regelung zur Ver-
meidung von Abfällen aus systematischen Gründen 
vor den Regelungen zur Abfallverwertung getroffen 
werden sollte, um damit dem Anliegen nach Her-
ausstellung der allgemein anerkannten Rangfolge 
von Abfallvermeidung und Abfallverwertung zu 
entsprechen. 

3.2 

Seitens der Fraktion der SPD war angemerkt wor-
den, daß in dem vorgesehenen § 1 a Abfallvermei-
dung und Abfallverwertung wiederum in einer Vor-
schrift zusammengefaßt seien. Begrüßenswert wäre 
es gewesen, wenn die Abfallvermeidung eigens vor-
weg in einer gesonderten Vorschrift und die Abfall-
verwertung ebenfalls in gesonderten Vorschriften 
behandelt worden wären. Grundsätzlich sei die For-
mulierung im entsprechenden Regierungsvorschlag 
akzeptabel, obgleich zu bemängeln sei, daß die Ziel-
hierarchie, wonach Abfallvermeidung vor Abfallver-
wertung rangieren sollte, nicht gewährleistet wer-
de. 

Seitens der Fraktion der SPD wurde ferner bean-
tragt, als neuen Absatz 3 in § 1 a einzufügen: „Wei-
tergehende landesrechtliche Vorschriften bleiben 
unberührt."  Damit solle dem Petitum des Bundesra-
tes in bezug auf die Abfallverwertung Rechnung 
getragen werden, dies jedoch nicht für die Abfall-
vermeidung gelten, da eine abschließende Bundes-
regelung aus Wettbewerbsgründen in bezug auf die 
Vermeidung richtig sei. Im Rahmen der Abfallver-
meidung und den diesbezüglich zu treffenden Maß-
nahmen und Regelungen seien Wettbewerbsauswir-
kungen gegeben, nicht jedoch in bezug auf die Ver-
wertung. Hier müsse es sehr wohl möglich sein, daß 
in den einzelnen Bundesländern weitergehende Re-
gelungen getroffen würden. Zur Begründung im 
einzelnen sei auf die entsprechenden Darlegungen 
des Vertreters des Landes Nordrhein-Westfalen im 
Rahmen der Beratungen zu verweisen. 

3.3 

Von diesem war insoweit hervorgehoben worden, 
daß das Land Nordrhein-Westfalen auf die Realisie-
rung dieses Petitums unbedingten Wert lege. Eine 
entsprechende Vorschrift sei im nordrhein-westfäli-
schen Landesabfallgesetz geschaffen worden. Es 
könne leicht sein, daß schwer zu beseitigende Ab-
fälle mit leichter zu beseitigenden Abfällen ver-
mischt würden, von denen die leichter zu beseiti-
genden Abfälle einer Vermeidung oder Verwertung, 
die schwer zu beseitigenden jedoch allein einer Ab-
fallbeseitigung zugeführt werden könnten. Wenn in-
soweit keine landesrechtlichen Verhinderungsmög-
lichkeiten in bezug auf derartige Vermischungen 
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bestünden, würden diese dazu führen, daß die ver-
meidbaren oder verwertbaren Abfälle beseitigt wür-
den und die einer besonderen Anlage zuzuführen-
den Abfälle auf einer leichteren Deponieklasse ab-
gelagert würden, als sie von ihrer Ursprungsform 
her eigentlich abgelagert werden müßten. Bei die-
sen Abfällen handele es sich regelmäßig um Son-
derabfälle, die von der kommunalen Abfallbeseiti-
gung ausgeschlossen seien. Den Landesbehörden 
müsse die Möglichkeit gegeben werden, entspre-
chende Vermischungen zu vermeiden. Da sich dies 
infolge der Vielzahl der Möglichkeiten oft aus dem 
Vollzug ergebe, sei es sinnvoll, das getrennte Ein-
sammeln und das getrennte Beseitigen über ent-
sprechende landesrechtliche Vorschriften zu er-
möglichen. Gerade im Bereich der Sonderabfälle sei 
eine Unzahl von Einzelfällen denkbar, in denen 
eine getrennte Sammlung mehrere positive Effekte 
erbringen könne. Der Vorrang des Bundesrechtes 
gelte auch gegenüber dem kommunalen Satzungs-
recht, das heißt, daß entsprechende Regelungen 
nach dem kommunalen Satzungsrecht nicht mehr 
ergehen könnten, wenn nicht eine entsprechende 
Regelungsmöglichkeit zugunsten des niederrangi-
gen Rechts im Rahmen des Bundesgesetzes vorge-
sehen werde. 

Ferner sei in bezug auf § 1 a Abs. 2 darauf hinzuwei-
sen, daß nach dem vorgeschlagenen Text Abfälle 
nach Maßgabe des § 3 Abs. 2 Satz 3 zu verwerten 
seien, woraus eigentlich geschlossen werden müßte, 
daß eine andere Verwertung nicht stattfinden kön-
ne. Bei Absatz 1 sei eine entsprechende Formulie-
rung unbedenklich, weil der Herrschaftsbereich des 
Abfallgesetzes erst beginne, wenn der Abfall vor-
handen sei. In Absatz 2 sei diese Wendung jedoch 
schädlich, weil darauf geschlossen werden könne, 
daß eine andersartige Verwertung von Abfällen 
nicht stattfinden könne. Von daher werde folgende 
Formulierung vorgeschlagen: 

„(2) Verpflichtungen zur Verwertung ergeben sich 
nach § 3 Abs. 2 Satz 3 oder ... (folgt übriger Text des 
Absatzes 2)". 

Daraus würde folgen, daß auch andere Arten der 
Abfallverwertung nicht verhindert werden sollen. 

3.4 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN war auf die in 
§ 2 des Gesetzentwurfes in Drucksache 10/3629 vor-
geschlagene Prioritätenregelung für die Vermei-
dung verwiesen und ausgeführt worden, daß sich 
eine derartige Prioritätensetzung der Vermeidung 
nicht durch den bloßen Hinweis auf das Bundes-
Immissionsschutzgesetz regeln lasse. Nach Auffas-
sung der Fraktion DIE GRÜNEN lasse die Formu-
lierung im Koalitionsvorschlag darauf schließen, 
daß Vermeidung und Verwertung gleichgestellt 
seien. 

3.5 

Seitens der Bundesregierung war zu § 1 a ausge

-

führt worden, daß sachlich in den Formulierungen 
kein Unterschied zum Regierungsentwurf gesehen 

werde. Hinsichtlich des Petitums des Bundesrates 
zur Ermöglichung weitergehender landesrechtli-
cher Vorschriften würde es unter dem Aspekt der 
Wettbewerbsgleichheit nicht unerhebliche Pro-
bleme aufwerfen, wenn in Bundesländern weiterge-
hende Regelungen vorgesehen würden. Von daher 
sei eine einheitliche Regelung der Problematik im 
Bundesbereich wünschenswert. Auch bei einer Ein-
grenzung auf weitergehende Vorschriften für den 
Bereich der Verwertung liege das Problem vor al-
lem in der Frage der Wettbewerbsgleichheit und 
der Gleichheit der Systeme in den einzelnen Bun-
desländern. Wenn etwa in einem Bundesland vorge-
sehen würde, daß die stoffliche Verwertung Vor-
rang haben solle, würde genau das unterlaufen, was 
in § 3 Abs. 2 vorgesehen sei, das heißt die Wahlfrei-
heit zwischen zwei verschiedenen Möglichkeiten 
der Verwertung. Würden weitergehende landes-
rechtliche Vorschriften zugelassen, dann wäre es 
möglich, daß in einem Land geregelt werden könn-
te, daß anfallende Stoffe auch ohne Rücksicht auf 
die in § 3 Abs. 2 enthaltene wirtschaftliche Kompo-
nente auf jeden Fall einer stofflichen Verwertung 
zugeführt werden könnten, auch wenn dafür kein 
Markt vorhanden sei oder dieser infolge eines 
Überangebotes zusammenbreche. Von daher könne 
den Ländern dieser Spielraum nicht eingeräumt 
werden. Diejenigen Vorschriften, die es etwa im ba-
den-württembergischen Abfallrecht gebe, seien be-
reits lange vor dem Abfallbeseitigungsgesetz erlas-
sen, jedoch nie vollzogen worden. Mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf sei eine bundeseinheitliche 
Regelung auf der Gundlage der Gesetzgebungskom-
petenz des Bundes vorgesehen, die als abschließend 
zu betrachten sei, daß heißt, daß auch Regelungen, 
wie etwa diejenigen in Hessen, verfassungsrecht-
lich bedenklich seien, weil sie über die bundesrecht-
lichen Regelungen hinausgingen und auch einen 
Weg darstellten, das Bundes-Immissionsschutzge-
setz zu unterlaufen. Bei Verabschiedung der landes-
rechtlichen Regelungen habe es keine Bundesrege-
lung zur Frage der Abfallverwertung gegeben. So 
lange hätten die Länder auch entsprechende Rege-
lungen treffen können. Wenn der Bundesgesetzge-
ber allerdings eine abschließende Regelung getrof-
fen habe, sei es dem Landesgesetzgeber verwehrt, 
noch weitergehendere Regelungen zu treffen. Der 
Landesgesetzgeber könne nur noch ein Ausfüh-
rungsgesetz zum Bundesgesetz erlassen. Die hessi-
schen Regelungen etwa gingen weit über das im 
Regierungsentwurf Vorgesehene hinaus. 

Zur Problematik der unerlaubten, möglicherweise 
auch die Verwertung von Abfällen erschwerenden 
Praxis der Vermischung von Abfällen sei darauf 
hinzuweisen, daß beim derzeitigen Erkenntnisstand 
ein generelles Vermischungsverbot nicht sachge-
recht sei. Die Vermischung von Abfällen sei vielfach 
nicht nur sinnvoll, sondern sogar notwendig. Jede 
chemisch-physikalische Behandlung von Abfällen 
(z. B. neutralisieren, entgiften, verfestigen) setze ein 
Vermischen verschiedener Abfälle miteinander 
oder mit anderen Stoffen voraus. Auch zur Einstel-
lung des Heizwertes könne die Vermischung von 
Abfällen eine sinnvolle Methode sein. Darüber hin-
aus würde eine getrennte Haltung von Abfällen, die 
darin später doch gemeinsam entsorgt würden, le- 
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diglich Aufwand aber keinen Nutzen zur Folge ha-
ben. Ein Vermischungsverbot sei jedoch angezeigt, 
wenn durch Vermischen die Beseitigung oder die 
Verwertung von Abfällen erschwert oder die Gefahr 
von Schadstoffeinträgen in die Umwelt bestehe. Die 
Bundesregierung habe insoweit mit ihren Vorschlä-
gen zu § 14, die in der Beschlußempfehlung in § 14 
Abs. 1 aufgegriffen würden, die erforderlichen, 
rechtlichen Schritte zur getrennten Erfassung ge-
fährlicher Abfälle aufgezeigt. Die vierte Novelle ent-
halte darüber hinaus in § 12 Abs. 1 Satz 4 eine wich-
tige Ergänzung. Die meist im Zusammenhang mit 
Beförderungsvorgängen verbundene Zwischenlage-
rung von Abfällen als Möglichkeit zur Vermischung 
solle in Genehmigungsverfahren nach § 12 künftig 
besonders überwacht und, soweit erforderlich, ein-
geschränkt werden. Weitere Maßnahmen zur Steue-
rung von Vermischungsverfahren würden Vor-
schriften im Rahmen der TA Abfall aufzeigen. Es 
sei somit vorgesehen und nach Inkrafttreten der 
neuen Bestimmungen des Abfallgesetzes auch mög-
lich, Vermischungsverbote bezogen auf bestimmte 
Abfallarten bzw. auf bestimmte Entsorgungs-
schritte und -verfahren festzulegen; da sowohl bei 
der Abfallverwertung wie bei der sonstigen Entsor-
gung die technische Entwicklung rasch voran-
schreite, solle dies flexibel in Rechtsverordnungen 
bzw. Verwaltungsvorschriften geschehen. Ein gene-
relles Vermischungsverbot würde demgegenüber 
im Vollzug unlösbare Probleme (Kontrolle) aufwer-
fen. Angesichts der aufgezeigten konkreten rechtli-
chen Möglichkeiten erscheine die Aufnahme allge-
meiner Vermischungsverbote im Gesetz nicht sinn-
voll. 

Zu der Forderung der Fraktion DIE GRÜNEN in § 2 
des Gesetzentwurfs in Drucksache 10/3629 auf eine 
Prioritätenregelung für die Vermeidung sei hervor-
zuheben, daß die Frage des Vorrangs innerhalb der 
Maßnahmen abschließend in der im vergangenen 
Jahr erfolgten Novellierung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes geregelt worden sei. Es könne 
jetzt nicht ergänzt oder abweichend davon im Ab-
fallrecht etwas Neues geregelt werden. Nach den 
Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
bestehe die Rechtspflicht, entweder durch abfall-
arme Technologien bestimmte Stoffe gar nicht erst 
anfallen zu lassen oder aber einer Verwertung zu-
zuführen. 

Zu den Darlegungen des Vertreters des Landes 
Nordrhein-Westfalen in bezug auf die Formulierung 
des Absatzes 2 sei hervorzuheben, daß in § 3 Abs. 2 
nur geregelt sei, wann die Verwertung Vorrang 
habe, das heißt, die Gemeinden gezwungen seien, 
eine Verwertung durchzuführen. Daß sie darüber 
hinaus im Rahmen der Entsorgung eine Verwer-
tung vorsehen könnten, werde dadurch nicht ausge-
schlossen. 

3.6 

Seitens der kommunalen Spitzenverbände war zur 
Frage eines Vermischungsverbotes dargelegt wor-
den, daß nach deren Auffassung ein solches typi-
scherweise im Rahmen einer Rechtsverordnung 
nach § 14 geregelt werden müßte, weil es hier um 

eine sehr komplizierte und einzelfallbezogene so-
wie dem Wandel der Produktionsverfahren unter-
worfene Problematik gehe und eine entsprechende 
Regelung daher häufig präzisiert werden müsse. 
Von daher sähen die kommunalen Spitzenverbände 
einen Vorbehalt für den Landesgesetzgeber in § 1 a 
nicht als überzeugend an, weil eine entsprechende 
Regelung dort zum einen von der Materie her nicht 
passe und ein Vermischungsverbot bundeseinheit-
lich im Rahmen einer Ermächtigung nach § 14 gere-
gelt werden sollte, der hier ausreichende Möglich-
keiten vorsehe. In bezug auf die Verwertung könne 
noch nicht abschließend gesagt werden, ob die in 
den Koalitionsvorschlägen enthaltenen Formulie-
rungen alle denkbaren Möglichkeiten abdecken 
würden. Fest stehe, daß das Bundesrecht auch den 
Rahmen und die Gestaltungsmöglichkeiten für die 
kommunalen Satzungen vorgebe. Dies würde be-
deuten, daß Abfälle zu verwerten seien, aber immer 
nur nach Maßgabe von § 3 Abs. 2 Satz 3 oder soweit 
Rechtsverordnungen nach § 14 dies vorschrieben. 
Dies sei eine abschließende Regelung. Das Bundes-
recht enthalte damit eine zwingende Vorgabe, über 
die die Gemeinden dann nicht mehr hinausgehen 
könnten. Im Hinblick auf § 3 Abs. 2 erhebe sich die 
Frage, ob ein Gebührenschuldner nicht einwenden 
könnte, daß er durch eine entsprechende Satzung 
mit Mehrkosten belastet werde, weil eine Gemeinde 
über die Anforderungen von § 3 Abs. 2 bzw. § 1 
Abs. 2 hinaus kostenträchtige Verfahren vorschrei-
be. 

3.7 

Die Koalitionsfraktionen haben sich den Darlegun-
gen der Bundesregierung angeschlossen und von 
daher davon abgesehen, die im Rahmen der Bera-
tungen vorgeschlagenen Änderungen zu § 1 a aufzu-
greifen. Der Ausschuß hat deswegen mit Mehrheit 
seitens der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Oppositionsfraktionen den Antrag der 
Fraktion der SPD abgelehnt und § 1 a in der vorge-
legten Fassung mit dem gleichen Stimmenverhält-
nis angenommen. 

4. Zu § 2 

4.1 

Mit der Einfügung in § 2 Abs. 2 wurde der entspre-
chende Vorschlag im Regierungsentwurf aufgegrif-
fen. Diese Einfügung wurde seitens der Koalitions-
fraktionen als notwendig angesehen, da auch die in 
öffentlichen Einrichtungen anfallenden Sonderab-
fälle (insbesondere PCB- und PCT-haltige Öle und 
Kühlflüssigkeiten aus Transformatoren und Kon-
densatoren, die in öffentlichen Einrichtungen auf-
gestellt sind) erfaßt werden sollen. Im einzelnen ist 
auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 2 in Druck-
sache 10/2885 zu verweisen. 

4.2 

Die Fraktion der SPD hatte beantragt, § 2 wie folgt 
zu fassen: 
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„§ 2 
Grundsätze der Abfallwirtschaft 

(1) 1. Die Entstehung von Abfällen ist zu vermei-
den, soweit dies technisch möglich ist und 
der Aufwand nicht außer Verhältnis zu 
dem damit verfolgten Zweck steht (Abfall-
vermeidung). 

2. Unvermeidbare Abfälle sind weitestgehend 
in den Stoffkreislauf zurückzuführen (Ab-
fallverwertung). 

3. Nicht verwertbare Abfälle sind so zu besei-
tigen, daß Gefahren für die Umwelt oder 
das Wohl der Allgemeinheit vermieden 
werden und dem Entstehen solcher Gefah

-

ren vorgebeugt wird (Abfallbeseitigung). 

(2) Die stoffliche Verwertung von Abfällen hat 
Vorrang vor der Energieerzeugung von Abfällen 
(Müllverbrennung). Die Verbrennung von Abfällen 
ist Teil der Abfallbeseitigung. 

(3) Die Bestimmungen des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes und der aufgrund des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes erlassenen Rechtsvor-
schriften, die der Vermeidung von Abfällen durch 
den Einsatz reststoffarmer Verfahren oder durch 
Verwertung von Reststoffen dienen, sowie weiterge-
hende landesrechtliche Vorschriften bleiben unbe-
rührt. 

(4) Abfälle sind nach verwertbaren und zu beseiti-
genden Stoffen getrennt einzusammeln, zu beför-
dern, zu lagern oder abzulagern, soweit dies zur 
Verwertung oder schadlosen Beseitigung erforder-
lich ist. Die Rahmenbedingungen dafür werden in 
einer Technischen Anleitung zur Behandlung, Ver-
wertung und Beseitigung von Abfällen (TA Abfall) 
festgelegt. 

(5) Unvermeidbare und nicht verwertbare Abfäl-
len sind so zu beseitigen, daß das Wohl der Allge-
meinheit nicht beeinträchtigt wird, insbesondere 
dadurch, daß 

1. siehe § 2 Abs. 1 Nr. 1 geltende Fassung bis Ab-
satzende „sind zu beachten". 

(6) § 2 Abs. 2 (neu) wird Absatz 5. 

(7) Der Abfallerzeuger hat bei der Herstellung 
von Produkten und beim Anfall von Reststoffen im 
Sinne von § 2 Abs. 2 (geltende Fassung) den Nach-
weis zu erbringen, daß die Entstehung von Abfällen 
nach dem Stand der Technik unvermeidbar und 
eine Wiederverwertung oder schadlose Beseitigung 
sichergestellt ist. Bei der Genehmigung von Neuan-
lagen oder Erweiterung von bestehenden Anlagen 
wird eine Abfallverträglichkeitsprüfung im Sinne 
von Satz 1 als Genehmigungskriterium einge-
führt." 

Zur Begründung wurde ausgeführt, daß im Gesetz 
eine klare Zielhierarchie erfolgen sollte, nach der 
Abfallvermeidung Vorrang vor Abfallverwertung, 
Abfallverwertung Vorrang vor der sonstigen Abf all-
beseitigung habe, damit deutlich werde, daß das 

Ziel des Gesetzgebers der Übergang von der Abf all-
beseitigung zur Abfallwirtschaft sei. Außerdem 
sollte hinsichtlich der Verwertung der Vorrang der 
stofflichen vor der thermischen Verwertung gere-
gelt werden. Nach Beurteilung der Fraktion der 
SPD werde durch § 1 a das Petitum, das in dem Vor-
schlag der Fraktion der SPD zum Ausdruck komme, 
nicht völlig abgedeckt. § 1 a nenne zwar Abfallver-
meidung und Abfallverwertung, sehe jedoch keine 
klare Abstufung vor, so daß sich hier eine deutliche 
Differenzierung ergebe. 

Von daher war vorgeschlagen worden, der bean-
tragten Fassung zu § 2 zuzustimmen und gleichzei-
tig § 1 a der Koalitionsvorschläge fallenzulassen. 

Der Antrag war mit Mehrheit seitens der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tionsfraktionen abgelehnt worden. 

4.3 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN war vorgeschla-
gen worden, aus Natur- und Umweltschutzgründen 
in § 2 Abs. 1 Nr. 2 auch den Begriff der seltenen 
Tier- und Pflanzenarten aufzunehmen. 

Seitens der Bundesregierung war dazu dargelegt 
worden, daß es sich in § 2 Abs. 1 um die Übernahme 
der geltenden Fassung aus dem Jahre 1972 handele, 
die sich allgemein bewährt habe. Es werde in § 2 
Abs. 1 nur beispielhaft beschrieben, welche Ge-
sichtspunkte bei den Abwägungsprozessen das 
Wohl der Allgemeinheit ausmachen könnten. Unter 
das Wohl der Allgemeinheit falle auch, daß seltene 
Tier- und Pflanzenarten nicht gefährdet würden. 
Darüber hinaus seien in § 1 Abs. 1 Nr. 5 ausdrück-
lich auch die Belange des Naturschutzes aufgelistet, 
die den Begriff der seltenen Tier- und Pflanzenar-
ten mit abdeckten. Es würde in der Sache nicht wei-
terführen, wenn die Kasuistik des § 2 Abs. 1 weiter 
aufgefächert würden. 

Der Ausschuß hat im Hinblick auf diese Begrün-
dung von einer Einfügung des Begriffs der seltenen 
Tier- und Pflanzenarten abgesehen. 

§ 2 war mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen 
angenommen worden. 

5. Zu § 3 

5.1 

Hinsichtlich der Ersetzung des Wortes „vertretbar” 
durch die Worte „nicht unzumutbar" sowie der 
Übernahme des § 2 a Abs. 2 des Regierungsentwur-
fes als neuen Satz 4 in der vom Bundesrat vorge-
schlagenen Fassung in Absatz 2 sowie der Einbezie-
hung der Sätze 3 und 4 in die Verweisung des Ab-
satzes 4 ist zur Begründung auf die entsprechenden 
Ausführungen in der Stellungnahme des Bundesra-
tes und der Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu Nummern 5, 6 und 8 b) der Stellungnahmen des 
Bundesrates in Drucksache 10/2885 zu verweisen. 
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5.2 

Hinsichtlich der im Verhältnis zum Regierungsent-
wurf vorgenommenen Einfügung der Worte „oder 
Energie" in § 3 Abs. 2 Satz 3 wurde seitens der Ko-
alitionsfraktionen hervorgehoben, daß es bei dieser 
Vorschrift nur darum gehe, Verpflichtungen zu be-
gründen, und zwar die Verpflichtung, Abfallverwer-
tung anstelle der Ablagerung vorzusehen, wenn be-
stimmte Voraussetzungen erfüllt seien. In der Er-
gänzung in Absatz 2 werde nur zum Ausdruck ge-
bracht, daß nur dann eine Pflicht zur energetischen 
Verwertung bestehe, wenn die Energie in irgendei-
ner Form auf dem Markt absetzbar sei. Dies be-
deute nicht, daß die Gemeinde nicht auch zur Ver-
brennung und zur Verwertung berechtigt sei, wenn 
die genannten Voraussetzungen nicht erfüllt seien. 
Das heißt, wenn eine Kommune verbrennen wolle, 
sei sie daran durch die Formulierung in § 3 Abs. 2 in 
keiner Weise gehindert, auch wenn sie weder für 
die Abwärme noch für den Strom einen Markt 
habe. Durch die Regelung werde die Abfallverbren-
nung als Volumenreduzierung auch dann in keiner 
Weise behindert, wenn die vorgegebenen Kriterien 
nicht erfüllt würden. Damit sei es den kommunalen 
Gebietskörperschaften unbenommen, Abfälle zur 
Volumenreduzierung thermisch zu behandeln. 
Wenn sie jedoch vor der Alternative stünden abzu-
lagern oder zu verwerten und sie hätten für die bei 
der Verwertung entstehende Energie einen Markt, 
dann müßten sie verwerten. Mit der Ergänzung in 
Absatz 2 werde nur beabsichtigt, daß für die Korn-
raunen auch im Interesse der Bürger kein Zwang 
bestehe, Energie in einer Form bereitzustellen, in 
der sie nur genutzt werden könne, wenn die Kosten 
in keinem Verhältnis zu dem Erlös für die Energie 
stünden. 

Seitens der Fraktion der SPD war beantragt wor-
den, die Worte „oder Energie" zu streichen. Zur Be-
gründung war hervorgehoben worden, daß natür-
lich die Abfallverwertung Vorrang vor der sonsti-
gen Entsorgung haben solle. Dies sei nach dem Text 
des vorgelegten § 3 Abs. 2 eindeutig, werde jedoch 
an Voraussetzungen gebunden, und zwar unter an-
derem an die Voraussetzung, daß für die gewonne-
nen Stoffe ein Markt vorhanden sei oder geschaffen 
werden könne. Dies sei nach Auffassung der Frak-
tion der SPD so zu verstehen, daß aufgrund dieser 
Vorgaben nicht ein totales Recycling durchgeführt 
werden müsse, ohne Rücksicht darauf, ob die Pro-
dukte überhaupt abgesetzt werden könnten. In be-
zug auf die Energie sei die Situation jedoch völlig 
anders als in bezug auf Stoffe. Insoweit sei auf ver-
schiedene Stellungnahmen der Sachverständigen 
im Rahmen der Anhörung vom 11. April 1986 zu ver-
weisen, wonach namentlich seitens der kommuna-
len Spitzenverbände darauf hingewiesen worden 
sei, daß durch die Beibehaltung der Worte „oder 
Energie" bei einem Überangebot an Strom große 
Probleme entstehen könnten, das heißt, wenn die 
Energieerzeugung aus Müll an die Voraussetzung 
gebunden werde, daß ein Bedarf für zusätzlichen 
Strom vorhanden sei, werde eine Kommune blok-
kiert, die sich für die Müllverbrennung entschieden 
habe und damit letztendlich eine Blockade gegen 
die energetische Verwertung errichtet, die gewollt 

sei und nach den Vorschlägen der Koalitionsfrak-
tionen der stofflichen Verwertung sogar gleichge-
stellt werden solle. Aus der Formulierung des Rege-
lungsvorschlages könne herausinterpretiert wer-
den, daß der Strom aus Müllverbrennungsanlagen 
nicht erwünscht sei, wenn er teurer sei. Wenn 
Strom aus Müllverbrennungsanlagen jedoch in ent-
sprechend teuren umweltfreundlichen Anlagen pro-
duziert werde, sei er teurer. Gerade deswegen lasse 
sich gegenüber dieser Stromerzeugung mit dem 
Hinweis auf Überkapazitäten argumentieren. Des-
wegen könnten aufgrund dieser Formulierung 
Müllheizkraftwerke verhindert und die Kommunen 
wieder auf die Deponierung verwiesen werden, die 
man nicht gebrauchen könne und die die Kommu-
nen auch nicht wollten. Um der Klarheit willen 
wäre es besser, die Worte „oder Energie" zu strei-
chen. Insoweit schließe sich die Fraktion der SPD 
den Ausführungen der kommunalen Spitzenver-
bände an. 

Seitens der kommunalen Spitzenverbände war 
ebenfalls dafür plädiert worden, die Worte „oder 
Energie" zu streichen. Dabei sei die Zielsetzung der 
Vorschrift nicht umstritten. Die kommunalen Spit-
zenverbände befürchteten nur, daß die Energiever-
sorgungsunternehmen aus der vorgesehenen For-
mulierung einen zusätzlichen Einwand dergestalt 
herleiteten, daß sie darlegten, daß die Übernahme 
des Stroms nur möglich sei, wenn ein Markt vor-
handen sei, der jedoch fehle, weil genügend Strom 
da sei und deswegen auf die Müllverbrennung ver-
zichtet werden müsse. Wenn ein solcher Einwand 
möglich wäre, würde die Formulierung genau das 
Gegenteil des Gewollten bewirken. Von daher 
müsse erreicht werden, daß eine Fehlauslegung 
verhindert werde, also den anderen Versorgungsun-
ternehmen gegen eine beabsichtigte Müllverbren-
nung der Einwand an die Hand gegeben werde, daß 
Müllverbrennung überhaupt betrieben werden dür-
fe, wenn für die Energie ein Markt vorhanden sei, 
dieser aber wegen eines Überangebotes an Strom 
nicht gegeben sei. Ein solcher Einwand könne vor 
allem in Planfeststellungsverfahren vorgetragen 
werden. Deswegen könne eine Kommune bei dem 
Widerstand, der gegenwärtig in der Bevölkerung 
gegen die Müllverbrennung gegeben sei, die Ver-
brennung nicht durchsetzen, wenn sie nicht bei Er-
füllung der gesetzlichen Voraussetzungen zu einer 
Verbrennung verpflichtet sei. Der Fall, daß die Ge-
meinde sich zu einer Verbrennung entschließe, ob-
gleich die Voraussetzungen für einen Vorrang der 
Verbrennung aufgrund der gesetzlichen Vorgaben 
nicht erfüllt seien, sei theoretisch, weil dies nicht 
durchsetzbar sei. Das heißt, die Einwendungsmög-
lichkeiten im Planfeststellungsverfahren zur Er-
richtung einer Verbrennungsanlage würden dazu 
führen, daß nur das, was im Gesetz als Pflichtvor-
gabe enthalten sei, auch durchsetzbar sei. Die Korn-
munen seien der Auffassung, daß die Volumenredu-
zierung Vorrang haben sollte, wann immer dies 
technisch möglich sei und die entstehenden Mehr-
kosten vertretbar seien. Insoweit gehe es um eine 
mögliche Verminderung des Deponieaufkommens 
von 100 auf 10 %. Eine Streichung der Worte „oder 
Energie" würde eine Lösung darstellen, die eine 
Stärkung des Verwertungsverbotes bedeuten wür- 
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de. Es müßte dann im Fall der thermischen Verwer-
tung nicht mehr nachgewiesen werden, daß ein 
Markt für die Energie vorhanden sei, und absolut 
gelten, daß die thermische Verwertung Vorrang vor 
der sonstigen Entsorgung habe, wenn sie technisch 
möglich sei und die hierbei entstehenden Mehrko-
sten im Vergleich zu anderen Verfahren der Entsor-
gung nicht unzumutbar seien. Der Nachweis des 
Vorhandenseins oder der Schaffung eines Marktes 
für die Energie sei eine weitere Einschränkung, da-
mit überhaupt verwertet und die bloße Ablagerung 
vermieden werden könne. Die Worte „oder Energie" 
stellten außerdem im gesamten Duktus des Satzes 
einen Fremdkörper dar. Es werde niemand auf den 
Gedanken kommen zu sagen, daß insbesondere 
durch die Beauftragung Dritter ein Markt geschaf-
fen werden könnte. Diese Formulierung passe nicht 
auf die Worte „oder Energie". Der Streichungsvor-
schlag bleibe dabei auf die Worte „oder Energie" 
beschränkt, da zwischen dem Entstehen von Waren 
und Energie unterschieden werden müsse. Wenn 
Waren entstünden, angehäuft und nicht abgesetzt 
werden könnten, sei dieser Verwertungsvorgang 
unsinnig. Deswegen sei das Erfordernis des Vor-
handenseins eines Marktes in bezug auf Stoffe rich-
tig. Bei der Verbrennung gehe es in erster Linie um 
Immissionsschutz gegenüber der Deponierung und 
zugleich um Volumenreduzierung. Daß die dabei 
anfallende Energie als Heizenergie verwendet wer-
den sollte, sei ein sehr erwünschter zusätzlicher 
Faktor. Wer wolle, daß die Deponierung als letzte 
Möglichkeit genutzt werde, der sollte nicht eine zu-
sätzliche Nachweispflicht für einen Absatz der 
Energie aus der thermischen Verwertung vorsehen. 
Die Befürchtungen der kommunalen Spitzenver-
bände könnten dadurch ausgeräumt werden, daß 
nach den Worten „für die gewonnenen Stoffe" der 
Satz wie folgt zu Ende geführt würde: „ein Markt 
vorhanden ist oder insbesondere durch Beauftra-
gung Dritter geschaffen werden kann bzw. für die 
gewonnene Energie eine Nutzungsmöglichkeit be-
steht oder geschaffen werden kann". Dadurch 
würde hinsichtlich der Energie nicht an den Markt, 
sondern an eine Nutzungsmöglichkeit angeknüpft 
werden. Da es im Bereich der Energiewirtschaft 
Gebietsmonopole gebe, sei der Begriff „Markt" inso-
weit ohnehin nur bedingt verwendbar. Die vorge-
schlagene Formulierung würde die beseitigungs-
pflichtigen Körperschaften in die günstige Lage 
versetzen, den Energieversorgungsunternehmen 
entgegenzuhalten, daß der Strom aus der Müllver-
brennung einer Nutzungsmöglichkeit zugeführt 
werden könne. Es käme dann nur noch darauf an, 
ob dies technisch möglich sei, entsprechende Ener-
gie in ein vorhandenes Netz zu übernehmen oder 
ein Fernwärmenetz zu verlegen. Bei voller Überein-
stimmung in der Sache würde durch eine derartige 
Formulierung das Gewollte im Gesetz besser ausge-
drückt. 

Seitens der Bundesregierung war dargelegt wor-
den, daß die insbesondere von kommunaler Seite 
geäußerten Bedenken nicht geteilt würden. Die Ko-
alitionsvorlage entwickele konsequent die auch von 
der Bundesregierung vertretene Auffassung fort, 
daß stoffliche und energetische Abfallverwertung 
grundsätzlich gleichrangig seien. Die Regelung des 

§ 3 Abs. 2 besage nur, daß die thermische Verwer-
tung, das heißt die Nutzbarmachung in stofflicher 
oder energetischer Art Vorrang habe. Wenn die vor-
gesehene Einschränkung nicht erfolge, wäre eine 
kommunale Gebietskörperschaft oder ein sonstiger 
Betreiber gezwungen, eine Verwertung auch dann 
vorzunehmen, wenn dies nicht möglich sei. Eine 
Entsorgung in Form der Ablagerung und der Ver-
brennung sei allerdings immer möglich. Die Ver-
brennung diene dann der Reduzierung der Abfall-
mengen. Die Verpflichtung, diesen Weg der Verwer-
tung vorzusehen, bei der die vorhandene Energie 
auch zu Heizzwecken und anderweitig verwendet 
werden könne, bestehe allerdings nur dann, wenn 
diese Energie auch abgesetzt werden könne. Die 
kommunalen Gebietskörperschaften seien nie ge-
hindert, den Müll zur Reduzierung der Abfallmen-
gen zu verbrennen. Mit der Formulierung in Ab-
satz 2 werde allein ausgedrückt, daß die energeti-
sche Verwertung nur dann eine Verpflichtung sei, 
wenn die Energie in irgendeiner Form auf dem 
Markt absetzbar sei. Die Konsequenz einer Strei-
chung der Worte „oder Energie" wäre, daß eine 
Kommune Vorkehrungen für die thermische Ver-
wertung der Energie selbst dann treffen müßte, 
wenn die dabei erzeugte Energie nie auf dem Markt 
abgesetzt werden könnte. Dies könne nicht der 
Wunsch der Gemeinden sein. Wenn diese wüßten, 
daß für den Absatz der Energie kein Markt vorhan-
den sei, könnten diese auch nicht wollen, daß sie 
trotzdem die Investitionen für die Verwertung vor-
nehmen müßten. Zur Beurteilung der vorgetrage-
nen Argumente müsse ferner § 3 in seinem vollen 
Gehalt berücksichtigt werden. Es gehe in dieser 
Vorschrift nicht nur darum, daß entsorgungspflich-
tige Körperschaften im Wege der Müllverbrennung 
Energie erzeugten. Das Verwertungsgebot gelte 
auch für den Bereich der ausgeschlossenen Abfälle. 
Der Besitzer ausgeschlossener Abfälle sei ebenso 
verpflichtet, unter den Voraussetzungen des § 3 
Abs. 2 zu prüfen, ob statt der herkömmlichen Ab-
fallbeseitigung verwertet werden solle. Dies sei eine 
äußerst wichtige Entscheidung, die jeweils im Ein-
zelfall zu treffen sei. Es gehe insoweit nicht nur um 
Einspeisungen von Strom in entsprechende Strom-
versorgungsnetze, sondern die Wirtschaft könne 
Abfälle auch dadurch entsorgen, daß sie diese im 
eigenen Betrieb einer energetischen Nutzung zu-
führe und diese Energie im eigenen Betrieb nutze. 

Seitens des Vertreters des Landes Nordrhein-West-
falen waren die Darlegungen der kommunalen Spit-
zenverbände unterstützt worden. Die Vorschrift 
könnte nur dann so bestehen bleiben, wenn es eine 
korrespondierende Verpflichtung im Energiewirt-
schaftsgesetz gäbe, daß eine durch Müllverbren-
nung gewonnene Energie auch abgenommen wer-
den müßte. Da es diese nicht gebe, würde bei unver-
änderter Beibehaltung des Vorschlags zu § 3 Abs. 2 
Abfallverbrennungsanlagen verhindert werden. Die 
Kommunen seien insoweit nicht mehr frei, da in 
den Zulassungsverfahren der Einwand berücksich-
tigt werden müsse, daß ein derartiger Vorrang der 
thermischen Verwertung in den vorgegebenen Fäl-
len nicht bestehe und die Zulassung für Abfallver-
brennungsanlagen versagt werden müßte. 
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Die Koalitionsfraktionen sind den Ausführungen 
der Bundesregierung gefolgt und haben die Auffas-
sung vertreten, daß aufgrund der von ihnen und der 
Bundesregierung dargelegten Klarstellung, daß 
eine kommunale Gebietskörperschaft nicht gehin-
dert sei, zur Volumenreduzierung eine Verbren-
nung durchzuführen, auch wenn die dabei entste-
hende Energie nicht absetzbar sei, die von den kom-
munalen Spitzenverbänden vorgetragenen Befürch-
tungen einer Fehlinterpretation des Gesetzestextes 
unbegründet seien. Von daher wurde der Antrag 
der Fraktion der SPD mit Mehrheit seitens der Ko-
alitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tionsfraktionen abgelehnt. 

5.3 

Seitens der kommunalen Spitzenverbände war 
ferner angeregt worden, die Worte „nicht unzumut-
bar" entsprechend dem von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf durch das Wort „vertretbar" 
zu ersetzen. Zur Begründung war darauf hingewie-
sen worden, daß die Abwägungsregelung des Sat-
zes 3 hinsichtlich des Mehrkostenvergleiches aus 
der Sicht der Praxis nur dann praktikabel erschei-
ne, wenn — wie im Regierungsentwurf ursprüng-
lich mit guten Grund vorgesehen — auf die Vertret-
barkeit der Mehrkosten abgestellt werde. Diese ver-
nünftige Begrenzung würde verlassen, wenn bei der 
Vergleichsprüfung der Mehrkosten das weite Feld 
der Zumutbarkeit betreten würde. Die Wahl der 
Worte „nicht unzumutbar" sei offenbar auf die no-
vellierte Fassung des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes zurückzuführen. Dort gehe es jedoch immer 
darum, daß etwas einem wirtschaftlichen Unterneh-
men unzumutbar sei. Dies sei in bezug auf den 
Unternehmenszweck, die Erträge, u. ä. definierbar. 
Hier gehe es jedoch um Gebührenhaushalte, auf die 
das Wort „unzumutbar" nicht passe. Die Frage sei, 
auf wen dies zu beziehen sei. Der beseitigungs-
pflichtigen Körperschaft sei es an sich immer zu-
mutbar, da sie die notwendigen Kosten über die 
Gebühren und Beiträge nach entsprechenden Erhö-
hungen decken könne. Falls dies auf den Bürger 
bezogen sei, erhebe sich die Frage, für welchen Bür-
ger, der die Kosten tragen müsse, etwas unzumut-
bar sei. Das subjektive Element, das in dem Begriff 
„unzumutbar" enthalten sei, könnte zu erheblichen 
Schwierigkeiten in der Konkretisierung führen. 
Das Gewollte würde daher durch den objektivieren-
den Begriff der Vertretbarkeit besser deutlich. 
Darin könnten alle Gesichtspunkte einbezogen wer-
den, und es müsse nicht die Frage gestellt werden, 
wem etwas unzumutbar sein müsse. 

Seitens der Bundesregierung war diesem Vorschlag 
nicht zugestimmt worden. Bei dem Wort „unzumut-
bar" seien an die Qualität möglicher Einwendungen 
höhere Anforderungen zu richten, das heißt, es 
müßten gravierendere Gründe vorgetragen werden. 
Die Frage, um die es gehe, sei letztlich, ob die auf-
grund der ins Auge gefaßten Abfallverwertung not-
wendigen Gebührenerhöhungen zumutbar oder 
vertretbar seien. Vertretbar sei insoweit ein schwä-
cherer Begriff, durch den der Vorrang der Verwer-
tung abgeschwächt würde. Die in Anlehnung an § 5 
Abs. 1 Nr. 3 Bundes-Immissionsschutzgesetz ge

-

wählte Formulierung gestatte bei Entscheidungen 
nach § 3 Abs. 2 Satz 3 hingegen auch die Einbezie-
hung von Belangen des Allgemeinwohls einschließ-
lich des Umweltschutzes. 

Unter Berücksichtigung dieser Begründung wurde 
der Vorschlag der kommunalen Spitzenverbände 
im Ausschuß nicht aufgegriffen. 

5.4 

Seitens der Fraktion der SPD war der Vorschlag 
eingebracht worden, Satz 3 zu Beginn wie folgt zu 
formulieren: „Die Abfallverwertung, insbesondere 
die stoffliche Verwertung, hat Vorrang . ..". Dies 
war damit begründet worden, daß gegenüber der 
vorgesehenen Fassung des § 3 Abs. 2 Satz 3, in dem 
keinerlei Differenzierung zwischen stofflicher Ver-
wertung und Müllverbrennung enthalten sei, die 
große Gefahr bestehe, daß Wertstoffe, selbst wenn 
sie getrennt eingesammelt würden, ohne weiteres 
der Verbrennung zugeführt werden könnten, weil 
keine Vorgabe bestehe, sie zunächst stofflich zu 
verwerten. 

Seitens der Koalitionsfraktionen war dieser Vor-
schlag nicht aufgegriffen worden. Zur Begründung 
war ausgeführt worden, daß es zwar für viele begrü-
ßenswert wäre, wenn eine entsprechende Formulie-
rung in § 3 Abs. 2 aufgenommen würde, die stoffli-
che Verwertung jedoch auch unabhängig davon so 
lange betrieben werde, wie der Markt dies erforde-
re. Wenn ein Überangebot da sei, würden die ent-
sprechenden Stoffe, etwa das Altpapier, nicht stoff-
lich sondern energetisch verwertet werden. 

5.5 

Seitens der kommunalen Spitzenverbände war 
ferner angeregt worden, auf Satz 4 in § 3 Abs. 2 zu 
verzichten. Der lediglich als Programmsatz zu qua-
lifizierende Satz 4 könne hier entfallen, weil er sei-
nem Inhalt nach eher in ein Handbuch der Abfall-
verwertung gehöre. Zudem müsse gesehen werden, 
daß die beseitigungspflichtigen (entsorgungspflich-
tigen) Körperschaften nicht in der Lage seien, zum 
Beispiel sämtliche auch nur entfernt verwertbar er-
scheinende Abfälle gesondert zu sammeln, die 
heute noch nicht verwertet werden könnten, son-
dern deren Verwertbarkeit — wenn überhaupt — 
möglicherweise erst zu einem späteren Zeitpunkt 
gegeben sei. 

Der Ausschuß hat diesen Vorschlag nicht aufge-
griffen. 

5.6 

Seitens der kommunalen Spitzenverbände war 
ferner dafür plädiert worden, in Absatz 1 ausdrück-
lich ein Aneignungsrecht der entsorgungspflichti-
gen Körperschaften hinsichtlich bereitgestellter 
Abfälle zu statuieren, weil damit eine Handhabe 
insbesondere für das Vorgehen gegen „Sperrmüll-
fledderer" geschaffen werde. Es handele sich dabei 
um einen Kreis von Gewerbetreibenden, die von der 
Wegnahme in den Straßen bereitgestellter Abfälle, 
insbesondere von Teilen des Sperrmülls und deren 
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Weiterverarbeitung und Verkauf existierten. Hier 
seien wichtige Gesichtspunkte des Persönlichkeits-
schutzes und des Datenschutzes im Spiel: Der Bür-
ger müsse sicher sein, daß Gegenstände der persön-
lichen Sphäre, die er nach den Bestimmungen des 
Gesetzes nicht selbst beseitigen dürfe, der öffentli-
chen Abfallbeseitigung auch wirklich überantwor-
tet würden, wenn er sie nicht mehr behalten könne 
oder wolle. Zu denken sei dabei etwa an Möbel, Bil-
der, Kleider oder Dokumente von verstorbenen An-
gehörigen. Nicht jeder wäre damit einverstanden, 
daß derartige Gegenstände über Flohmärkte oder 
auf andere Weise als Ausschmückung von Gaststät-
ten oder als Karnevalskostüm wieder in der Öffent-
lichkeit erschienen. Es gehe insoweit auch um den 
Schutz der Persönlichkeitsrechte derer, die entspre-
chende Gegenstände nicht mehr selbst beseitigen 
dürften. Hinzu komme die oft außerordentlich stö-
rende und die Verkehrssicherheit beeinträchti-
gende Verunreinigung der Straßen als Ergebnis des 
Durchwühlens abgestellter Abfälle. Eine Uberprü-
fung der Frage, ob diese Problematik auch ohne 
besondere gesetzliche Grundlage in kommunalen 
Satzungen geregelt werden könnte, habe ergeben, 
daß dies nicht der Fall sei. Es würde sich um eine 
zusätzliche abfallrechtliche Bestimmung handeln, 
die die Gemeinde angesichts der in Anspruch ge-
nommenen Gesetzgebungsbefugnis des Bundes und 
der Länder nicht erlassen könnte. In den Satzungen 
könne ergänzend zum geltenden Abfallrecht nur 
das Verhältnis zwischen der beseitigungspflichti-
gen Körperschaft und den Besitzern von Abfällen 
aber nicht die Verpflichtung sonstiger Personen ge-
regelt werden. Es gebe beschränkte Möglichkeiten 
im Straßenrecht in bezug auf die Verhinderung der 
Verunreinigung von Straßen. Eine bundesgesetzli-
che Regelung sei daher notwendig. Es bedürfe kei-
ner näheren Darlegung, daß sich die daraus erge-
benden Möglichkeiten zur bußgeldbewehrten 
Durchsetzung gegen die in diesem Bereich tätigen 
gewerblichen Einsammler, nicht gegen zufällige 
„Einzeltäter" richten würden. 

Seitens der Bundesregierung war dazu angemerkt 
worden, daß es ein allgemeines Gebot der Rechts-
ordnung sei, kaum kontrollier- und durchsetzbare 
Regelungen nicht zu erlassen. Von daher wäre es 
begrüßenswert, wenn die Gemeinden versuchen 
würden, die Problematik über Vorschriften im Zu-
sammenhang mit der Straßenreinigung einigerma-
ßen in den Griff zu bekommen. 

Die Koalitionsfraktionen haben von einer entspre-
chenden Regelung mit der Begründung abgesehen, 
daß eine entsprechende Vorschrift zu unüberwindli-
chen Problemen im Rahmen des Vollzuges führen 
könnte. Seitens der Fraktion der SPD war dazu 
erklärt worden, daß die vorgeschlagene Regelung 
allein kein Ansatzpunkt zur Lösung der Problema-
tik sei, sondern es nur dann werden könnte, wenn 
eine entsprechende Strafbewehrung und deren 
Durchsetzung durch eine Art „Müllpolizei" vorgese-
hen würde. Dies sei jedoch nicht realisierbar. Die 
Durchsetzung einer entsprechenden Vorgabe sei 
daher nicht machbar. Auch seitens der Fraktion 
DIE GRÜNEN waren stärkste Bedenken gegenüber 
einer entsprechenden Vorschrift erhoben worden. 

Der Ausschuß hat § 3 in der vorgelegten Fassung 
mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der Oppositionsfraktionen zuge-
stimmt. 

6. Zu § 4 

6.1 

Mit dem im — neu in § 4 einzufügenden — Absatz 5 
vorgesehenen Erlaß von Verwaltungsvorschriften 
über Anforderungen an die Entsorgung von Abfäl-
len soll nach der Begründung der Koalitionsfraktio-
nen ein dem jeweiligen Gefährdungspotential der 
Entsorgungsschritte bundesweit gleichermaßen gel-
tender Standard eingeführt werden. Dieser müsse 
dem Stand der Technik entsprechen. Derartige An-
forderungen nur den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik entsprechend zu formulieren, wie 
dies der Bundesrat in seiner Gegenäußerung zu Ar-
tikel 1 Nr. 5 vorgeschlagen habe, wäre aus den in 
der Gegenäußerung der Bundesregierung angeführ-
ten Gründen nicht sachgerecht. 

6.2 

Seitens der Fraktion der SPD war gegenüber der 
Fassung des § 4 Abs. 5 eingewandt worden, daß 
nach dem Wortlaut des Regierungsentwurfs die 
Verwaltungsvorschriften der technischen Entwick-
lung anzupassen seien, während der nunmehrige 
Text laute, daß die Anforderungen an die Entsor-
gung nach dem Stand der Technik vorgenommen 
werden müßten. In diesen beiden Formulierungen 
werde ein deutlicher Unterschied gesehen. Nach 
der Formulierung im Regierungsentwurf müsse die 
Bundesregierung von sich aus immer wieder tätig 
werden, um die TA Abfall jeweils an den Stand der 
technischen Entwicklung anzupassen. Wenn in den 
Koalitionsvorschlägen nur noch formuliert sei, daß 
die Anforderungen nach dem Stand der Technik zu 
erlassen seien, entfalle das Moment des „von-sich-
aus-tätig-werdens". So werde nicht ausgeschlossen, 
daß die Vorschriften fortgeschrieben würden. Dies 
werde allerdings nicht zwingend vorgegeben. Die 
Intention der Fraktion der SPD gehe grundlegend 
dahin, hinsichtlich der Regelungen zur TA Abfall 
die Fassung des Regierungsentwurfs vorzusehen. 

6.3 

Seitens der Bundesregierung war dazu ausgeführt 
worden, daß diese mit der vorgelegten Formulie-
rung zu § 4 Abs. 5 voll einverstanden sei. Diese For-
mulierung präzisiere die vom Bundesminister des 
Innern im Rahmen der Beratungen vorgelegte Kon

-

zeption der TA Abfall, wie sie auch mit den Ländern 
abgestimmt sei. Aus der Formulierung im Regie-
rungsentwurf wäre eher abzulesen gewesen, daß 
Anforderungen an die Anlagen zu formulieren sei-
en, was auch in der von den Koalitionsfraktionen 
vorgeschlagenen Formulierung enthalten sei. Zu-
sätzlich solle aber auch eine Zuordnung dahin ge-
hend erfolgen, daß bestimmte Abfälle in der Regel 
mit bestimmten Methoden entsorgt werden sollten. 
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Von daher umschreibe die Neuformulierung präzise 
das, was als Regelung in der TA Abfall beabsichtigt 
sei, das heißt sowohl die technischen Anforderun-
gen an die Entsorgungsanlagen wie auch die Zuord-
nung, daß bestimmte Abfallarten in der Regel mit 
bestimmten Methoden zu entsorgen seien. In bezug 
auf die Einfügung des Begriffes „nach dem Stand 
der Technik" in den nunmehr vorliegenden Rege-
lungsvorschlag sei daran zu erinnern, daß die Län-
der es bevorzugt hätten, wenn auf die anerkannten 
Regeln der Technik abgehoben worden wäre. Die 
Bundesregierung habe in ihrer Gegenäußerung je-
doch dargelegt, daß auf den Stand der Technik ab-
gehoben werden solle. Diese Vorgabe stelle eine 
bindende Präzisierung dar und sei als Dynamisie-
rungsklausel zu verstehen, die selbstverständlich 
beinhalte, daß die Bundesregierung gehalten sei, 
immer die entsprechenden Vorschriften dem jewei-
ligen Stand der Technik anzupassen. Die Dynamik 
sei durch die gewählte Formulierung auch im Ver-
gleich zu Vorschriften in anderen Gesetzen, in de-
nen Verwaltungsvorschriften entsprechend dem 
Stand der Technik zu erlassen seien, vorgegeben. 

Die Verwaltungsvorschriften müßten bei einer sol-
chen Regelung dem Stand der Technik immer und 
nicht nur zum Zeitpunkt des Gesetzeserlasses ent-
sprechen, da die Dynamisierung insoweit begriffs-
immanent sei. Von daher sei davon abzuraten, den 
im Regierungsentwurf enthaltenen Satz zur Anpas-
sung an die technische Entwicklung aufzunehmen, 
da ansonsten als argumentum e contrario in ande-
ren Gesetzen davon ausgegangen werden könnte, 
daß dort der Begriff keine Dynamisierung beinhal-
te, wenn es hier als notwendig angesehen würde, 
die Dynamisierung in einem zusätzlichen Passus 
zum Ausdruck zu bringen. Zur Frage, ob mit der 
Festlegung entsprechender Verfahren die Entsor-
gung gewährleistet sei, sei anzumerken, daß die 
Bundesregierung ihre Konzeption der TA Abfall 
bislang so aufgebaut habe, daß sie Mindestanforde-
rungen definiere. Dabei gehe die Bundesregierung 
nicht davon aus, daß es möglich sein werde, aus der 
Vielzahl der existierenden Abfallarten eindeutig 
eine Zuordnung zu einer ganz bestimmten Deponie-
technik vorzunehmen. Dies hänge nach wie vor von 
regionalen und lokalen Bedingungen ab, die daher 
der Prüfung und möglichen Ergänzung im Einzel-
verfahren bedürften. Die TA Abfall ersetze daher 
nicht das Planfeststellungsverfahren oder das Ge-
nehmigungsverfahren für die Ablagerung bestimm-
ter Abfälle in bestimmten Deponien oder das Ver-
brennen bestimmter Abfälle in bestimmten Anla-
gen. Die Worte „in der Regel" bedeuteten, daß es 
sich hier um eine Orientierung handele. Durch 
diese Worte werde unterstrichen, daß die Verwal-
tungsvorschriften der TA Abfall Mindestanforde-
rungen an die Abfallbeseitigung enthielten. Es sei 
nicht möglich, Verfahren festzulegen (z. B. Deponie-
technik), die unter allen Umständen den jeweiligen 
Anforderungen im Einzelfall (z. B. des jeweiligen 
Standortes) entsprächen. Die Verwaltungsbehörde 
müsse im Einzelfall jeweils prüfen, ob diese Min-
destanforderungen für eine konkrete Anlage aus-
reichten. Schärfere Anforderungen seien nach § 2 
Abs. 1 möglich (Wahrung des Wohls der Allgemein-
heit), der unberührt bleibe. 

Ferner war in bezug auf ein Petitum der kommuna-
len Spitzenverbände (vgl. 5.5) hervorgehoben wor-
den, daß eine TA Abfall grundsätzlich die Beseiti-
gung von Abfällen aller Art mit den dafür erforder-
lichen Techniken regeln können sollte. Freilich be-
stehe gegenwärtig besonderer Bedarf für Regelun-
gen im Bereich der Sonderabfälle, für den die Vor-
arbeiten .der TA Abfall auch aufgenommen worden 
seien. Ob und welche Regelungen für die Ablage-
rung von Hausmüll zu gegebener Zeit erforderlich 
seien, bleibe abzuwarten. Hausmüll könne jeden-
falls generell nicht als so ungefährlich eingestuft 
werden, daß hier von vornherein auf technische 
Vorschriften verzichtet werden könnte. Für eine Be-
schränkung der allgemein nach dem Grundgesetz 
der Bundesregierung zustehenden Möglichkeit, all-
gemeine Verwaltungsvorschriften mit Zustimmung 
des Bundesrates zu erlassen, bestehe kein Anlaß. 

6.4 

Seitens des Vertreters des Landes Nordrhein-West-
falen war es insoweit als äußerst sinnvoll angese-
hen worden, daß die TA Abfall für den gesamten 
Bereich der Abfallbeseitigung und nicht nur für 
Sonderabfälle im Sinne des § 2 Abs. 2 erlassen wer-
den könne. Diese Verwaltungsvorschriften gelten 
nicht von sich aus, sondern bedürften jeweils der 
Umsetzung. Dies bedeute, daß der Umsetzung des 
in der TA Abfall formulierten Standes der Technik 
jeweils ein behördlicher Akt vorangegangen sein 
müsse. Unter diesem Aspekt relativierten sich Be-
denken, die von kommunaler Seite dagegen vorge-
tragen worden seien, daß die TA Abfall für den 
gesamten Bereich der Abfallbeseitigung erlassen 
werden könne. 

6.5 

Die kommunalen Spitzenverbände hatten vorge-
schlagen, in Satz 1 den Passus „vor allem solcher im 
Sinne von § 2 Abs. 2" zu streichen und statt dessen 
nach dem Wort „Abfällen" die Worte „im Sinne von 
§ 2 Abs. 2" einzufügen. Zur Begründung war darge-
legt worden, daß die Beseitigung (einschließlich 
Verwertung) von Haushaltsabfällen und Hausmüll 
ähnlichen Abfällen aus technischer Sicht keine gra-
vierenden Probleme bereite und deswegen in Ab-
satz 5 klargestellt werden sollte, daß die TA Abfall 
sich nur auf die gemeinhin als Sonderabfälle be-
zeichneten Abfälle im Sinne des § 2 Abs. 2 beziehen 
solle. Da in Satz 2 nur einige der in der TA Abfall zu 
behandelnden Aspekte angesprochen seien, wäh-
rend andere wichtige Aspekte fehlten, sollte zur 
Vermeidung möglicher Unklarheiten völlig auf die-
sen Satz verzichtet werden. Während in bezug auf 
die Sonderabfälle viele Gründe für eine bundesein-
heitliche Regelung sprächen, obgleich ein bundes-
einheitliches Verfahren schwerfällig sei, wäre eine 
bundeseinheitliche Regelung für den Bereich des 
Hausmülls geradezu schädlich. Hier seien unter-
schiedliche Sammel- und Behandlungsverfahren 
üblich. Dadurch würde die Fortentwicklung der 
Hausmüllbehandlung einschließlich der Sammel-
verfahren eher gefördert. Schaden könne dabei 
nicht entstehen. Eine TA Abfall in diesem Bereich 
würde unnötig die Gestaltungsfreiheiten sowie die 
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Möglichkeiten des Experimentierens und auch die 
Möglichkeit, örtliche Gebräuche und funktionie-
rende Systeme beibehalten zu können, beschnei-
den. Es würde der Vielfalt und Verbesserung des 
Verfahrens eher gedient, wenn dies nicht in einer 
bundesweit geltenden TA Abfall geregelt würde. 
Die Erfahrung lehre, daß eine Ermächtigungsnorm, 
auch wenn dies zunächst nicht beabsichtigt sei, 
schließlich doch genutzt würde. 

6.6 

Die Koalitionsfraktionen haben das Petitum der 
kommunalen Spitzenverbände unter Bezugnahme 
auf die von der Bundesregierung dargelegte Be-
gründung nicht aufgegriffen. Durch die Formulie-
rung „vor allem solcher im Sinne von § 2 Abs. 2" sei 
verdeutlicht worden, daß sich die Ermächtigung vor 
allem auf Sonderabfälle beziehe und dazu Regelun-
gen im Rahmen einer TA Abfall getroffen werden 
sollten. Die Formulierung sei so gewählt worden, 
damit auch für künftige Entwicklungen offengelas-
sen werde, ob nicht auch für nicht unter § 2 Abs. 2 
fallende Abfälle einmal eine Regelung im Rahmen 
einer TA Abfall benötigt würde. 

Zu dem Antrag der Fraktion der SPD sei hervorzu-
heben, daß durch die Vorgabe des Standes der 
Technik die qualitativen Anforderungen, die an die 
TA Abfall zu stellen seien, klar zum Ausdruck ge-
bracht seien. Die Formulierung „nach dem Stand 
der Technik" sei das schärfste überhaupt denkbare 
Instrument und beinhalte ein Dynamisierungsele-
ment. Die Formulierung im Regierungsentwurf sei 
schwächer und enthalte die Vorgabe zum Stand der 
Technik auch nicht in bezug auf die Festlegung der 
Verwaltungsvorschriften. Der Begriff des Standes 
der Technik sei ein im gesamten Umweltrecht ein-
gebürgerter Begriff. Von daher sei das Begehren 
der Fraktion der SPD abzulehnen. 

6.7 

Der Antrag der Fraktion der SPD wurde daher mit 
Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Oppositionsfraktionen abgelehnt 
und § 4 einvernehmlich bei Enthaltung seitens der 
Fraktion DIE GRÜNEN zugestimmt. 

7. Zu § 5 

Die Herausnahme der „Altreifen" erfolgte aus den 
von der Bundesregierung in Drucksache 10/2885 zu 
Artikel 1 unter Nummer 6 angeführten Gründen. 

8. Zu §§ 5 a und 5 b 

8.1 Allgemeines 

8.1.1 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht in 
Artikel 3 eine Neurodnung der Altölbeseitigung im 
Rahmen des bisherigen Altölgesetzes vor. Durch ei-
nen neuen Altölbegriff sollte das Gesetz — ein-
schließlich seiner Abgabenlösung und der daraus 

folgenden kostenlosen Abholung — nur noch auf 
solche Altöle Anwendung finden, die nach Aus-
gangsprodukt und Anfallstelle für eine Aufarbei-
tung zu neuen Produkten geeignet sind. Dies sind 

a) Verbrennungsmotoren- und -getriebeöle 

b) mineralische Maschinen-, Turbinen- und Hy-
drauliköle. 

Durch Rechtsverordnung sollte die Bundesregie-
rung weitere Altölarten in den Anwendungsbereich 
des Altölgesetzes einbeziehen können; außerdem 
sollte der Verordnungsgeber Grenzwerte für Schad-
stoffe wie PCB sowie die hierzu erforderlichen Ver-
fahren der Entnahme und Untersuchung von Pro-
ben festlegen. Nach Auffassung der Koalitionsfrak-
tionen würden durch eine derartige Neuordnung 
des Altölrechts vor allem solche gebrauchten Öle 
und ähnliche Stoffe ausgegrenzt werden, die zwar 
bisher nicht mit der Abgabe nach dem Altölgesetz 
belastet gewesen seien, dennoch in der Regel von 
den Altölsammlern kostenlos abgeholt und den „gu-
ten" Altölen beigemischt worden seien. Diese Bei-
mischung gefährde — insbesondere in Form orga-
nischer Halogenverbindungen — die Aufarbeitung 
von Altölen und den Absatz von Zweitraffinaten. 
Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung wä-
ren nur die ausgegrenzten gebrauchten Ole, soweit 
sie Abfälle im Sinne des § 1 Abs. 1 seien, unter die 
Vorschriften des Abfallbeseitigungsgesetzes gef al-
len. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung habe den 
fachlichen und umweltpolitischen Beratungsstand 
vom Herbst 1984 wiedergegeben. 

Eine völlige Aufhebung des bisherigen Altölgeset-
zes habe seinerzeit nicht zur Diskussion gestanden. 
Inzwischen seien wesentliche Änderungen in der 
Altölentsorgung eingetreten, die eine konsequente 
und völlige Umstellung der Altölentsorgung auf das 
Recht der Abfallentsorgung nahelegten. Dabei 
könne das Hauptziel des Entwurfs der Bundesre-
gierung — Stützung der Verwertung von Altölen, 
insbesondere durch Zweitraffination — , beibehal-
ten werden. Andererseits werde durch eine umfas-
sende Einbeziehung aller Altöle im Sinne des bishe-
rigen § 3 Abs. 1 Altölgesetz die gebotene wirksa-
mere Kontrolle umweltverträglicher Entsorgung 
gebrauchter Öle gewährleistet. 

Im Rahmen der Beratungen war ergänzend hervor-
gehoben worden, daß die Bundesregierung auf-
grund der seit der Einbringung des Gesetzentwur-
fes gewonnenen Erkenntnisse und Entwicklungen 
die vorgelegten Regelungen voll mittrage. Es gebe 
von daher keinerlei Dissens zwischen den Koali-
tionsfraktionen und der Bundesregierung. Grundle-
gend sei daran zu erinnern, daß jeder den Zustand 
im Altölbereich beklage. Die Produkte fänden keine 
Abnehmer und Eingangsbedingungen für die Zweit

-

raffination seien nicht festgelegt. Es werde überall 
nach Lösungen gerufen. Deswegen sei der Grund-
gedanke entwickelt worden, das gesamte Altöl in 
die Regelungen einzubeziehen. Für die energeti-
sche Verwertung gebe es in anderen Regelwerken, 
wie etwa dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, ab-
schließende Regelungen. Für den Bereich der stoff- 
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lichen Verwertung müßten Eingangsbedingungen 
festgelegt werden. Die entsprechenden Vorgaben 
für eine Rechtsverordnung seien in den Koalitions-
vorschlägen enthalten. Damit sei auch der Weg der 
Verwertung wieder geöffnet und die Zweitraffina-
tion geordnet, da die Eingangsbedingungen für das 
ausschlaggebend seien, was später wieder als End-
produkt abgesetzt werden könne. Das Auslaufen 
der aufgezählten Regelungen zu einem späteren 
Zeitpunkt sei darin begründet, daß die Bezuschus-
sung für eine Übergangszeit noch weiter aufrecht-
erhalten werden sollte. Zurückzuweisen sei die sei-
tens der Fraktion DIE GRÜNEN im Rahmen der 
Beratungen vorgetragene Behauptung, die Koali-
tionsfraktionen hätten sich mit ihren Vorschlägen 
denjenigen der Fraktion DIE GRÜNEN angenähert. 
Im Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN 
seien völlig andere Regelungsvorschläge wie dieje-
nigen der Koalitionsfraktionen enthalten. Nach 
dem Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN 
sollten nur bestimmte Altölsorten dem Abfallgesetz 
unterworfen werden. Der Rest sollte weiterhin den 
Regelungen des Altölgesetzes unterstehen. Von da-
her stimme die Behauptung nicht, daß die Koali-
tionsfraktionen den Vorschlägen der Fraktion DIE 
GRÜNEN gefolgt seien. 

8.1.2 

Seitens der Fraktion der SPD war grundlegend zu 
den von den Koalitionsfraktionen vorgeschlagenen 
Altölvorschriften ausgeführt worden, daß die Frak-
tion der SPD ihre Bedenken gegen eine Aufhebung 
des Altölgesetzes und die von den Koalitionsfraktio-
nen vorgeschlagene Form der Einbeziehung in das 
Abfallgesetz nach sehr eingehender Prüfung und 
Rücksprache mit einzelnen Kommunen bestätigt 
sehe. Deswegen hatte sie den Antrag gestellt, daß 
das Altölgesetz in Kraft bleiben solle und die im 
Regierungsentwurf vorgesehenen Vorschläge ein-
schließlich der von der Fraktion der SPD vorge-
schlagenen Änderungen verabschiedet werden soll-
ten. Wenn dem nicht gefolgt würde, plädiere die 
Fraktion der SPD dafür, daß bei Aufhebung des Alt-
ölgesetzes sichergestellt werden solle, daß dessen 
bewährte Regelungen beibehalten werden sollten, 
wozu vor allem die kostenlose Annahme bei den 
Annahmestellen, die kostenlose Pflichtabholung ab 
200 Liter, die Lizenzvergabe an Pflichtabholer 
durch das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
sowie die Sicherung der Rückstellungsfonds gehör-
ten. Zur Begründung des Antrages, das Altölgesetz 
in Kraft zu lassen, war hervorgehoben worden, daß 
der im Regierungsentwurf vorgeschlagene Weg als 
der richtigere und praktikabelere angesehen werde, 
der auch schnellere Wirkung zeige. Es bestehe die 
Gefahr, daß durch die von den Koalitionsfraktionen 
vorgeschlagenen Regelungen ein gutes System, das 
die Umwelt vor der Verunreinigung durch Öle gesi-
chert habe, zerschlagen oder zumindest gefährdet 
werde. Im Rahmen der Anhörung am 11. April 1986 
hätten sich eine Reihe von Sachverständigen — 
vom Umweltbundesamt über den Mineralölwirt-
schaftsverband bis hin zum Bundesverband der 
Deutschen Industrie und dem Deutschen Industrie-
und Handelstag — sehr skeptisch bis ablehnend 
gegenüber den vorgesehenen Regelungsvorschlä

-

gen ausgesprochen. Die Fraktion der SPD teile im 
Grundsatz die Befürchtungen, daß durch diese Re-
gelungsvorschläge eine möglichst weitgehende Auf-
arbeitung der Altöle und eine klare Absonderung 
der verunreinigten Altöle nicht gewährleistet wer-
de. Der gegenwärtige Altölstau und die Gründe da-
für seien bekannt, weswegen der Regierungsent-
wurf etwa durch Beimischungsverbote, Grenzwert-
festlegungen und die Einstufung als Sonderabfälle 
gegen diese Entwicklung habe vorgehen wollen. Es 
sei auch wirtschaftspolitisch falsch, im Hinblick auf 
den derzeit niedrigen Ölpreis auf Dauer auf eine 
Zweitraffination verzichten zu wollen. Wenn das 
Ziel der Ressourcenschonung langfristig im Auge 
behalten werden solle, müsse diese Möglichkeit of-
fengehalten und weitgehend unterstützt werden. 

8.1.3 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN war erklärt 
worden, daß mit der Aufhebung des Altölgesetzes 
und der Unterstellung unter das Abfallgesetz auf 
eine wesentliche Forderung der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingegangen werde, die von den Koali-
tionsfraktionen vor noch nicht allzu langer Zeit als 
wirklichkeitsfremd bezeichnet worden sei. Im Ge-
gensatz zu den Vorschlägen im eigentlichen Abfall-
bereich stellten die Regelungsvorschläge der Koali-
tionsfraktionen im Altölbereich damit zwar eine 
Verbesserung dar, vieles bleibe allerdings noch un-
geklärt. Für die Fraktion DIE GRÜNEN sei es ex-
trem wichtig, daß in bezug auf Altöle im Bereich der 
Forschung und Entwicklung noch erhebliches gelei-
stet werde. Zum Sammelsystem für Altöle sei daran 
zu erinnern, daß diese bisher von privaten Unter-
nehmern eingesammelt würden. Damit sei die 
Fraktion DIE GRÜNEN nicht einverstanden. Es 
wäre wesentlich beruhigender, wenn dies unter 
staatliche Aufsicht gestellt würde. Deswegen plä-
diere die Fraktion DIE GRÜNEN für ein staatliches 
Sammel- und Beseitigungssystem für Altöle — evtl. 
auf genossenschaftlicher Basis. Insoweit müßte sich 
der Bund zumindest durch eine ordnungspolitische 
Weichenstellung beteiligen und die Probleme nicht 
auf Länder und Gemeinden wälzen. Außerdem sei 
hervorzuheben, daß die Koalitionsvorschläge keine 
Regelungen darüber enthielten, wie die Reduzie-
rung der Schadstoffbelastung des Altöls erreicht 
werden solle. Es sei weder ein Verbot chlorhaltiger 
Additiven noch ein Verbot synthetischer Öle auf der 
Basis halogenierter Chlorkohlenwasserstoffe vorge-
geben. Hier müßten einschneidende Maßnahmen 
vorgesehen werden. 

8.1.4 

Seitens der Bundesregierung war grundlegend die 
Auffassung vertreten worden, daß sich aufgrund 
der Koalitionsvorschläge ein geschlossenes System 
der Altölbeseitigung ergebe und nicht davon auszu-
gehen sei, daß das alte System der Einsammlung 
und Wiederaufarbeitung zerstört, sondern fortbe-
stehen werde. Durch die vorgesehene Neuregelung 
würden nicht etwa die 500 000 jährlich anfallenden 
Tonnen Altöl zum Abfall erklärt und nur durch den 
Staat, d. h. die entsorgungspflichtigen Körperschaf-
ten beseitigt. So wie die Regelungen konzipiert sei- 
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en, eröffneten sie gerade die Möglichkeit, wie bis-
her die Verwertung in den Vordergrund zu stellen, 
d. h. sowohl die energetische wie die stoffliche Ver-
wertung, wobei die wirtschaftlichen Überlegungen 
bei der Frage der Verwertungsart den Ausschlag 
geben müßten. Aufgrund der Marktverhältnisse sei 
Öl derzeit ein Stoff, der wesentlich weniger wert sei, 
so daß kostspielige Aufbereitungsprozesse nicht 
lohnten und ein viel größerer Teil der energetischen 
Verwertung zugeführt werde. Im Bereich der stoffli-
chen Verwertung könnten durch Rechtsverordnun-
gen gewisse Auflagen, namentlich in bezug auf den 
Grad der Verunreinigung vorgegeben werden. Da-
mit werde die Weiche dafür gestellt, daß zu Produk-
ten gelangt werden könne, die ihren Markt finden 
würden. Letztendlich werde nur ein kleinerer Be-
stand übrigbleiben, der notwendigerweise in die 
Sonderabfallbeseitigung gehen müsse, in die er 
auch gehöre. Grundsätzlich seien zwei Vorgehens-
weisen möglich. Entweder werde klar getrennt, nur 
saubere Öle aussortiert und alle anderen zum Ab-
fall erklärt oder es würden im Abfallgesetz alle not-
wendigen Regelungen getroffen werden. Dann al-
lerdings müsse alles einbezogen werden, einschließ-
lich der synthetischen Ole, damit die Überwachung 
lückenlos erfolgen könne. Es reiche aus, daß der 
Weg bis zur Verwertungsanlage mit den Instrumen-
ten des Abfallrechts streng überwacht werde, d. h. 
daß die Nachweise nach § 11 erbracht und die 
Sammlerorganisationen künftig den Regelungen 
des Abfallrechts unterworfen seien. Gerade an die-
ser Stelle habe es in der Vergangenheit besondere 
Schwachpunkte gegeben, weil gerade hier proble-
matische Vermischungen von Altölen mit PCB 
stattgefunden hätten. Über die strenge Anwendung 
des § 12 könne ferner auch Einfluß auf eine Verbes-
serung der Sammlerstruktur genommen werden. 
Zum künftigen prozentualen Anteil des energetisch 
genutzten Altöls sei anzumerken, daß dies nicht 
vorausgeschätzt werden könne, da dies von den 
Marktverhältnissen abhänge. Wenn der Ölpreis er-
neut hoch ansteige, werde die stoffliche Verwertung 
wieder höher sein als die energetische. Entschei-
dend sei jedoch, daß überhaupt Nutzungswege für 
das Altöl bestünden. Es wäre hervorragend, wenn 
die energetischen Verwertungsmöglichkeiten in der 
Zement- und Stahlindustrie genutzt würden, wo we-
gen der hohen Verweildauer und hohen Temperatu-
ren mit Sicherheit gesagt werden könne, daß die 
PCB-Gehalte zerstört würden. 

8.1.5 

Der Antrag der Fraktion der SPD auf Beibehaltung 
des Altölgesetzes und Lösung der Probleme über 
die im Regierungsentwurf vorgesehenen Regelun-
gen ergänzt durch Änderungsvorschläge der Frak-
tion der SPD wurde mit Mehrheit seitens der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tionsfraktionen abgelehnt. 

8.2 Zu§5a 

8.2.1 

Seitens der Koalitionsfraktionen war zur Erläute

-

rung und Begründung dargelegt worden, daß § 5 a 

im Hinblick auf Absatz 1 Satz 1, wonach die Vor-
schriften des Abfallbeseitigungsgesetzes auf Altöle 
unabhängig davon Anwendung fänden, ob sie im 
konkreten Fall Abfall oder Wirtschaftsgut seien, ei-
ner entsprechenden Regelung in § 5 geltender Fas-
sung folge, der auf Anlagen zur Lagerung und Be-
handlung von Autowracks bestimmte Vorschriften 
des Abfallbeseitigungsgesetzes für anwendbar er-
kläre und dem Schutzgedanken des § 2 Abs. 3 des 
Gesetzes. Dort, wie nunmehr für Altöle, sei ent-
scheidend, daß von dem Umgang mit diesen Stoffen 
nach ihrem Gebrauch erhebliche Gefahren für die 
Umwelt ausgehen könnten. Bei Altölen gelte dies 
insbesondere bei einer unsachgemäßen Sammlung 
und Behandlung. Mit der Übernahme der Altöldefi-
nition aus § 3 Abs. 2 des Altölgesetzes in Absatz 1 
Satz 2 und dem Entfallen der bisherigen Grenze für 
Wasser-Öl-Gemische, die lediglich aus Gründen der 
bisherigen Zuschußregelung erforderlich gewesen 
sei, würden — wie bisher nach dem Altölgesetz — 
auch gebrauchte synthetische Öle, z. B. halogenierte 
organische Verbindungen wie Kühl-, Hydraulik-
und Elektroisolieröle vom Abfallgesetz voll . erfaßt. 
Mit der Regelung in Absatz 2 Satz 1 sei eine abfall-
rechtliche Überwachung bis zur Übergabe der Alt-
öle — unabhängig von ihrer Eigenschaft als Abfall 
oder Wirtschaftsgut (Reststoff) — an eine immis-
sionsschutzrechtlich für die Verwertung zugelas-
sene Anlage gewährleistet. Mit der Beschränkung 
auf wenige Vorschriften solle ein Anreiz für die 
Nutzung bzw. den Ausbau vorhandener oder neuer 
Verwertungsverfahren gegeben werden. 

Während für die energetische Nutzung von Altölen 
z. B. in Zementwerken und ähnlichen Anlagen das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz, die dazu erlasse-
nen Rechtsverordnungen und die TA Luft abschlie-
ßende Regelungen enthielten, sehe Absatz 2 
Rechtsverordnungen der Bundesregierung vor, in 
denen die Eingangsbedingungen für Altöle festge-
legt würden, die für eine Aufarbeitung bestimmt 
seien. Festzulegen seien hier sowohl Altölarten 
nach Ausgangsprodukt und Anfallstelle als auch 
Grenzwerte für einzelne Stoffe und Stoffgruppen, 
beispielsweise Gesamtchlor und bestimmte haloge-
nisierte organische Bindungen. 

Die Verordnungsermächtigung in Absatz 2 nehme 
das Ziel des Regierungsentwurfs auf, der Zweitraf-
fination wirklich nur hierfür geeignete Altölarten 
zuzuführen, um bereits auf diesem Wege eine Bela-
stung neuer Produkte mit PCB und ähnlichen Stof-
fen zu minimieren. Die Festlegungen in der Verord-
nung wiesen für eine Aufarbeitung ungeeignete Alt-
ölarten der energetischen Nutzung in immissions-
schutzrechtlich oder der Beseitigung in dafür ab-
fallrechtlich zugelassenen Anlagen zu. 

Die getrennte Erfassung und Entsorgung von PCB 
und PCT, insbesondere entsprechender Kühlmittel 
und Elektroisolationsflüssigkeiten, Hydrauliköle 
einschließlich im untertägigen Bergbau eingesetz-
ter Folgeprodukte, seien von der Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
zu regeln. 

Gegenwärtig werde unter anderem vom DIN an ei

-

ner Norm für die Ermittlung von PCB in Altölen 
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gearbeitet. Es könne zweckmäßig sein, daß eine 
Rechtsverordnung nach § 5 a Abs. 1 Satz 3 auf vor-
handene Analysennormen verweise. Hierzu werde 
in Abs. 3 eine Ermächtigung vorgesehen, die sich im 
Wortlaut an § 15 Abs. 4 anlehne. 

8.2.2 

Die Fraktion der SPD hat zu § 5 a die Aufnahme 
eines Bemischungsverbotes entsprechend § 2 a des 
Regierungsentwurfs beantragt. Ferner hatte sie 
vorgeschlagen, den noch zulässigen Anteil an 
Fremdstoffen im Gesetz festzulegen. § 5 a Abs. 1 
sollte danach wie folgt lauten: „Altölen dürfen keine 
Fremdstoffe beigefügt werden. Als gebrauchs- oder 
betriebsbedingt gilt für Halogenkohlenwasserstoffe 
ein höchstzulässiger Anteil von 0,2 Gewichtspro-
zent." Zur Begründung war darauf hingewiesen 
worden, daß die Frage aufzuwerfen sei, ob Regelun-
gen in dem vorgesehenen Umfang vom Verord-
nungsgeber getroffen werden sollten, oder ob es 
nicht richtiger sei, wie im Regierungsentwurf zu-
mindest ein Beimischungsgebot und eine Grenz-
wertfestlegung für die wichtigsten Fremdstoffe in 
das Gesetz aufzunehmen. Dafür sei im Rahmen der 
Anhörung am 11. April 1986 sehr deutlich plädiert 
worden. Auch das Umweltbundesamt habe sich für 
die Aufnahme eines Beimischungsverbotes ausge-
sprochen. Zur Festlegung des noch zulässigen An-
teils an Fremdstoffen sei darauf hinzuweisen, daß 
die im Rahmen der Beratungen vom Bundesmini-
ster des Innern vorgelegten Grundzüge eines Ver-
ordnungsentwurfes die von der Fraktion der SPD 
vorgeschlagenen Grenzwerte übernommen habe. 
Daß in den Grundzügen des Verordnungsentwurfs 
vorgesehen sei, den Grenzwert für organisch gebun-
dene Halogene ab dem 1. Januar 1988 auf 0,1 Ge-
wichtsprozent zu reduzieren, werde von der Frak-
tion der SPD ausdrücklich begrüßt. Ferner sei auch 
die Frage der Kontrollierbarkeit der zur Verfügung 
stehenden Analyseverfahren im Rahmen der Anhö-
rung sehr stark problematisiert worden. Außerdem 
dehne die Bestimmung, daß die Grenze des Ölgehal-
tes in Wassergemischen entfalle, den Altölbegriff 
ungemein aus und werde sicherlich zu einem sehr 
großen zusätzlichen Anfall von Altölen führen. Die 
damit zusammenhängenden Fragen seien unge-
klärt, müßten jedoch einer Klärung zugeführt wer-
den, da ansonsten nicht ein seit über 1 1/2 Jahrzehn-
ten bewährtes Gesetz einfach außer Kraft gesetzt 
werden könne und an dessen Stelle unkalkulier-
bare Risiken für Umwelt, Boden und Gewässer in 
Kauf genommen werden könnten. 

8.2.3 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN war in bezug 
auf die Verordnungsermächtigung des Absatzes 2 
dargelegt worden, daß nach einem Beschluß der 
Umweltministerkonferenz jetzt als Grenzwerte 
50 mg PCB pro kg Altöl und 0,1 % Gesamtchlor fest-
gelegt worden seien. Für die Fraktion DIE 
GRÜNEN seien diese Grenzwerte völlig unakzepta-
bel, weil auch bei Berücksichtigung dieser Grenz-
werte das Altöl extrem stark mit Dioxinen belastet 
sei. Es müsse ein PCB-Grenzwert festgelegt wer

-

den, der der meßtechnischen Nachweisgrenze von 
PCB entspreche. Dies seien 1 bis 2 mg. Außerdem 
dränge die Fraktion DIE GRÜNEN auf ein gesetzli-
ches Verbot chlorhaltiger Additive und bestimmter 
Spezialöle aus chlorierten Kohlenwasserstoffen. 
Die Wiederverwertung sei vor allem wegen der im 
Altöl gefundenen PCB in Verruf gekommen. Da-
durch sei auch der Altölstau aufgetreten. Der jetzt 
angestrebte Weg zur Lösung der Problematik, d. h. 
das verunreinigte 01 zu verbrennen, wofür — und 
dies habe das Umwelbundesamt bestätigt — noch 
keine technische Möglichkeit gegeben sei, sei nicht 
konsequent. Die jetzt diskutierte Verbrennung in 
Zementwerken werde den Effekt haben, daß die 
PCB-Diskussion fortgesetzt werde. Hier sei die 
Frage aufzuwerfen, warum die Mineralölwirtschaft 
nicht gezwungen werden sollte, Angaben über Bei-
mischungen abzugeben oder Zusatzstoffe nicht bei-
zumischen, damit tatsächlich eine zu präferierende 
Wiederverwertung oder eine relativ schadlose Ver-
brennung, was die zweitbeste Möglichkeit wäre, ge-
währleistet würden. 

8.2.4 

Seitens der Bundesregierung war zu den Vorschrif-
ten und Darlegungen der Oppositionsfraktionen un-
ter anderem ausgeführt worden, daß die ange-
schnittenen Fragen vom Gesetzgeber in der ange-
strebten perfektionistischen Weise nicht geregelt 
werden könnten. Es seien verschiedene Eckpunkte 
zu berücksichtigen. Wichtig sei, daß sich für die vor-
handenen Stoffe eine Verwertungsmöglichkeit er-
gebe, wobei sowohl die stoffliche als auch die ener-
getische Verwertung in Frage kämen. Diesbezüg-
lich blieben die Plädoyers für eine stoffliche Ver-
wertung unverständlich, da so viel reines 01 ver-
brannt werde, daß es nicht schlimm sein könne, 
kontaminiertes Öl anstelle des reinen zu verbren-
nen, sondern dies im Gegenteil zu begrüßen sei. 
Wenn allerdings energetisch verwertet werde, sei es 
selbstverständlich, daß dies in einer Weise erfolge, 
bei der die gefährlichen Stoffe thermisch zersetzt 
würden. Insoweit sei in § 5 a vorgesehen, daß Anla-
gen, die nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
umweltverträglich entsprechende Stoffe thermisch 
verwerten könnten, eingesetzt werden sollten. Das 
heißt, die thermische Verwertung würde nur in An-
lagen zugelassen, die in der Lage seien, die im Öl 
enthaltenen Schadstoffe zu vernichten. In bezug auf 
die stoffliche Verwertung würden im Rahmen der 
Rechtsverordnungen Grenzwerte dafür festgelegt, 
welche Ole mit welcher Verunreinigung stofflich 
aufgearbeitet werden dürften. Diese Frage sei im 
Hinblick auf denkbare neuere Raffinationsanlagen, 
die mehr schädliche Stoffe aussondern könnten, va-
riabel. Von daher sei es richtig, die Regelung dieser 
Frage nicht im Gesetz, sondern im Rahmen einer 
Rechtsverordnung vorzusehen. Ein dritter Bereich 
betreffe die derart hochkontaminierten Altöle, die 
nur in bestimmten, zur Verbrennung von Abfällen 
vorgesehenen Verbrennungsanlagen entsorgt wer-
den könnten. Die Grenzwerte für die thermische 
Verwertung und die Verbrennung hochkontami-
nierter Abfälle ergäben sich aus der TA Luft und 
dem Abfallrecht. Ob der Anteil der stofflichen oder 
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der energetischen Verwertung überwiege, sollte der 
Entwicklung des Marktes überlassen bleiben. Wenn 
die Ölpreise niedrig blieben, sei der einzig gangbare 
Weg derjenige der energetischen Verwertung. Der 
Weg der stofflichen Verwertung werde dann nicht 
möglich sein, was auch kein Schaden sei. In den 
vorgelegten Regelungen seien die Weichen in dieser 
Richtung gestellt. Die Regelungen seien so ausge-
staltet, daß darauf vertraut werden könne, daß dies 
auch wie angestrebt funktioniere. Hinsichtlich der 
Zahl der für die thermische Verwertung benötigten 
Anlagen könnten keine genauen Angaben gemacht 
werden, da dies davon abhänge, wie viele der Altöle 
in eigentlichen Müllverbrennungsanlagen entsorgt 
werden müßten. 

Zur Frage der Altöldefinition und dem Wegfall der 
Grenze von 4 % Ölgehalt für Wasser-Öl-Gemische 
des § 3 Abs. 2 des Altölgesetzes sei anzumerken, daß 
die 4 1)/0 Ölgehalt für Wasser-Öl-Gemische ursprüng-
lich als Grenze zum Abwasser gedacht gewesen sei-
en. Im Gesetzentwurf sei jetzt eine neue Abgren-
zung zwischen Abwasser und solchen Stoffen gezo-
gen worden, die nach dem Wasserrecht und solchen, 
die nach dem Abfallgesetz entsorgt werden sollten. 
Die Notwendigkeit der Eingrenzung sei nicht mehr 
gesehen worden, da flüssige ölhaltige Reststoffe 
dieser Art im Grunde genommen nur in die Rege-
lungen des Abfallgesetzes einbezogen würden. Die 
Frage der Verwertung sei davon klar zu trennen. 
Für die Stoffe, die verwertet werden sollten, wolle 
man Fremdstoffgrenzwerte festlegen, so daß durch 
diese Grenzwertfestlegung bei der Verwertung der 
Druck in Richtung auf die Verwertung verschärft 
werden solle, damit diese Stoffe nicht als Abfall zu 
beseitigen seien, sondern im Rahmen der Aufarbei-
tung oder der thermischen Verwertung genutzt 
werden könnten. Allerdings werde überlegt, ob im 
Rahmen der Rechtsverordnung, soweit dazu ein Be-
dürfnis vorhanden sei, wieder eine Grenze festge-
legt werden sollte. 

Hinsichtlich der seitens der Fraktion DIE GRÜNEN 
aufgeworfenen Frage des Restgehaltes von PCB 
müsse bei der stofflichen Aufbereitung von Altöl 
zwischen dem Eingangs- und dem Ausgangspro-
dukt unterschieden werden. Das Ausgangsprodukt 
müsse dem entsprechen, was seitens der Fraktion 
DIE GRÜNEN gefordert worden sei. Das Eingangs-
produkt könne unterschiedlich sein. Es gebe gegen-
wärtig technische Möglichkeiten, den PCB-Gehalt 
bei der Raffinierung zu reduzieren. Dies sei relativ 
teuer. Hier ergebe sich wieder die Frage des Markt-
mechanismus. Wenn dies sehr teuer sei, werde eine 
stoffliche Nutzung von etwas stärker kontaminier-
tem Öl nur stattfinden, wenn das Ausgangsprodukt 
relativ teuer verkauft werden könne. Ansonsten 
werde dies in den Bereich der energetischen Nut-
zung fließen. Dies sei durchaus eine zufriedenstel-
lende Perspektive. 

Seitens des Bundesministers des Innern war im 
Rahmen der Beratungen ein Konzept für eine 
Rechtsverordnung auf der Grundlage von § 5 a 
Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 vorgelegt und darauf 
hingewiesen worden, daß die dort vorgesehenen Re-
gelungen bereits in verschiedenen Gremien von 

Bund und Ländern erarbeitet worden seien. Es 
gehe hierbei insbesondere darum, die von der Um-
weltministerkonferenz empfohlenenen Richtwerte 
für PCB als verbindliche Grenzwerte festzulegen, 
die für die Unternehmen der Altölsammlung und 
-aufarbeitung zu beachten seien. Danach soll der 
Grenzwert für PCB auf 20 ppm festgelegt werden. 
Als Grenzwert für organisch gebundene Halogene 
sind 0,2 Gewichtsprozent und ab 1. Januar 1988 
0,1 Gewichtsprozent vorgesehen. 

Ferner war seitens der Bundesregierung dafür plä-
diert worden, in § 5 a Abs. 2 auf eine — ursprünglich 
von den Koalitionsfraktionen vorgeschlagene Zitie-
rung auch des § 13 — zu verzichten. Zur Begrün-
dung war darauf hingewiesen worden, daß im Aus-
land keine Anlagen nach § 4 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes vorhanden seien und sich bei 
der Einfuhr von Altölen; die der Verwertung in sol-
chen Anlagen zugeführt werden sollten, Probleme 
im Hinblick auf die EG-Altölrichtlinie und die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes 
zur Verwertung von Altölen ergeben könnten, so 
daß unter dem Gesichtspunkt des freien Warenver-
kehrs Kollisionen entstehen könnten. Es müsse ver-
sucht werden, diese Fälle über die §§ 11 und 12 auf-
zufangen. Derzeit werde auf EG-Ebene wieder die 
Altölrichtlinie mit dem Ziel einer Änderung bera-
ten. Dabei sollen auch die von der Bundesrepublik 
Deutschland angestrebten Werte für den PCB-Ge-
halt in Altöl festgelegt werden. Dadurch würde 
automatisch künftig ein großer Teil der Altöle auch 
nach EG-Recht Abfall werden. Dafür würden dann 
über § 5 a Abs. 1 alle Vorschriften des Abfallgesetzes 
gelten, so daß insoweit dann wieder § 13 zur Anwen-
dung käme. Gegenwärtig sei es jedoch besser, § 13 
an dieser Stelle nicht zu zitieren. 

8.2.5 

Seitens des Vertreters des Landes Nordrhein-West-
falen war hervorgehoben worden, daß die erörter-
ten Grenzwertfestlegungen sehr schnell notwendig 
seien. Das Land Nordrhein-Westfalen hätte es au-
ßerordentlich begrüßt, wenn Grenzwertfestlegun-
gen bereits im Gesetz getroffen worden wären. Da-
mit wäre auch das aufgegriffen worden, was die 
Umweltministerkonferenz seit einiger Zeit als not-
wendig angesehen habe und was im Landesvollzug 
bereits geregelt sei. Seitens des Bundesgesetzge-
bers brauchte als Mindeststandard nur das festge-
legt zu werden, was im Landesvollzug bereits prak-
tiziert werde. Außerdem wäre es ebenfalls sehr zu 
begrüßen, wenn ein Beimischungsverbot nicht erst 
im Rahmen einer Verordnung, sondern bereits im 
Gesetz geregelt und dabei auch festgelegt würde, 
bei welcher Stelle das Beimischungsverbot be-
ginne. 

8.2.6 

Seitens der Koalitionsfraktionen war zu den Aus-
führungen und Anträgen der Oppositionsfraktionen 
ausgeführt worden, daß vieles, was von den Opposi-
tionsfraktionen hinsichtlich der vorgeschlagenen 

 



Drucksache 10/5656 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Regelungen zum Altölbereich bemängelt werde, zur 
Regelung im Rahmen der Rechtsverordnungen vor-
gesehen sei. Auch die Koalitionsfraktionen hätten 
vor der Frage gestanden, welche Vorgaben im Rah-
men der Rechtsverordnungen und welche im Ge-
setz geregelt werden sollten und hätten sich dafür 
entschieden, daß ein Teil der Fragen in den Rechts-
verordnungen präzisiert werden sollte. Sowohl für 
die stoffliche wie für die thermische Verwertung 
würden im Gesetz die Grundbedingungen vorgege-
ben werden, die einschließlich der von den Opposi-
tionsfraktionen angeschnittenen Fragen in den 
Rechtsverordnungen präzisiert werden müßten. Da-
durch, daß die thermisch verwerteten Öle den ein-
schlägigen Vorschriften des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes und der TA Luft unterlägen, sei 
auch die Frage der zulässigen Emissionen geklärt. 
Es könnten daher selbstverständlich keine Emissio-
nen hingenommen werden, die diesen Bedingungen 
der geltenden Vorschriften des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes und TA Luft nicht entsprächen. In-
nerhalb der Koalitionsfraktionen sei intensiv erör-
tert worden, ob die Vorgaben für die Rechtsverord-
nung unter Nummern 1 bis 3 in § 5 a Abs. 2 bereits 
im Gesetz präzisiert werden sollten. Die Koalitions-
fraktionen seien jedoch zu dem Ergebnis gelangt, 
daß diese Fragen in Rechtsverordnungen geregelt 
werden sollten, weil sie vom Gesetzgeber nicht all-
gemein im Abfallgesetz geregelt werden könnten, 
da insoweit regelmäßige .Anpassungen notwendig 
seien. 

8.2.7 

Der Ausschuß hat jeweils mit Mehrheit seitens der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Oppo-
sitionsfraktionen beschlossen, die Anträge der 
Fraktion der SPD abzulehnen, auf die Zitierung des 
§ 13 in § 5 a Abs. 2 zu verzichten und § 5 a insgesamt 
in der vorliegenden Fassung zuzustimmen. 

8.3 Zu§5b 

8.3.1 

Nach Auffassung der Koalitionsfraktionen er-
scheint die in § 5 b vorgesehene Informations- und 
Rücknahmepflicht notwendig, da die Menge der so-
genannten Selbstwechsleröle, deren ordnungsge-
mäße Entsorgung nicht gewährleistet sei, erheblich 
gewachsen und damit eine erhebliche Gefahr für 
die Gesundheit und Umwelt geworden sei. 

Nach den Feststellungen der Bundesregierung im 
Fünften Altölbericht vom 3. April 1984 — Druck-
sache 10/1229 — sei der Verbleib von Altölen aus 
Selbstwechselvorgängen in Höhe von 6 688 Tonnen 
im Jahr 1982 unbekannt geblieben. Jüngere Schät-
zungen aus der Mineralöl- und Abfallentsorgungs-
wirtschaft bezifferten die Menge der Selbstwechs-
leraltöle mit unbekanntem Verbleib auf rund 10 000 
Tonnen jährlich. Die hieraus erwachsenen Risiken 
sowie bei Verbraucher wie Handel festgestellte Un-
kenntnis über Erfordernis und Möglichkeit sachge-
rechter Entsorgung und mangelnde Information 
durch die Verkaufsstellen ließen die in § 5 b vorge

-

sehene Regelung als einzigen Weg zur Eindäm-
mung dieser Risiken notwendig erscheinen. Die Ge-
fahr einer ungesetzlichen und in hohem Maße 
umweltgefährdenden Beseitigung sogenannter 
Selbstwechselöle werde dadurch ausgelöst, daß ein 
Teil der Vertreiber von Verbrennungsmotoren- und 
Getriebeölen, insbesondere Großmärkte und SB-Lä-
den, im Gegensatz zum Tankstellen- und Kfz-Ge-
werbe, diese Öle nach Gebrauch nicht zurücknäh-
men. Sie hätten nunmehr ab 1. Juli 1987 ebenfalls 
Annahmestellen für gebrauchte Verbrennungsmo-
toren- und Getriebeöle am Verkaufsort oder in des-
sen Nähe einzurichten oder nachzuweisen. Die Re-
gelung lehne sich eng an einen auch in Österreich 
beschrittenen Weg an und vermeide den ebenfalls 
denkbaren Weg eines Verbots der Abgabe von sol-
chen Ölen an nicht mit den entsprechenden Sam-
meleinrichtungen Ausgestattete. Die durch die Re-
gelung des § 5 b für die Verkaufsstellen entstehen-
den Belastungen seien nicht übermäßig und ent-
sprächen den auf andere Weise nicht zu begrenzen-
den Risiken. Die Annahmestellen seien ferner ver-
pflichtet, gebrauchte Verbrennungsmotoren- oder 
Getriebeöle bis zur Menge der im Einzelfall abgege-
benen Verbrennungsmotoren- und Getriebeöle ko-
stenlos anzunehmen. 

Viele Stellen, die durch die Regelung belastet wür-
den, hätten bereits beim Verkauf von Reifen ähnli-
che Wege wie sie jetzt beim Verkauf von Motor- und 
Getriebeöl vorgeschrieben würden, längst beschrit-
ten. Reifen könnten kaum anders verkauft werden, 
als bei Nachweis von Werkstätten oder Servicesta-
tionen, bei denen der Reifenwechsel fachgerecht 
durchgeführt und der nicht mehr gebrauchte Reifen 
abgegeben werde. 

Im Rahmen der Beratungen war zu dieser Begrün-
dung ergänzend hervorgehoben worden, daß das 
Problem der Selbstwechsler bisher nicht gelöst sei 
und nur lösbar sei, wenn bestimmte Beschränkun-
gen auferlegt würden. Deswegen wollten die Koali-
tionsfraktionen, daß sich diejenigen, die das 01 ver-
kaufen, auf die Möglichkeit zur kostenlosen Rück-
gabe des Altöls einrichteten oder entsprechende 
Stellen nachwiesen und verstärkt auf die Problema-
tik aufmerksam gemacht werde. Hier müsse ein 
Stück Umweltschutz betrieben werden, das für ei-
nige Betroffene auch schmerzlich sei. Die Koali-
tionsfraktionen seien sich im klaren darüber, daß 
dieses Probleme mit sich bringe, beabsichtigten je-
doch im Bewußtsein dessen die vorgelegten Rege-
lungen zu verabschieden. Hier werde in einer Spezi-
alregelung eine Rücknahmepflicht in bezug auf 
Altöl vorgesehen und diese in einem speziellen Be-
reich noch vor möglichen Rücknahmeregelungen 
aufgrund von Rechtsverordnungen nach § 14 vorge-
sehen. 

8.3.2 

Seitens der Fraktion der SPD war hinsichtlich der 
Selbstwechslerproblematik darauf hingewiesen 
worden, daß diese durch die jetzt vorgesehenen Re-
gelungen und die Vervielfachung der Rücknahme-
stellen mit Sicherheit nicht gelöst werden könne. Es 
könne nur aufgrund der vorgesehenen kostenlosen 
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Annahme ein Anreiz zum Zurückgeben geschaffen 
werden. Ferner war seitens der Fraktion der SPD 
beantragt worden, die bisherige Finanzierungsrege-
lung der Bilgenentölung beizubehalten, weil sich 
das bisherige System der Bilgenentwässerung und 
-entölung bewährt habe und im Interesse des Ge-
wässerschutzes erhalten werden müsse. Zur Be-
gründung im einzelnen wurde auf den entsprechen-
den Vorschlag des Bundesrates unter Nummer 26 
verwiesen. 

8.3.3 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN war einerseits 
begrüßt worden, daß in § 5 b die Verpflichtung zur 
Einrichtung oder zum Nachweis einer Annahmesta-
tion vorgesehen sei. Andererseits war hervorgeho-
ben worden, daß die vorgesehenen Regelungen 
nicht ausschlössen, daß der Autofahrer sich Öle 
kaufe und selbst zu Hause nicht fachgerecht den 
Olwechsel durchführe, wobei ein Teil des Öls in den 
Boden sickere und ein aufgefangener Rest zurück-
gegeben werde oder auch nicht. Deswegen plädiere 
die Fraktion DIE GRÜNEN für eine Regelung, wo-
nach der Autofahrer verpflichtet sei, einen Ölwech-
sel entweder fachgerecht durchführen zu lassen 
oder selbst an Altölannahmestellen durchzuführen, 
weil an diesen Stellen gewährleistet werde, daß 
keine Umweltgefährdung entstehe. 

8.3.4 

Seitens der Bundesregierung war hervorgehoben 
worden, daß gerade das Selbstwechslerproblem 
durch die vorgesehenen Regelungen wesentlich 
besser gelöst werde als auf der Grundlage des bis-
herigen Rechts. Von großer Bedeutung sei die 
Frage der Unentgeltlichkeit der Rücknahme, da das 
Altöl, sobald es nicht unentgeltlich zurückgegeben 
werden könne, weggeschüttet würde. Zur Frage der 
Kontrollierbarkeit sei zu betonen, daß gerade die 
Kontrolle und Überwachung durch die vorgesehe-
nen Regelungen wesentlich verbessert würden. Es 
sei immer wieder darauf hingewiesen worden, daß 
die Doppelgleisigkeit der Verwaltungstätigkeit von 
Bundesamt einerseits und Landesbehörden ande-
rerseits nicht funktioniert habe. Die bisherige Kon-
trolle habe im wesentlichen nicht stattgefunden. 
Mit der Einbeziehung der Altölregelungen in das 
Abfallgesetz würden ganz klar Vollzugszuständig-
keiten geschaffen, die zu einer wesentlich besseren 
Kontrolle der Anfallstellen führten. Die Befürch-
tung, daß die Zahl der Anfallstellen sich vergrößern 
würde, werde von der Bundesregierung nicht ge-
teilt. Die Rücknahmeverpflichtung nach § 5 b setze 
im Grunde voraus, daß eine Einrichtung zum Öl-
wechsel geschaffen werde. Dies lasse sich nicht be-
liebig vermehren, da nicht jede Verkaufsstelle eine 
Einrichtung schaffen könne, in der ein Ölwechsel 
vorgenommen werden könne. Dies werde sich im 
wesentlichen auf vorhandene Tankstellen und Kfz

-

Werkstätten beschränken. Bereits die Zahl der Kfz

-

Werkstätten sei wesentlich größer als die Zahl der 
Tankstellen. Dies bedeute, daß es ohnehin eine Viel-
zahl von kleinen Anfallstellen gebe, die bisher nur 
im Rahmen der Sammlung erfaßt worden seien. 

Dort sei nie eine Behörde gewesen. Durch die vor-
gesehene Konzentration, namentlich auch durch 
die vorgesehene Rücknahmeverpflichtung des Ver-
käufers und die Verpflichtung, Anlagen zum 01-
wechsel vorzuhalten, werde die Zahl im Verhältnis 
zur bisherigen Situation voraussichtlich überschau-
barer  werden. Tendenziell werde sich das Verfah-
ren daher vereinfachen. Es sei davon auszugehen, 
daß gerade das Problem der unkontrollierten Besei-
tigung von Selbstwechslerölen, das das Kernpro-
blem Altöltentsorgung darstelle, durch die Neurege-
lung nach § 5 b wesentlich entschärft werde. 

Zur Frage der Bilgenentölung sei darauf zu verwei-
sen, daß das Gesetz insoweit keine besondere Rege-
lung mehr vorzusehen brauche, da innerhalb der 
Länder eine Regelung darüber erfolgt sei, wie dies 
kostenmäßig abzuwickeln sei. Der Bund könne aus 
dem bisherigen Fonds aufgrund der bekannten ver-
fassungs- namentlich finanzverfassungsrechtlichen 
Erwägungen keine Zuschüsse mehr zahlen. Von da-
her biete der Fonds keinen Ansatz für eine beson-
dere bundesgesetzliche Regelung in bezug auf die 
Bilgenentölung. Es bleibe daher bei der Haltung der 
Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zur Stel-
lungnahme des Bundesrates. 

8.3.5 

Der Ausschuß hat den Antrag der Fraktion der SPD 
mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der Fraktion der SPD bei Enthal-
tung seitens der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt 
und der vorgelegten Fassung des § 5 b mit Mehrheit 
seitens der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Oppositionsfraktionen angenommen. 

9. Zu §6 

Die Fraktion der SPD hatte beantragt, § 6 wie folgt 
neu zu fassen: 

„§ 6 
Abfallwirtschaftspläne 

(1) Die Länder stellen für ihren Bereich Abfall-
wirtschaftspläne nach überörtlichen Gesichtspunk-
ten auf, in denen die Ziele der Abfallwirtschaft (§ 2) 
umgesetzt werden. In diesen Abfallwirtschaftsplä-
nen sind geeignete Standorte für Abfallverwer-
tungsanlagen und für Abfallbeseitigungsanlagen 
festzulegen. Die Abfallwirtschaftspläne der Länder 
sollen aufeinander abgestimmt werden. Abfälle im 
Sinne des § 2 Abs. 5 sind in den Abfallwirtschafts-
plänen besonders zu berücksichtigen. Für Abfallar-
ten im Sinne des § 2 Abs. 5 (Sonderabfälle) sollen 
länderübergreifende Verbundlösungen für die Ver-
wertung bzw. Beseitigung angestrebt werden. Die 
Abfallwirtschaftspläne bestimmen ferner den Trä-
ger sowie das Einzugsgebiet einer Abfallverwer-
tungs- oder Abfallbeseitigungsanlage. Die Festle-
gungen in den Abfallwirtschaftsplänen sind für die 
Verwertungspflichtigen oder Beseitigungspflichti-
gen verbindlich. 

(2) Die Länder regeln das Verfahren zur Aufstel-
lung der Pläne. Die Aufstellung und regelmäßige 
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Fortschreibung der Abfallwirtschaftspläne erfolgt 
unter Mitwirkung der Gemeinden. 

(3) Solange ein Abfallwirtschaftsplan noch nicht 
aufgestellt ist, gelten die bisherigen Abfallbeseiti-
gungspläne bis zu einer Übergangsfrist von drei 
Jahren." 

Zur Begründung war darauf hingewiesen worden, 
daß die Zielhierarchie „Abfallvermeidung und Wie-
derverwertung vor Beseitigung des Restmülls", die 
auch von der Bundesregierung geteilt werde, sich 
auch in § 6 widerspiegeln müsse. Es sei nicht schlüs-
sig, dort nur von Abfallbeseitigungsplänen zu spre-
chen. Die Länder müßten verpflichtet werden, unter 
Mitwirkung der Kommunen, die in der Regel die 
ausführenden Organe seien, innerhalb eines fest-
gelegten Zeitraumes entsprechende Abfallwirt-
schaftspläne zu erstellen. In diesen Abfallwirt-
schaftsplänen müßten die nationalen Zielwerte um-
gesetzt werden. Dabei müsse auch die Finanzierung 
neuer Anlagen oder Maßnahmen geregelt werden, 
wobei den Kommunen ausreichende finanzielle Hil-
fen bereitzustellen seien. 

Der Ausschuß hat den Antrag der Fraktion der SPD 
mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der Oppositionsfraktionen abge-
lehnt und § 6 in der vorgelegten Fassung, in der 
gegenüber dem geltenden Recht nur der unter 4.1 
dargelegte Begriffsaustausch vorgenommen wurde, 
mit dem gleichen Stimmenverhältnis zugestimmt. 

10. Zu § 7 

Die Ausdehnung des Regelungsvorschlages im Re-
gierungsentwurf geht auf ein Petitum der Fraktion 
der SPD zurück, die dafür plädiert hatte, Sortieran-
lagen, die eine bestimmte Größenordnung nicht 
überschritten, ebenfalls als unbedeutende Anlagen 
gelten zu lassen. Allerdings wird nunmehr die Grö-
ßenordnung nicht — wie ursprünglich von der 
Fraktion der SPD vorgeschlagen — durch Verwal-
tungsvorschrift, sondern bereits in § 7 Abs. 2 festge-
legt. Die vorgesehene Grenze einer Durchschnitts-
leistung von bis zu 0,75 Tonnen je Stunde ist der 
Rechtsverordnung über Betriebsbeauftragte für Ab-
fall entnommen. Darin ist vorgesehen, daß bei Anla-
gen ab dieser Größenordnung ein Betriebsbeauf-
tragter bestellt werden muß. 

Der Ausschuß hat § 7 in der vorgelegten Fassung 
mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen und 
der Fraktion der SPD gegen die Fraktion DIE 
GRÜNEN zugestimmt. 

11. Zu § 10 

Zur Begründung ist insoweit auf die Ausführungen 
unter Nummer 11 der Stellungnahme des Bundes-
rates zu verweisen. 

Der Ausschuß hat § 10 einvernehmlich zugestimmt. 

12. Zu § 11 

12.1 

Da in Absatz 1 der Vorschlag aus dem Regierungs-
entwurf übernommen worden ist, ist zu dessen Be-
gründung auf die Ausführungen unter Artikel 1 
Nr. 8 in Drucksache 10/2885 zu verweisen. 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN war zu § 11 
Abs. 1 Satz 2 auf den entsprechenden Regelungs-
vorschlag im Gesetzentwurf in Drucksache 10/3629, 
Artikel 1 Nr. 13 verwiesen worden, in dem dafür plä-
diert worden sei, in § 11 Abs. 1 Satz 2 eine zwin-
gende Vorgabe zu regeln, während die von den Ko-
alitionsfraktionen vorgelegte Fassung eine Kann

-

Bestimmung vorsehe. 

Seitens der Bundesregierung war dazu erläutert 
worden, daß eine Übermaßbestimmung geschaffen 
würde, wenn eine Überwachungspflicht dieser Art 
in die Vergangenheit hinein für alle jemals durch-
geführten Abfallbeseitigungsformen festgelegt wür-
de. In der Praxis würden die überwachungspflichti-
gen Behörden das in die Überwachung einbeziehen, 
was ihnen als überwachungsbedürftig erscheine. 
Hier müsse der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
berücksichtigt bleiben. Insoweit seien auch Kosten-
überlegungen zu beachten. 

Seitens der Fraktion der SPD war vorgeschlagen 
worden, an Absatz 1 folgende Sätze anzufügen: 

„Die Entwicklung der Abfallwirtschaft und deren 
Übereinstimmung mit den in § 2 definierten Zielen 
ist durch eine Abfallwirtschaftsstatistik zu überwa-
chen. Um die Abfallströme vom Entstehungsort an 
zu erfassen, wird eine Meldepflicht für Betriebe und 
öffentliche Einrichtungen, bei denen Abfälle im 
Sinne von § 2 Abs. 2 (Regierungsentwurf) anfallen, 
über Art, Menge und Zusammensetzung dieser Ab-
fälle eingeführt. 

Die Beseitigungspflichtigen haben jährlich Abfall-
bilanzen zu erstellen, in denen das Abfallaufkom-
men nach Art und Menge sowie dessen Verwertung 
und Beseitigung dargestellt und begründet wird." 

Zur Begründung wurde dargelegt, daß es nur durch 
klare Definition der Abfallarten und durch Erfas-
sung der Abfallströme in Statistiken möglich sei, 
insbesondere Problemabfälle zu kontrollieren und 
festzustellen, wie sich Gesetzesänderungen zur Ver-
meidung und zur Verminderung des Abfallaufkom-
mens auswirkten. In der öffentlichen Anhörung am 
30. September 1985 sei selbst der Bundesverband 
der Deutschen Industrie damit einverstanden gewe-
sen, Abfallströme vom Entstehungsort an zu erfas-
sen. Das Gesetz über Umweltstatistiken sei entspre-
chend zu ändern. 

Seitens der Bundesregierung war dazu erklärt wor-
den, daß die Abfallstatistik ebenso wie ein wesentli-
cher Teil der übrigen Umweltstatistik ohnehin no-
velliert werde, so daß in diesem Rahmen das Peti-
tum der Fraktion der SPD aufgegriffen werden 
könnte. 
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Die Koalitionsfraktionen haben im Hinblick darauf 
zwar die Zielsetzung des Vorschlages der Fraktion 
der SPD akzeptiert, sich jedoch gegen eine kon-
krete Regelung an dieser Stelle unter Hinweis auf 
eine Regelung im Rahmen der Umweltstatistik aus-
gesprochen. 

Von daher wurde der Antrag der Fraktion der SPD 
mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der Oppositionsfraktionen abge-
lehnt. 

12.2 

Satz 6 wurde in Absatz 3 wegen der Neufassung des 
§ 14 angefügt und darin die Bezugnahme auf § 14 
hergestellt. 

12.3 

In Absatz 4 wurde der entsprechende Regelungs-
vorschlag der Bundesregierung präzisiert und re-
daktionell klarer gefaßt. Von daher ist in der Sache 
im einzelnen auf die Begründung in Artikel 1 Nr. 8 
Buchstabe b in Drucksache 10/2885 zu verweisen. 

Der Ausschuß hat § 11 in der vorgelegten Fassung 
einvernehmlich zugestimmt. 

13. Zu§11a 

Seitens der Fraktion der SPD war angeregt worden, 
in § 11 a den Vorschlag des Bundesrates unter Num-
mer 13 seiner Stellungnahme zur Stärkung der 
Stellung des Betriebsbeauftragten für Abfall aufzu-
greifen. 

Seitens des Vertreters des Landes Nordrhein-West-
falen war dazu dargelegt worden, daß dieser Vor-
schlag des Bundesrates auf ein Petitum des Landes 
Nordrhein-Westfalen zurückgehe, das jedoch vom 
Bundesrat nicht voll übernommen worden sei. Das 
Land Nordrhein-Westfalen begrüße jedoch jeden 
Schritt, mit dem die Stellung des Betriebsbeauftrag-
ten gestärkt werde. 

Seitens der Bundesregierung war daran erinnert 
worden, daß es die Einrichtung des Betriebsbeauf-
tragten auch in anderen Gesetzen gebe. Dazu solle 
von daher eine einheitliche Regelung getroffen wer-
den. Im Hinblick darauf habe der Bundesminister 
des Innern zur Gesamtproblematik bereits eine An-
hörung durchgeführt, um diese Frage einer geson-
derten Regelung zuzuführen. 

Aufgrund dieser Ausführungen war der Antrag der 
Fraktion der SPD nicht zur Abstimmung gestellt 
und § 11 a entsprechend der vorgelegten Fassung 
einvernehmlich angenommen worden. 

14. Zu§11b 

Mit der Ersetzung der Worte „wirtschaftlich nicht 
vertretbar" in Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe c durch das 
Wort „unzumutbar" wurde die Bestimmung dem 
Wortlaut von § 5 Nr. 3 des insoweit 1985 novellierten 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes angepaßt. 

15. Zu § 12 

15.1 

Die in Absatz 1 vorgenommene Änderung ent-
spricht dem Vorschlag der Bundesregierung unter 
Artikel 1 Nr. 10 in Drucksache 10/2885, so daß damit 
der Änderungsvorschlag des Bundesrates zu § 12 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, dem die Bundesregierung zuge-
stimmt hatte, nicht aufgegriffen wurde. 

15.2 

Ebenfalls nicht berücksichtigt wurde damit ein in 
einer Stellungnahme der kommunalen Spitzenver-
bände enthaltener Vorschlag, Nummer 3 in Satz 2 
zu streichen. Dies war damit begründet worden, daß 
wegen der Schwierigkeit der Abgrenzung und der 
Gefahr der Entstehung einer Grauzone von dieser 
Ausnahmeregelung abgesehen werden solle, zumal 
der Verwaltungsaufwand für die Freistellung ge-
nauso groß sein dürfte wie für die Erteilung der 
Genehmigung. 

15.3 

Durch die einvernehmliche Ergänzung des Absat-
zes 2 um die Worte „sowie im Fall des § 5 a" wird 
klargestellt, daß auch für diesen Bereich der Altöl-
sammlung die in § 12 Abs. 2 vorgesehene Erleichte-
rung gilt, das heißt, dort, wo das Unternehmen seine 
Hauptniederlassung hat, die Genehmigung zu bean-
tragen ist, die dann für den gesamten Geltungsbe-
reich des Gesetzes Gültigkeit besitzt. 

15.4 

Zur Erläuterung der in Absatz 2 getroffenen Rege-
lung war seitens der Bundesregierung dargelegt 
worden, daß durch die in Absatz 2 vorgesehene Re-
gelung auch die Rückführung von verwertbaren 
Stoffen erleichtert werden solle. Die Regelung stelle 
eine Ausnahme von der ansonsten in § 12 vorgese-
henen Vorgabe dar. Es gebe zwischenzeitlich ver-
schiedene bundesweit operierende Unternehmen, 
die Gegenstände verkauften und auch bereit seien, 
gebrauchte Gegenstände wieder zurückzunehmen. 
Nach dem geltenden Recht müßte insoweit prak-
tisch für jeden Regierungsbezirk oder Kreis eine 
Einzelgenehmigung nach § 12 erteilt werden, was zu 
äußerst starken Erschwernissen führe. Deswegen 
solle eine zusammenfassende Zuständigkeit vorge-
sehen werden. In bezug auf den letzten Satz „Die 
Genehmigung gilt nur für den Geltungsbereich die-
ses Gesetzes" sei hervorzuheben, daß dieser Satz 
nur für den vorangegangenen Satz gelte. Die gegen-
über dem geltenden Recht vorgesehene Ergänzung 
des Absatzes 2 um die Sätze 2 und 3 solle dazu füh-
ren, daß für erwünschte Bewertungsaktivitäten ein 
bürokratisches Hindernis abgebaut werde, was für 
die Landesbehörden gleichzeitig eine wesentliche 
Erleichterung bedeute, da  die  Genehmigungen nur 
noch von einer Stelle erteilt würden. Ansonsten 
müßten die in Betracht kommenden Unternehmen 
versuchen, praktisch in jedem Regierungsbezirk 
oder Kreis, in dem sie Einsammlungen beförderten, 
eine besondere Genehmigung zu erhalten. 
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Ferner sei im Hinblick auf eine seitens der Frak-
tion DIE GRÜNEN aufgeworfene Frage hervorzu-
heben, daß sich das Gesetz nur an Einrichtungen 
wenden könne, die in der Bundesrepublik Deutsch-
land existierten. Wenn es keine Hauptniederlas-
sung in der Bundesrepublik Deutschland gebe, sei 
auf die einzelne Niederlassung abzustellen. Han-
dele es sich um reine Importvorgänge und sei im 
Bundesgebiet auch keine Niederlassung einer ent-
sprechenden Firma vorhanden, müsse es bei der 
geltenden Fassung des § 12 und der dort vorgesehe-
nen Zuständigkeitsregelung bleiben. 

Der Ausschuß hat § 12 in der vorgelegten Fassung 
einvernehmlich zugestimmt. 

16. Zu § 14 

16.1 

Seitens der Koalitionsfraktionen war im Rahmen 
der Begründung zu der vorgelegten Fassung des 
§ 14 ausgeführt worden, daß es sich hierbei um ei-
nen Kernpunkt der Novelle handele. Schädliche, 
zum Teil giftige Stoffe im Abfall bereiteten umwelt-
verträglicher Abfallentsorgung die schwerwiegend-
sten Probleme. Daher solle besonderes Gewicht auf 
die Lösung des Problems giftiger bzw. die Abfallent-
sorgung aufgrund ihrer stofflichen Beschaffenheit 
besonders belastender Abfallinhaltsstoffe gelegt 
werden. Die Lösung dieses Problems könne, wie un-
ter anderem die jünste Entwicklung bei der Altöl-
entsorgung oder die noch immer sehr geringe Wie-
dergewinnungsrate des zum Beispiel in Batterien 
verwandten Quecksilbers oder Cadmiums zeigten, 
auch die Entsorgung der großen Abfallmengen ent-
scheidend verschärfen oder lösen helfen. 

Deshalb würden der Bundesregierung präzise Er-
mächtigungen zu entsprechenden Verordnungslö-
sungen erteilt, die teilweise über den Regierungs-
entwurf noch hinausgingen (Pfandregelung); die Er-
mächtigungen würden im neuen Absatz 1 zusam-
mengefaßt und von den nachfolgenden Vorschriften 
über die Abfallmengen (Absatz 2) getrennt. 

Die Instrumentarien zur Bekämpfung der durch 
„reine Abfallmengen" verursachten Probleme wür-
den durch präzisere, differenziertere und damit 
schärfere Ausformung in Absatz 2 verbessert. Die 
Bundesregierung werde künftig zur Vermeidung 
oder Verringerung von Abfallmengen klare Ziele 
für Vermeidung, Verringerung oder Verwertung 
von Abfällen aus bestimmten Erzeugnissen Ziele 
festlegen und veröffentlichen. Mit der Festlegung 
derartiger Ziele, insbesondere für Verpackungen 
und Behältnisse, würden 

— den Beteiligten (Industrie, Handel und Verbrau-
cher) klare Handlungsvorgaben gegeben, der 
Wirtschaft es jedoch zunächst überlassen, die 
marktwirtschaftlich bestgeeigneten Maßnah-
men zu treffen, um die vorgegebenen Ziele in-
nerhalb der gesetzten Fristen zu erreichen, 

— damit die zu einer wirksamen Abfallvermeidung 
notwendige Mitwirkung der beteiligten Kreise 
stärker angeregt sowie deren Ideenreichtum 
und Innovationskraft besser erschlossen, 

— auch der in Artikel 3 der EG-Richtlinie vom 
27. Juni 1985 über Verpackungen für flüssige Le-
bensmittel aufgestellten Forderung nach Pro-
grammen der Mitgliedstaaten zur Reduzierung 
der Abfälle aus Getränkeverpackungen entspro-
chen. Der Bundesregierung würden darüber hin-
aus Ermächtigungen zum Erlaß weitreichender 
Verordnungen eingeräumt. Bereits die Verord-
nungsermächtigungen würden die beteiligten 
Branchen dazu anhalten, die Zielvorgaben der 
Bundesregierung auch zu erreichen; andernfalls 
etwa wenn es sich abzeichne oder von vornher-
ein klar sei, daß die Beteiligten die notwendige 
Abfallreduzierung, etwa durch Verpackungsma-
terial-Reduzierung, Gebrauch von Mehrwegver-
packungen oder Material-Recycling vor Abf all-
entsorgung mit ihren eigenen Maßnahmen nicht 
erreichen könnten oder wollten, würde die Bun-
desregierung auf dem Verordnungswege rasch 
eingreifen. 

16.2 

Seitens der Fraktion der SPD wurde die von den 
Koalitionsfraktionen vorgeschlagene Trennung in 
zwei Teile — einen die schadstoffhaltigen Abfälle 
und einen zweiten die Abfallmengen betreffend — 
als eine logische und einsichtige Aufteilung be-
grüßt. Gegenüber der weiteren Ausgestaltung des 
§ 14 in der vorgelegten Fassung wurde jedoch er-
hebliche Kritik geübt. In Absatz 1 seien unter Num-
mern 3 und 4 sehr weiche Formulierungen gewählt. 
Während nach dem Vorschlag der Koalitionsfrak-
tionen nur die Verpflichtung zur Einrichtung einer 
Rückgabemöglichkeit vorgegeben sei, sehe der Re-
gierungsentwurf die Verpflichtung zur Rücknahme 
vor. Ferner sollte die Erhebung eines Pfandes nicht 
alternativ aufgelistet, sondern Rücknahme- und 
Pfanderhebung aneinander gekoppelt werden. 
Wenn man wolle, daß etwa Batterien und Pflan-
zenschutzmittelbehälter zurückgebracht würden, 
müsse gleichzeitig ein Pflichtpfand vorgesehen 
werden. Die Bundesregierung habe in ihrer dem 
Ausschuß im Rahmen der Beratungen zugeleiteten 
Zusammenstellung der Bereiche, in denen nach 
Verabschiedung der Novelle Rechtsverordnungen 
erlassen werden müßten, entsprechende Vorschläge 
abgegeben. 

Zur Regelung der Mengenreduzierung in Absatz 2 
sei zu bezweifeln, daß die Bundesregierung gegen 
einen weiteren Ausbau des Einwegsystems und die 
Verhinderung der weiteren Zurückdrängung des 
Mehrwegsystems schneller wirksame Ergebnisse 
erziele, als wenn Rechtsverordnungen erlassen 
würden, die im Entwurf bereits konzipiert seien. 
Nach dem vorgelegten Regelungsvorschlag müßten 
erst langwierig Quotenvorgaben erarbeitet werden, 
bei denen dann offen sei, wer deren Einhaltung 
kontrolliere und wie diese Kontrolle zu bewerkstel-
ligen sei. Das heißt, daß der Bundesminister des 
Innern an der sofortigen Durchsetzung entspre-
chender Maßnahmen weiterhin gehindert sei, weil 
aufgrund des vorgelegten Regelungsvorschlages 
künftig zunächst die Erforderlichkeit für entspre-
chende Maßnahmen nachgewiesen werden müsse, 
das heißt, der Nachweis erbracht werden müsse, 
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daß die Ziele nicht erreichbar seien. Von daher sei 
es ein Widerspruch in sich, wenn behauptet werde, 
daß gewollt sei, die Verordnungen gleichzeitig zu 
erlassen. Wenn Verminderungs- und Vermeidungs-
ziele über einen bestimmten Zeitraum ausgehan-
delt würden, müsse abgewartet werden, ob sie er-
reichbar seien oder nicht. Erst wenn dies nicht der 
Fall sei, könnten entsprechende Verordnungen er-
lassen werden. Es sei zu befürchten, daß hier ein 
langjähriger Prozeß in Gang gesetzt werde, in dem 
im Hinblick auf die Mengenreduzierung der Abfäl-
le, namentlich der Verpackungsabfälle nichts ge-
schehe, das heißt, durch die vorgesehene Regelung 
für einen weiteren Ausbau des Einwegsystems und 
die Möglichkeit einer weiteren Zurückdrängung des 

 Mehrwegsystems ein zusätzlicher Zeitrahmen von 
vier bis fünf Jahren geschaffen werde. Insoweit sei 
an die bisherige Entwicklung zu erinnern. Mit den 
vorgesehenen Regelungen sei die Verpackungsla-
wine nicht zu stoppen. Die Reduzierung bei den 
Verpackungsabfällen würde durch die vorgelegte 
Regelung wahrscheinlich auf Jahre hinaus verzö-
gert, wenn nicht sogar völlig verschoben, weil in der 
Zwischenzeit die Entwicklung weitergehe. Daß der 
Anteil der Mehrwegverpackungen heute noch 
74,4 % betrage, sei nicht zuletzt auch darauf zurück-
zuführen, daß die Dosenhersteller und die großen 
Abfüller zugewartet hätten, weil bereits 1980 ein 
Entwurf zur Novellierung des Abf allbeseitigungsge-
setzes vorgelegt und erwartet worden sei, daß der 
Gesetzgeber handele. In kurzer Zeit werde der 
Punkt überschritten sein, an dem die Entwicklung 
nicht mehr rückgängig gemacht werden könne. Die 
öffentliche Diskussion während der Endphase des 
Beratungsverfahrens und die stürmischen Proteste 
des Brauerbundes sowie des Getränkegroßhandels 
resultierten aus dem Bewußtsein, daß mit den Re-
gelungsvorschlägen der Koalitionsfraktionen wei-
ter wirtschafts- und strukturpolitische Auswirkun-
gen verbunden seien. Die Entscheidungen über den 
Weg, den die Großabfüller und die Großhersteller 
gingen, würden in den nächsten Jahren getroffen, 
und zwar genau während der Zeit, während der der 
Bundesminister des Innern mit einer Vielzahl von 
Partnern um die Zielfestlegungen werde ringen 
müssen. Der Bundesminister des Innern würde sei-
tens der Fraktion der SPD voll unterstützt, wenn er 
auf die ursprüngliche Position zurückginge und die 
Verordnungen, deren Entwürfe erfreulicherweise 
und in einer begrüßenswerten Form bereits vorlä-
gen, sofort verabschieden wollte. Daran werde er 
jedoch durch die Ausformulierung des Gesetzestex-
tes gehindert. Richtig sei, daß die Problematik nicht 
auf die Frage der Einwegverpackungen im Geträn-
kebereich reduziert werden sollte. Da die gesamte 
Verpackungsproblematik jedoch nicht gleichzeitig 
gelöst werden könne, müsse in dem Bereich, in dem 
die Verpackungsflut besonders explodiert sei, ein 
Anfang gesetzt werden. Es werde nicht davon aus-
gegangen, daß das auf der Grundlage des Absatzes 
2 einzuleitende langwierige Verfahren eine völlig 
andere Entwicklung herbeiführen könne, als sie 
durch das im Regierungsentwurf vorgesehene In-
strument der Rechtsverordnung — wie sie etwa un-
ter Nummer 9 der vom Bundesminister des Innern 
vorgelegten Verordnungsentwürfe enthalten sei — 

möglich sei. Durch den Erlaß entsprechender 
Rechtsverordnungen würde auf dem Markt eine 
völlig andere Situation entstehen als durch die 
langjährige Festlegung von Verringerungszielen. 
Hervorzuheben sei ferner, daß in dem vorgelegten 
Regelungsvorschlag auch die sogenannte „Lex Aldi" 
gestrichen und den großen Handelsketten die Mög-
lichkeit gelassen werde, den Kunden durch die An-
bietung von nur Einwegverpackungen zu bevor-
munden. 

Ferner sei auf sprachliche Widersprüche zu verwei-
sen. In Absatz 2 Satz 1 werde ausgeführt, daß die 
Bundesregierung „zur Vermeidung oder Verringe-
rung von Abfallmengen" Ziele festlege. Im gleichen 
Satz werde jedoch von zu erreichenden Zielen „für 
Vermeidung, Verrringerung oder Verwertung" ge-
sprochen. Von daher ergebe sich die Frage, ob nur 
Vermeidungs- und Verringerungs- oder auch Ver-
wertungsziele festzulegen seien. 

Vor dem Hintergrund dieser Darlegungen hat die 
Fraktion der SPD beantragt, § 14 wie folgt zu fas-
sen: 

„§ 14 
Rücknahmepflichten, Kennzeichnungspflicht, 

getrennte Erfassung, Verpackung und 
Behältnisse, Ein- und Mehrweg, Pfanderhebung 

(1) Zur Verminderung des Abfallaufkommens, zur 
Erleichterung der Abfallverwertung und zur Ver-
meidung schädlicher Umwelteinwirkungen durch 
die Abfallbeseitigung sowie zur Verringerung der in 
Abfällen enthaltenen Schadstoffmengen bestimmt 
die Bundesregierung nach Anhörung der beteilig-
ten Kreise mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung, daß 

1. Abfälle, die wegen ihres Schadstoffgehalts ... 
(Fassung der Bundesregierung bis Ende der 
Nummer 1), 

2. die Hersteller und Vertreiber bestimmter Er-
zeugnisse ... (weiter bis Nummer 2 Ende), 

3. bestimmte Erzeugnisse nur mit einer Kenn-
zeichnung in Verkehr gebracht werden dürfen, 
die sie als ,schadstoffhaltig kenntlich macht und 
auf eine geordnete Beseitigung, Verwertung 
oder Rückgabe an Hersteller und Vertreiber hin-
weist, 

4. bestimmte Verpackungen, Behältnisse und Ge-
binde 

a) nur für bestimmte Zwecke oder nicht ... (wei-
ter bis Buchstabe a Ende), 

b) nur bei Verpflichtung zur Rücknahme nach 
Gebrauch und bei Erhebung eines Pfandes in 
Verkehr gebracht werden dürfen, wenn sie 
wiederverwendbar sind (der letzte Halbsatz 
Buchstabe b entfällt), 

c) nur in einheitlicher und normierter Form in 
Verkehr gebracht werden dürfen, 

5. Ein- und Mehrwegbehältnisse als solche ge-
kennzeichnet werden müssen. Mehrwegbehält- 
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nisse im Sinne dieser Vorschriften sind Behält-
nisse, die zur Wiederbefüllung vorgesehen sind; 
alle übrigen Behältnisse sind Einwegbehält-
nisse, 

6. bestimmte Erzeugnisse in Ladengeschäften des 
Einzelhandels auch in Mehrwegbehältnissen im 
Sinne von § 14 Abs. 1 Nr. 5 Satz 2, feilgehalten 
werden und abgegeben werden; hierbei kann 
vorgeschrieben werden, in welcher Menge diese 
Erzeugnisse mindestens zu bevorraten und an-
zubieten sind, 

7. Verpackungen und Behältnisse in der Wahl der 
Materialien und in der Art der Zusammenset-
zung so beschaffen sein müssen, daß die Verwer-
tung nicht beeinträchtigt wird (keine Verbund-
materialien), 

8. bestimmte Verpackungsmaterialien, die die Um-
welt in besonderem Maße belasten oder bei de-
ren Beseitigung besondere Belastungen und Ge-
fahren für die Umwelt entstehen und die heute 
bereits durch umweltverträgliche Stoffe ersetzt 
werden können, verboten werden, 

(2) bleibt in der Regierungsfassung." 

Dieser Antrag war mit Mehrheit seitens der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tionsfraktionen abgelehnt worden. 

Im Anschluß daran hatte die Fraktion der SPD zu 
der vorgelegten Fassung des § 14 folgende Ände-
rungsanträge gestellt: 

— Absatz 1 Satz 3 sollte lauten: 

„Vertreiber, Hersteller und Importeure bestimm-
ter Erzeugnisse verpflichtet sind, diese nur bei 
Nachweis einer kostenlosen Rückgabemöglich-
keit ...". Zur Erläuterung war darauf hingewie-
sen worden, daß entsprechend dem Text in Ab-
satz 1 Nr. 1 auch in Absatz 1 Nr. 3 die Hersteller 
genannt werden sollten. 

— Absatz 2 Satz 1 und 2 sollten gestrichen werden 
und Satz 3 folgende Fassung erhalten: 

„Zur Vermeidung und Verringerung von Abfall-
mengen erläßt die Bundesregierung nach Anhö-
rung ..." Dazu war darauf hingewiesen worden, 
daß dies auch dem Petitum der kommunalen 
Spitzenverbände entspreche. Im Rahmen der 
Anhörung am 11. April 1986 seien auch große 
Zweifel geäußert worden, ob die Sätze 1 und 2 in 
Absatz 2 den Anforderungen, die an eine hinrei-
chende Bestimmtheit gesetzlicher Vorgaben zu 
stellen seien, genügten. 

— In Absatz 2 sollte unter Nummer 1 nach den 
Worten „in bestimmter Weise zu kennzeichnen 
sind," angefügt werden, „insbesondere sind Ein-
und Mehrwegverpackungen als solche zu kenn-
zeichnen." Dazu war angemerkt worden, daß der 
Antrag auf einen Vorschlag aus der Anhörung 
am 11. April 1986 zurückgehe. Dadurch solle 
klargestellt werden, daß nicht nur Verpackun-
gen und Behältnisse mit schadstoffhaltigen Er-
zeugnissen, sondern alle Einweg- und Mehrweg-
verpackungen als solche zu kennzeichnen seien. 

Dies sei auch der erklärte Wille der Bundesre-
gierung gewesen. Ferner sei im Rahmen der An-
hörung darauf hingewiesen worden, daß die 
Kennzeichnung Voraussetzung für die Festle-
gung von Quoten zur Verringerung und zur Ver-
meidung seien. Wenn keine klare Erfassung des-
sen vorliege, was auf dem Markt sei, könnten 
schlecht Ziele gesetzt werden. 

Als Nummer 6 in Absatz 2 sollte die Verpflich-
tung zum Mehrwegangebot (Lex Aldi) in der 
Fassung des Bundesratstextes eingefügt wer-
den. An der Forderung nach Einführung einer 
„Lex Aldi" werde festgehalten. 

— Von den Forderungen ihres Antrages in Druck-
sache 10/2601 würde und wolle die Fraktion der 
SPD in keiner Weise abweichen. Diese seien zu 
unterstreichen. Die Forderung auf Festlegung 
von entsprechenden Zielen sei jedoch nicht dar-
auf gerichtet, eine entsprechende Vorgabe in das 
Gesetz aufzunehmen und vor allem nicht so, daß 
dann aufgrund dieser gesetzlichen Regelung so-
fortige konkrete Maßnahmen verhindert wür-
den. Diese Zielvorgaben könnten etwa dadurch 
festgelegt werden, daß das Abfallwirtschafts-
programm aus dem Jahre 1975 fortgeschrieben 
werde. Dies sei auch im Rahmen der Anhörung 
von Sachverständigen aus vorgeschlagen wor-
den. Die Koalitionsfraktionen nähmen demge-
genüber eine entsprechende Regelung in das 
Gesetz und verhinderten dadurch die sofortige 
Einleitung konkreter Maßnahmen. Die Fraktion 
der SPD sehe den Vorschlag der Koalitionsfrak-
tionen nicht als praktikabel an und unterstütze 
daher mit ihren Änderungsanträgen den frühe-
ren Vorschlag des Bundesministers des Innern, 
damit dieser sofort in bezug auf die schadstoff-
haltigen Abfälle und die Mengenreduzierung tä-
tig werden könne. 

Ferner sollte in einem neuen § 14 a eine Einweg-
und Schadstoffabgabe geregelt werden. Diese 
Vorschrift sollte folgende Fassung erhalten: 

„§ 14a 
Abgaben 

(1) Auf Einwegbehältnisse für Bier und Erfri-
schungsgetränke wird eine Einwegabgabe oder 
Sondersteuer erhoben, die nach der Umweltver-
träglichkeit der verwendeten Verpackungsmate-
rialien zu staffeln ist. Das Nähere regelt eine 
Rechtsverordnung. 

(2) Auf Erzeugnisse, die besonders toxische 
Stoffe enthalten oder durch deren Beseitigung 
besonders toxische Stoffe entstehen, wird eine 
nach Art und Umfang des Gefährdungspotenti-
als gestaffelte Schadstoffabgabe erhoben. Das 
Nähere regelt eine Rechtsverordnung." 

Dazu war angemerkt worden, daß im Rahmen einer 
sorgfältigen Debatte über die Instrumente zur Men-
genreduzierung das Petitum der Fraktion der SPD 
eher dahin gegangen wäre, nicht das Instrument 
des Pflichtpfandes sondern das Instrument einer 
Einwegabgabe oder einer Sondersteuer vorzusehen. 
Die im Rahmen der Anhörung am 11. April 1986 
erwähnte Studie des Umweltbundesamtes über 
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„Verpackungen für Getränke; staatliche Regelun-
gen im Ausland und ihre Übertragbarkeit auf die 
Bundesrepublik Deutschland” habe ebenfalls bestä-
tigt, daß das Instrument der Abgabe bzw. Steuer im 
Vergleich zu dem im Regierungsentwurf vorgesehe-
nen Zwangspfand wirksamer sei. Demgegenüber 
gehe die vorgelegte Fassung zu § 14 auf das 
schwächste Instrument zurück. 

Zur Begründung der vorgeschlagenen Vorschrift 
wurde darauf hingewiesen, daß eine eigene, neue 
Vorschrift erforderlich sei, da Abgabenlösungen 
bisher nicht im Gesetz vorgesehen seien. Es ent-
spreche der Grundtendenz des Gesetzentwurfs, das 
weitere Vordringen von Einwegverpackungen ins-
besondere im Getränkebereich zu verhindern und 
den Schadstoffgehalt in Abfällen zu vermindern. 
Deshalb seien entsprechende Regelungen erforder-
lich. 

Zu Absatz 1 sei namentlich anzumerken, daß die 
Einwegabgabe zur Verteuerung der in Einwegbe-
hältnissen angebotenen Getränke führen und da-
durch dem Abbau des Mehrwegsystems entgegen-
wirken solle. Die Höhe der Abgabe müsse so bemes-
sen sein, daß sie mindestens die Entsorgungskosten 
für die Einwegbehälter abdecke. Trotz ständig er-
neuter freiwilliger Absprachen mit der Industrie sei 
die Zahl der Einwegverpackungen bei Bier, Mine-
ralwasser, kohlensäurehaltigen und kohlensäure-
freien Erfrischungsgetränken von 1970 bis 1983 auf 
das Vierfache gestiegen, von ca. 2 Milliarden auf 
über 8 Milliarden Stück pro Jahr. Zu Absatz 2 sei 
hervorzuheben, daß der Aufbau einer Recycling-
wirtschaft, die möglichst alle wiederverwertbaren 
Abfälle in den Wirtschaftskreislauf zurückführe, 
einschließlich der Kompostierung, nur dann durch-
führbar sei, wenn 

a) die Schadstoffanteile in Produkten und soweit 
wie möglich reduziert würden und 

b) die noch vorhandenen schadstoffhaltigen Pro-
dukte, sobald sie zu Abfällen würden, vom übri-
gen Müll getrennt und gesondert behandelt 
würden. 

16.3 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN war gegenüber 
Absatz 1 der vorgelegten Fassung eingewandt wor-
den, daß darin von schädlichen Stoffen gesprochen 
werde, ohne daß dieser Begriff in den Regelungs-
vorschlägen genauer definiert sei. Hier fehle es an 
Rechtsklarheit. Ferner werde die Vermeidung im 
Rahmen der Abfolge an die erste Stelle gesetzt, 
obgleich nicht diese, sondern die Eindämmung der 
Abfälle das Wichtigste sei. Die Fraktion DIE 
GRÜNEN plädiere außerdem sowohl für die Kenn-
zeichnung als auch für die Rücknahmeverpflich-
tung und eine Koppelung. Außerdem schlage sie 
vor, in § 14 Abs. 1 Nr. 4 nach dem Wort „Aufwand" 
die Worte „nach dem Stand der Technik" einzufü-
gen. 

In bezug auf die Regelungsvorgaben in Absatz 2 
werde befürchtet, daß mit den beteiligten Kreisen 
ohne Beteiligung der Umweltverbände unter Beein

-

flussung durch die Industrieverbände die Zielvorga-
ben erarbeitet würden. Dann würden bestimmte 
Ziele innerhalb einer bestimmten Frist vorgegeben 
und diese dann nicht berücksichtigt. Die Bundesre-
gierung werde dann erst die Einhaltung der Ziele 
prüfen und daraufhin wieder die beteiligten Kreise 
zur Erarbeitung einer Verordnung anhören. Bei ei-
ner derartigen Entwicklung könne es dazu kom-
men, daß sich der Erlaß entsprechender Rechtsver-
ordnungen über Jahre hinauszögere und der Anteil 
bei Einwegprodukten in dieser Zeit so groß gewor-
den sei, daß aus wirtschaftlichen Gründen nicht 
mehr Einhalt geboten werden könne. Eine im Rah-
men der Anhörung am 11. April 1986 erwähnte Stu-
die des Umweltbundesamtes über „Verpackungen 
für Getränke; staatliche Regelungen im Ausland 
und ihre Übertragbarkeit auf die Bundesrepublik 
Deutschland", die gegenwärtig vom Umweltbundes-
amt überarbeitet werde, gebe deutlich den Anträ-
gen der Oppositionsfraktionen recht. Daraus ergebe 
sich ganz deutlich, daß keine Zeit mehr verloren 
werden dürfe, wenn sich das bestehende Marktsy-
stem nicht zu Lasten des Mehrwegsystemes verän-
dern solle. Die Vorgaben in Absatz 2 seien zu vage. 
Wenn die Bundesregierung tatsächlich Maßnah-
men ergreifen wolle, sei die Frage aufzuwerfen, 
warum nicht entsprechende Vorgaben im Gesetzes-
text beibehalten werden sollten. Diese vagen Vorga-
ben würden von den mittelständischen Betrieben, 
bei denen 80 000 Arbeitsplätze in Gefahr seien, mit 
größter Sorge betrachtet. Die Entwicklung sei auf 
der Grundlage dieser vorgelegten Regelung davon 
gekennzeichnet, daß ein Mehrwegsystem in der 
Bundesrepublik Deutschland keine Chance mehr 
haben werde. 

16.4 

Seitens der Bundesregierung war zu den Darlegun-
gen der Oppositionsfraktionen hervorgehoben wor-
den, daß deren Darstellungen wenig Bezug zur tat-
sächlichen Ausgestaltung der vorgelegten Regelung 
des § 14 hätten. Die von der Bundesregierung im 
Regierungsentwurf verlangten Instrumente seien 
in dieser Regelung alle enthalten, teilweise sogar 
schärfer gefaßt. Die Argumentation der Opposi-
tionsfraktionen zu Absatz 2 verkenne die Tragweite 
dieser Regelung. Der Erlaß von Rechtsverordnun-
gen sei nicht davon abhängig, daß zuvor Ziele fest-
gelegt würden und die Nichterreichung der Ziele 
nachgewiesen werde. Die Bundesregierung könne 
— wenn etwa die Beteiligten die Ziele ignorierten 
und keinerlei Vorkehrungen zur Zielerreichung trä-
fen — sofort eine Rechtsverordnung erlassen. Die 
Befürchtung, daß dies zu lange dauere, sei nicht 
berechtigt. Die Ziele seien weder Verordnung noch 
Vereinbarungen, sondern es handele sich um ein-
seitig von der Bundesregierung festzulegende Ziele, 
etwa zum Verhältnis der Einweg- und Mehrwegver-
packungen sowie zu Recyclingquoten. Das heißt, die 
Bundesregierung lege selbst die Ziele nach Gesprä-
chen mit den beteiligten Kreisen fest. Auch daß zur 
Festlegung der Ziele mit einer unübersehbaren 
Zahl von Betroffenen verhandelt werden müßte, sei 
eine Behauptung, die weit von der Realität entfernt 
sei. Die Bundesregierung werde mit den Verbänden 
sprechen und anschließend die Ziele festlegen, was 
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relativ schnell, das heißt, noch in diesem Jahr erfol-
gen könne. Das bedeutet, es sei gerade nicht so, daß 
erst Ziele gesetzt werden müßten, jahrelang zuge-
wartet werden müßte, um zu überprüfen, ob die 
Ziele erreicht würden und dann erst die Verordnun-
gen ergehen könnten. Der vorliegende Text des § 14 
sehe vor, daß die Bundesregierung jederzeit han-
deln könne, wenn es erforderlich sei, insbesondere 
soweit Zielfestlegungen nicht erreichbar seien. Nur 
wenn statt dessen der Text lauten würde „nicht 
erreicht werden" könnte eine Interpretation mög-
lich sein, die davon ausgehe, daß abgewartet wer-
den müßte, ob die Zielvorgaben tatsächlich nicht 
erreicht würden. Nach dem jetzigen Gesetzestext 
könne jedoch bereits im voraus abgeschätzt wer-
den, ob Zielvorgaben überhaupt einen bestimmten 
Erfolg erreichen könnten und wenn dies nicht der 
Fall sei, könne die Bundesregierung sofort handeln 
und von dem übrigen Instrumentarium des § 14 
Abs. 2 Gebrauch machen. Im Rahmen der Zielfestle-
gung könne die Bundesregierung auch Mehrwegan-
teile vorgeben. Hinter den Zielvorgaben stehe auf 
der Grundlage des Regelungstextes der Druck, daß 
die Verordnungen erlassen würden. Im Hinblick auf 
den dargelegten Gehalt des Absatzes 2 sei ein Ein-
bruch oder gar ein Verlust des Mehrwegsystems 
nicht zu befürchten, da die Möglichkeiten zur Stüt-
zung aufgrund der Regelungsvorschläge gegeben 
seien. Die gesamten Befürchtungen, die bedauerli-
cherweise in der Presse verbreitet würden, seien 
völlig aus der Luft gegriffen und könnten kontra-
produktive Wirkungen entfalten. 

Eine „Lex Aldi", die in der Regierungsvorlage nicht 
enthalten gewesen sei, stelle eine sehr schwierige 
Problematik dar und sei nicht praktikabel. Deswe-
gen sei im zur Beschlußfassung vorgelegten Text 
des § 14 von einer entsprechenden Regelung abge-
sehen worden. Mit den im Regelungsvorschlag zu 
§ 14 enthaltenen Instrumentarien werde die Bun-
desregierung das Mehrwegsystem mit Sicherheit 
stützen. 

16.5 

Die Koalitionsfraktionen haben sich entschieden 
gegen die Ausführungen der Oppositionsfraktionen 
gewandt. 

Grundlegend war dabei zum Regelungsgehalt un-
terstrichen worden, daß sich in bezug auf die Ver-
ordnungsermächtigung in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 im 
Verhältnis zum Regierungsentwurf nichts geändert 
habe. Die Bundesregierung sei aufgefordert, eine 
entsprechende Verordnung zu erlassen. In Absatz 2 
der vorgelegten Fassung sei vorgesehen, daß die 
Mengenproblematik — anders als im Regierungs-
entwurf — gesondert geregelt werden solle. Die 
Bundesregierung solle insoweit beauftragt werden, 
zur Vermeidung oder Verringerung von Abf allmen-
gen nach Anhörung der beteiligten Kreise binnen 
angemessener Frist zu erreichende Ziele für die 
Vermeidung, Verringerung oder Verwertung von 
Abfällen aus bestimmten Erzeugnissen festzulegen 
und dies durch Veröffentlichung im Bundesanzei-
ger transparent zu machen. Dies entspreche auch 
ähnlichen Formulierungen im EG-Bereich. Unab

-

hängig davon könne die Bundesregierung — soweit 
zur Vermeidung oder Verringerung von Abf allmen-
gen erforderlich — Rechtsverordnungen mit dem in 
den einzelnen Nummern des Absatzes 2 vorgegebe-
nen Inhalt erlassen, insbesondere dann, wenn die 
Zielfestlegungen nach Satz 1 nicht erreichbar seien. 
Die Festlegung der Ziele werde den benötigten 
Schub in der Entwicklung geben. Bei dieser von den 
Koalitionsfraktionen vorgeschlagenen Lösung sei 
das Kooperationsprinzip besonders herausgestellt. 
Dies sei ein ganz neuer Weg, durch den die Ent-
wicklung im angestrebten Sinne gegenüber den be-
teiligten Kreisen vorangetrieben werde. Die Bun-
desregierung könne jetzt unabhängig vom Instru-
mentarium der Verordnung Vorgaben setzen. Die 
vorgeschlagenen Lösungen gingen auf Anregung 
von Umweltfachleuten zurück. Durch die vorgese-
hene Regelung sei die Situation gegenüber der bis-
herigen Rechtslage völlig anders. Die notwendigen 
Instrumente, die bisher nicht zur Verfügung gestan-
den hätten, könnten sofort eingesetzt werden. Die 
Lage sei dadurch völlig verändert. Die Koalitions-
fraktionen erwarteten, daß auf diesem Weg wesent-
lich schneller Erfolge erzielt würden, als durch 
Rechtsverordnungen, die irgendwann erlassen wür-
den und das Problem gegenwärtig überhaupt nicht 
lösen könnten. Bisher habe die Möglichkeit bestan-
den, sich staatlichen Forderungen in bezug auf die 
Mehrwegverpackungen zu entziehen, weil kein aus-
reichendes rechtliches Instrumentarium vorgelegen 
habe. Auf der Grundlage der Koalitionsvorschläge 
könne die Entwicklung im positiven Sinne beein-
flußt werden, da jetzt darauf hingewiesen werden 
könne, daß die Ermächtigungen da seien und davon 
Gebrauch gemacht werde. Es sei notwendig, sich 
auch neuen Überlegungen, wie der Festlegung von 
Verringerungszielen zu öffnen, anstatt eine allge-
meine Verordnung zu verabschieden, deren Wir-
kung überhaupt niemand kenne oder deren Wir-
kung zumindest nicht so quantifiziert werden kön-
ne, wie dies von der Bundesregierung verlangt wer-
de. Das Gerede über die Gefährdung von 80 000 Ar-
beitsplätzen sei völlig falsch und aus der Luft ge-
griffen. Dies würde eine Situation voraussetzen, die 
der Bundesminister des Innern aufgrund der ge-
setzlichen Vorgaben nach dem Willen des Gesetzge-
bers nicht eintreten lassen dürfe. 

Der Fraktion der SPD sei vorzuwerfen, daß sie wäh-
rend des Beratungsverfahrens keine Gelegenheit 
ausgelassen habe, alle Beteiligten ganz stark zu 
verunsichern und Behauptungen über den Inhalt 
der Regelungsvorschläge der Koalitionsfraktionen 
aufzustellen, die darin nicht enthalten seien. Inso-
weit sei noch ein gerüttelt Maß an Darstellungen 
seitens der Koalitionsfraktionen notwendig, um 
diese teilweise schwierigen Polemisierungen und 
Diffamierungen wieder auszugleichen. Dies sei vor 
allem dann unverständlich, wenn die in diesen Pole-
misierungen zum Ausdruck kommende Haltung 
eine Negierung des Antrags der eigenen Fraktion 
in Drucksache 10/2601 bedeute. In diesem Antrag 
solle die Bundesregierung aufgefordert werden, un-
ter anderem für die weitere Entwicklung der Abfall-
wirtschaft quantitative Zielwerte vorzugeben, die in 
bestimmten Zeiträumen erreicht werden müßten, 
zum Beispiel Minderung des Anfalls von Müll durch 
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Vermeidungsstrategien bis 1990 um 20 %, Erhöhung 
der Verwertungsquote von Wertstoffen und Korn-
post bis 1990 auf 50 % bzw. differenziert nach einzel-
nen Wertstoffen. Dies sichere nach der Darlegung 
der Fraktion der SPD in ihrem Antrag die Umwelt 
und helfe der Wirtschaft, langfristig zu planen. 
Ferner werde unter Nummer 4 des Antrages in 
Drucksache 10/2601 ausgeführt, daß dann, wenn es 
sich zeigen sollte, daß die Zielwerte nicht eingehal-
ten würden, wie zum Beispiel bei Einwegverpak-
kungen, unverzüglich schärfere Instrumente anzu-
wenden seien. In dem von den Koalitionsfraktionen 
vorgelegten Text des Absatzes 2 werde nichts ande-
res getan, als diese Anregungen im Antrag der 
Fraktion der SPD aufzugreifen, während seitens 
der Fraktion der SPD dies dadurch konterkariert 
werde, daß gegen gerade diese Vorschläge polemi-
siert werde. Es sei ein Irrtum, wenn behauptet wer-
de, daß zunächst fünf Jahre abgewartet werden 
müßte, bis Verordnungen erlassen werden könnten. 
Das Gegenteil sei der Fall. Es bestehe die Möglich-
keit, parallel Rechtsverordnungen zu erlassen, und 
die Bundesregierung werde dies auch tun. So sei 
davon auszugehen, daß etwa die Kennzeichnungs-
pflicht unabhängig von der Festlegung der Ziele im 
Rahmen einer Rechtsverordnung sehr rasch vorge-
geben werde, da die Zielvorgaben nicht unbedingt 
etwas mit der Kennzeichnung zu tun hätten. Die 
Darstellungen der Fraktion der SPD im Rahmen 
der öffentlichen Diskussion seien kontraproduktiv, 
weil dadurch der Eindruck erweckt werde, daß jah-
relang zugewartet würde, so daß die entsprechen-
den Unternehmen dazu veranlaßt werden könnten, 
derartige Behauptungen zu glauben und sich ent-
sprechend zu verhalten. Die Koalitionsfraktionen 
seien der Auffassung, daß ausgewogen gehandelt 
und die Möglichkeiten der Verordnungsermächti-
gungen voll ausgeschöpft werden müßten. Gleich-
zeitig werde durch die Veröffentlichung der Ziele 
im Bundesanzeiger, die gerade auch von der Frak-
tion der SPD in Drucksache 10/2601 gefordert wür-
den, Transparenz gewährleistet. Es bestehe zudem 
auch die Chance, daß die Bundesregierung durch 
Zielvorgaben Impulse für die Produzenten be-
stimmter Verpackungen gebe. Es werde darauf ge-
drängt, daß die Bundesregierung die Ziele rasch 
festlege. Dadurch sei mehr Sicherheit gegeben, als 
durch die Ankündigung einer Rechtsverordnung, 
die in einigen Monaten verabschiedet würde. Ein 
Ziel, das sofort fixiert werde, setze dynamische Pro-
zesse in Gang. Festzuhalten sei, daß es zwischen 
dem Bundesminister des Innern und den Koali-
tionsfraktionen in bezug auf die Ausgestaltung des 
§ 14 keinerlei Dissens gebe, weil sowohl die Koali-
tionsfraktionen als auch der Bundesminister des 
Innern davon ausgingen, daß diese Vorschläge eine 
sinnvolle Regelung darstellten. Die Bundesregie-
rung werde die in § 14 vorgegebenen Möglichkeiten 
voll nutzen. Grundlegend sei ferner davon abzura-
ten, die gesamte Abfallproblematik unter dem 
Aspekt der Einwegverpackungen zu betrachten, so 
wichtig dieses Problem auch sei. 

In bezug auf den Hinweis seitens der Fraktion DIE 
GRÜNEN zur Vermeidung sei daran zu erinnern, 
daß diese in § 1 a geregelt sei. 

16.6 

Die Änderungsvorschläge der Fraktion der SPD zu 
§ 14 sowie der Vorschlag auf Einfügung eines § 14 a 
wurden jeweils mit Mehrheit seitens der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tionsfraktionen abgelehnt und § 14 in der vorgeleg-
ten Fassung mit dem gleichen Stimmenverhältnis 
angenommen. 

17. Zu § 16 

Zur Begründung, der dem Vorschlag im Regierungs-
entwurf entsprechenden Einfügung ist auf die Be-
gründung unter Artikel 1 Nr. 12 in Drucksache 
10/2285 zu verweisen. 

Seitens der Fraktion der SPD war insoweit im Rah-
men der Beratungen ein Petitum der kommunalen 
Spitzenverbände aufgegriffen worden, wonach 
diese dafür plädiert hatten, sie im Rahmen der Auf-
listung der beteiligten Kreise zu erwähnen. Zur Be-
gründung war seitens der kommunalen Spitzenver-
bände vorgetragen worden, daß diese zwar auf-
grund der gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesregierung ein Mitwirkungsrecht hätten, das 
sich auch auf diesen Bereich erstrecke. Es seien 
jedoch auch ausdrücklich die obersten Landesbe-
hörden in der vorgesehenen Einfügung benannt, die 
ebenfalls ein Mitwirkungsrecht hätten, das verfas-
sungsrechtlich wesentlich stärker ausgeprägt sei, 
als dasjenige der kommunalen Spitzenverbände. 
Über den Bundesrat hätten die Länder ein verfas-
sungsmäßiges Mitwirkungsrecht, das weit über die 
Anhörung der beteiligten Kreise hinausgehe. Die 
gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesregie-
rung sehe auch eine sehr frühzeitige Beteiligung 
der zuständigen Länderministerien vor. Die Auf-
nahme der Länder in § 16 sei daher nicht nur unnö-
tig, sondern auch mißverständlich. Demgegenüber 
wäre es dringend erwünscht, wenn die beseiti-
gungspflichtigen Körperschaften in die beteiligten 
„Kreise" aufgenommen werden könnten. Die von 
ihnen einzubringenden praktischen Erfahrungen 
könnten der Qualität der zu erlassenden Regelun-
gen fördernd entgegenkommen. Da die obersten 
Landesbehörden ebenso wie der zuständige Bun-
desminister, nicht selbst mit der Durchführung der 
Abfallbeseitigung befaßt seien, könnten sie, anders 
als die Vertreter der beseitigungspflichtigen Kör-
perschaften selbst, nur abgeleitete Erfahrungen 
einbringen. 

Seitens der Bundesregierung war dazu erklärt wor-
den, daß die vorgesehene Einfügung ähnlichen all-
gemeinen Regelungen in anderen Gesetzen ent-
spreche. Die kommunalen Spitzenverbände würden 
unabhängig von jeder gesetzlichen Regelung im 
Rahmen der Festlegung entsprechender Rechtsver-
ordnungen und allgemeiner Verwaltungsvorschrif-
ten immer gehört, so daß dem Wunsch der kommu-
nalen Spitzenverbände in der Realität Rechnung 
getragen werde. Im Hinblick auf die erwähnten 
gleichgelagerten Regelungen in anderen Gesetzen 
sollte die mit dem Petitum der kommunalen Spit-
zenverbände aufgeworfene Frage einmal insgesamt 
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in allen relevanten Vorschriften gleichgelagert und 
nicht an dieser Stelle isoliert geregelt werden. Dies 
könnte ansonsten dazu führen, daß bei Nennung 
der kommunalen Spitzenverbände in dieser Vol

-

schrift in den entsprechenden Regelungen anderer 
Gesetze die Schlußfolgerung gezogen werden könn-
te, daß die kommunalen Spitzenverbände dort nicht 
zu den beteiligten Kreisen gehörten, weil sie nicht 
ausdrücklich genannt seien. Die Bundesregierung 
werde im übrigen ihre bewährte Praxis fortsetzen, 
die kommunalen Spitzenverbände anzuhören und 
sehe deswegen keine Veranlassung, an dieser Stelle 
eine isolierte, anders gelagerte Regelung wie in an-
deren Gesetzen zu treffen. 

Die Koalitionsfraktionen haben sich der Auffas-
sung der Bundesregierung angeschlossen und den 
Antrag der Fraktion der SPD mit Mehrheit gegen 
die Stimmen der Oppositionsfraktionen abgelehnt. 

§ 16 hat der Ausschuß einvernehmlich bei Enthal-
tung seitens der Oppositionsfraktionen zuge-
stimmt. 

18. Zu § 18 

Die vorausgegangenen Änderungen, namentlich die 
Einfügungen der §§ 5 a und b, des Absatzes 3 in § 10 
und des Absatzes 2 in § 7 Abs. 2 Satz 2 machen die 
Folgeänderungen erforderlich, damit die notwen-
dige Bußgeldbewehrung auf die entsprechenden 
Tatbestände in § 5 a Abs. 2 Satz 2 Nr. 1, § 5 b Satz 1 
und § 10 Abs. 3 erstreckt und in § 7 unverändert 
erhalten bleibt. 

19. Zu § 30 

19.1 

Ergänzend zu den Ausführungen unter Nummer 
3.2.5 ist insoweit anzumerken, daß die Kostenzu-
schüsse deswegen weiterhin in der vorgesehenen 
Übergangszeit gezahlt werden sollen, weil dadurch 
der Übergang der Altölentsorgung auf das nach 
dem Abfallgesetz übliche Verursacherprinzip abge-
sichert werden soll. 

19.2 

Zur Notwendigkeit der vorgesehenen Anhebung 
der Abgabe wurde seitens der Bundesregierung 
darauf hingewiesen, daß 1982 im Einvernehmen mit 
den Altölbeseitigungsunternehmen der stufenweise 
vollständige Abbau der Kostenzuschüsse von 1983 
8 DM pro 100 kg bis zum 31. Dezember 1990 be-
schlossen worden sei. 1986 würden nach diesem Mo-
dell noch 5 DM pro 100 kg Zuschuß gezahlt. Bei der 
damaligen Abbauregelung sei vorgesehen worden, 
daß bei einer wesentlichen Veränderung der Um-
stände eine erneute Kosten- und Ertragsprüfung er-
folgen sollte, um die Altölbeseitigung sicherzustel-
len. Auf Antrag der Altölaufarbeitungsunterneh-
men habe das Bundesamt für gewerbliche Wirt-
schaft die Treuarbeit beauftragt, die Kosten und 
Ertragslage der Unternehmen im Jahre 1986 zu 

überprüfen. Erste Eckdaten dieser Überprüfung er-
gäben: 

— 1985 sei die Wirtschaftlichkeit der Altölaufarbei-
tung noch gewährleistet gewesen. 

— 1986 würden sich — unter der Annahme, daß 
sich das gegenwärtige niedrige Preisniveau für 
Mineralölprodukte fortsetze — ungedeckte Ko-
sten der Altölaufarbeitung in Höhe von insge-
samt über 50 Millionen DM ergeben. 

— Unterstelle man, daß sich die sonstigen wirt-
schaftlichen Bedingungen der Altölaufarbeitung 
nicht veränderten, so würde sich hieraus ein Zu-
schußbedarf von ca. 16 bis 18 DM pro 100 kg er-
geben. 

— Um einen solchen Zuschußbedarf zu decken, sei 
für die Übergangszeit, die den Unternehmen zur 
Anpassung an das neue Altölrecht gewährt wer-
den müsse, eine Erhöhung der Altölausgleichs-
abgabe auf 20 DM pro 100 kg erforderlich. 

Die Höhe der Ausgleichsabgabe ergebe sich daraus, 
daß bei einem unterstellten Inkrafttreten der No-
velle zum Abfallgesetz am 1. November 1986 mit 
Einnahmen aus der Abgabe nicht vor Dezember 
1986 zu rechnen wäre. Dieser zeitliche Verzöge-
rungseffekt führe bei einer Erhöhung des Zuschuß-
betrages zu einem schnellen Abfließen der Fonds-
mittel, das nur durch eine vorübergehende überpro-
portionale Erhöhung der Abgabe ausgeglichen wer-
den könne. 

Die drastische Erhöhung des Zuschuß-Satzes, die 
sich aufgrund des noch geltenden Altölgesetzes er-
gebe, solle nur zur kurzfristigen Anpassung an das 
neue Altölrecht vorgenommen werden; mit ihr solle 
verhindert werden, daß der Übergang von einer 
durch staatliche Zuschüsse subventionierten Altöl-
entsorgung zu einer vom Verursacher/Altölbesitzer 
zu bezahlenden Entsorgung zum Zusammenbruch 
gegenwärtig bestehender, kurzfristig nicht ersetz-
barer Strukturen führen. 

Es sei beabsichtigt, den Zuschuß ab 1987 bis zu sei-
nem Auslaufen am 31. Dezember 1989 in Stufen ab-
zubauen, um auf diese Weise den Altölentsorgern 
den Übergang auf Kostendeckung durch von den 
Altölbesitzern je nach Qualität der Altöle zu zah-
lende Entgelte zu ermöglichen. 

19.3 

Im Hinblick auf die Regelung in Absatz 4 — wonach 
ebenfalls bis zum 31. Dezember 1989 die mit dem 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft abgeschlos-
senen Verträge über die Abholung von Altölen als 
Beförderungsgenehmigungen nach § 12 gelten — 
hat  der Ausschuß die Frage erörtert, ob Bedenken 
dagegen bestehen, auch insoweit eine Frist bis 1989 
vorzusehen. Dies wurde verneint. Zur Begründung 
war auf die sich anschließende Regelung in Ab-
satz 4 verwiesen worden, wonach derjenige, der Alt-
öle einsammele oder befördere, dies der zuständi-
gen Behörde unter Vorlage des mit dem Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft abgeschlossenen Ver-
trages inerhalb von drei Monaten nach Inkrafttre- 
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ten des Gesetzes anzeigen müsse. Im Hinblick dar-
auf sei auch bei einer Übergangsregelung bis 1989 
eine Kontrolle gegeben. Zwar würden die bestehen-
den Verträge dann bis 1989 gelten; dies müsse aller-
dings dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des 
Gesetzes angezeigt werden. Wer neu in diesem Be-
reich tätig werde, benötige demgegenüber eine Ge-
nehmigung der zuständigen Behörde. Wenn sich ein 
Sammler gesetzeswidrig verhalte, sei für die zu-
ständige Behörde auch jede Handhabe gegeben. 
Wenn sich ein Sammler gesetzeskonform verhalte, 
brauche demgegenüber keine Möglichkeit des Ein-
schreitens gegeben zu sein. Dann könne die Sam-
meltägigkeit wie bisher ausgeübt werden. Von da-
her ergäben sich gegen eine Übergangsfrist bis 1989 
keine Bedenken, während andererseits eine Über-
gangsfrist nur bis 1987 eine zusätzliche Unruhe un-
ter den Sammlern auslösen würde, die bisher ord-
nungsgemäß gearbeitet hätten. 

Seitens der Bundesregierung war die Auffassung 
vertreten worden, daß im Hinblick auf die Ord-
nungswidrigkeitenregelung die Behörde bei ord-
nungswidriger Vorgehensweise einschreiten könne. 
Durch eine Fristsetzung bis 1989 sei eine größere 
Flexibilität gegeben. 

Unter Berücksichtigung dieser Darlegungen hat 
der Ausschuß einvernehmlich bei Enthaltung sei-
tens der Fraktion DIE GRÜNEN die in Absatz 4 
enthaltene Fristsetzung beschlossen. Einvernehm-
lich wurde ferner beschlossen, eine Anzeigepflicht 
für diejenigen Unternehmen einzuführen, die bis-
her Altöle einsammeln und dafür einen Vertrag mit 
dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft abge-
schlossen haben. Nach der in Absatz 4 insoweit ent-
haltenen Regelung ist vorgesehen, daß diese Unter-
nehmen dies innerhalb von drei Monaten nach In-
krafttreten des Gesetzes der zuständigen Behörde 
anzeigen, damit von dort eine gezielte Überwa-
chung einsetzen kann. 

20. 

Die in Artikel 2 vorgesehene Änderung des § 327 
Strafgesetzbuch ist aufgrund der Einführung der 
Begriffe „Abfallgesetz" und „Entsorgung" notwen-
dig geworden. 

V. Zu den Rechtsverordnungen 
und Technische Anleitung Abfall 

1. Im Rahmen der Beratungen hat der Bundesmini-
ster des Innern dem Ausschuß eine Beschrei-
bung der Regelungsbereiche von Verordnungen 
im Rahmen von § 14 vorgelegt. Diese umfassen 

— PCB-haltige Flüssigkeiten aus Transformato-
ren, Kondensatoren und Hydraulik, 

— Hydraulikflüssigkeiten aus untertägigem 
Bergbau (Ersatzstoffe für PCB-haltige Flüs-
sigkeiten), 

— leicht flüchtige chlorierte Lösemittel aus ver-
schiedenen Anwendungsbereichen, 

— Blechverpackungen (Kanister) mit Kunst-
stoffverschlüssen (z. B. Balgenausgießer) für 
schadstoffhaltige Füllgüter, 

— Verpackungsmittel für Holzschutzmittel 
(Kleinbedarf), 

— Behältnisse für Pflanzenschutz- und Schäd-
lingsbekämpfungsmittel (Großbedarf), 

— Verpackungen für Pflanzenschutz- und 
Schädlingsbekämpfungsmittel (Kleinbedarf), 

— Packmittel aus PVC, 

Verpackungen, 

— Flaschenkapseln aus Staniol (verzinkte Blei-
folie), 

Ölfilter, entleerte Ölbehältnisse, ölverunrei-
nigte Betriebsmittel, 

ölhaltige Rückstände (PCB-frei), 

Nickel-Cadmium-Akkumulatoren (offen), 

— Blei-Akkumulatoren für Geräte (wartungs-
frei), 

— Blei-Akkumulatoren (Starter-Batterien), 

Primärbatterien, 

quecksilberhaltige Thermometer und 

Leuchtstofflampen. 

Für alle Bereiche waren jeweils quantitative An-
gaben getätigt, auf die Umweltprobleme einge-
gangen, Lösungen vorgeschlagen und Maßnah-
men nach § 14 sowie Alternativen/freiwillige 
Maßnahmen dargelegt worden. 

2. Darüber hinaus hat der Bundesminister des In-
nern dem Ausschuß im Rahmen der Beratungen 
die Grundzüge des Entwurfs einer Rechtsverord-
nung zur Bestimmung und Überwachung von 
Altölen, die der Aufarbeitung zugeführt werden 
— auf der Grundlage von § 5a Abs. 2.und 3 und 
§ 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 der vorliegenden Fassung 
vorgelegt. Danach soll der Verordnungsgeber fol-
gende Vorschriften erlassen: 

„a) Bestimmung der Altölarten 

Der Aufarbeitung dürfen nur noch folgende 
Altöle zugeführt werden: 

— Verbrennungsmotoren- und Getriebeöle, 

— mineralische Maschinen-, Turbinen- und 
Hydrauliköle, 

— gegebenenfalls Metallbearbeitungsöle, so-
fern ihre Gehalte an organisch gebunde-
nen Halogenen die in der Verordnung 
festgelegten Grenzwerte nicht überstei-
gen. 
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b) Festlegung des Grenzwertes für PCB in An-
lehnung an die von der Umweltministerkon-
ferenz beschlossenen Richtwerte auf 20 ppm. 
Als vollzugsgeeignete Methoden zur Verein-
heitlichung der PCB-Analytik sind die bisher 
von der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 
und vom DIN-Arbeitskreis des Fachaus-
schusses Mineralöl- und Brennstoffnormung 
erarbeiteten Verfahren vorzuschreiben. 

c) Festlegung des Grenzwertes für organisch 
gebundene Halogene von 0,2 Gewichtspro-
zent ab 1. Januar 1988 auf 0,1 Gewichtspro-
zent. Als vollzugsgeeignetes Analysenverfah-
ren wird das Verfahren nach Wickbold in An-
lehnung an DIN 51408-1 vorgeschrieben. 

d) Beschreiben des Verfahrens für Rückstell-
proben 

e) Getrennte Haltung und Sammlung der unter 
a) genannten Altöle von anderen Altölen." 

3. Ferner wurde dem Ausschuß seitens des Bundes-
ministers des Innern eine Konzeption für eine 
Technische Anleitung Abfall zugeleitet. Dabei ist 
unter anderem auf die Rechtsnatur, die Ziele so-
wie die Regelungsbereiche und Prioritäten einer 
TA Abfall sowie die Schwerpunkte einer TA Ab-
fall eingegangen worden. Dazu gehören die Zu-
ordnung von Abfallarten zu Beseitigungsmetho-
den, die Prüfung der Verwertbarkeit der Abfälle 
und der Eignung des Behandlungs- oder sonsti-
gen Beseitigungsverfahrens, Eingangskontrollen, 
Anforderungen an Anlagentypen, Anforderungen 
an Deponien, Anforderungen an Behandlungsan-
lagen sowie Anforderungen an die Beseitigung 
bestimmter Abfallarten. Ferner wurde zum wei-
teren Vorgehen Stellung genommen. 

Einzelne Punkte dieser Entwürfe sind im Rah-
men der Beratungen angesprochen worden (vgl. 
dazu oben unter IV.). Der Ausschuß ist darüber 
hinaus übereingekommen, zu gegebener Zeit un-
abhängig vom Gesetzgebungsverfahren im Rah-
men einer Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung die vorgelegten Entwürfe im einzelnen zu 
erörtern. 

VI. Alternativen 

1. Neben den im Rahmen der Einzelberatungen 
und oben unter 4. im Zusammenhang mit der 
Erörterung der einzelnen Vorschriften abgehan-
delten Änderungsanträge ist auf folgende abge-
lehnte Vorschläge zu verweisen: 

1. Die Fraktion DIE GRÜNEN hat auf Annahme 
ihrer Gesetzentwürfe in Drucksachen 10/3629, 
10/3630 und 10/1435 bestanden. 

Diese Gesetzentwürfe wurden jeweils mit 
Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN 
abgelehnt. Die Fraktion der SPD hat den Ge

-

setzentwurf in Drucksache 10/3630 ebenfalls 
abgelehnt und sich in bezug auf die Gesetzent-
würfe in Drucksache 10/3629 und 10/1435 je-
weils der Stimme enthalten. 

2. Die Fraktion der SPD hat ferner auf Annahme 
ihres Antrages in Drucksache 10/2601 bestan-
den. 

Der Antrag wurde mit Mehrheit seitens der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD bei Enthaltung seitens der 
Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 

3. Die Fraktion der SPD hatte ferner im Rahmen 
der Beratungen beantragt, zu dem Gesetzent-
wurf folgende Entschließung zu verabschie-
den: 

„I. Abfallvermeidung und Abfallverwertung 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. in der Abfallpolitik künftig eine klare Ziel-
hierarchie zu verfolgen, bei der die Abfall-
vermeidung oberste Priorität haben muß. 
Unvermeidbare Abfälle sind zu verwerten; 
nicht verwertbare Abfälle sind schadlos zu 
beseitigen; 

2. darauf hinzuwirken, daß die stoffliche Wie-
derverwertung von Abfällen grundsätzlich 
Vorrang vor der thermischen Verwertung 
(Müllverbrennung) erhält; 

3. alle Möglichkeiten nach § 5 BImSchG aus-
zuschöpfen, um bei der Genehmigung zum 
Bau oder der Erweiterung von Produktions-
anlagen die Ziele der Abfallvermeidung und 
schadlosen Reststoffverwertung konse-
quent durchzusetzen (Abfallverträglich-
keitsprüfung); 

4. die Rechtsverordnungen zur Vermeidung 
und Verringerung schadstoffhaltiger Ab-
fälle nach § 14 Abs. 1 umgehend zu erlassen 
und die Verwendung von Materialien zu 
verbieten, bei deren Beseitigung besonders 
toxische Stoffe entstehen und für die be-
reits unschädliche Substitute vorhanden 
sind; 

5. die Rechtsverordnungen nach § 14 Abs. 2 
zur Vermeidung von Abfällen insbesondere 
im Verpackungsbereich ebenfalls unverzüg-
lich zu erlassen und dabei eine strikte 
Kennzeichnungspflicht für Ein- und Mehr-
wegverpackungen vorzusehen; 

6. Lebensmittel- und Getränkehandel zu ver-
pflichten, bei Bier und Erfrischungsgeträn-
ken neben Einweg- gleichzeitig auch ein 
Mehrwegangebot vorzuhalten; 

7. die rechtlichen Voraussetzungen zu schaf-
fen zur Erhebung einer Abgabe bzw. Son-
dersteuer auf Einwegbehälter für Bier und 
Erfrischungsgetränke. Die Höhe der Ab-
gabe muß so bemessen sein, daß sie minde-
stens die Entsorgungskosten für Einwegbe-
hälter abdeckt. Sie ist nach der Umweltver- 
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träglichkeit der verwendeten Materialien zu 
staffeln; 

8. dafür Sorge zu tragen, daß die Abfallstati-
stik zügig verbessert wird. Bei Sonderabfäl-
len sind Art, Menge und Zusammensetzung 
am Entstehungsort zu erfassen und der zu-
ständigen Behörde zu melden; 

9. darauf hinzuwirken, daß die Bundesländer 
statt der bisherigen Abfallbeseitigungs-
pläne in Zusammenarbeit mit den Kommu-
nen Abfallwirtschaftspläne erstellen, in de-
nen Standorte für Abfallverwertungs- und 
Abfallbeseitigungsanlagen sowie deren Ein-
zugsgebiete festgelegt werden. 

II. Berichtspflicht 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, bis 
zum 30. Juni 1987 dem Deutschen Bundestag 
zu berichten: 

a) für welche Erzeugnisse bzw. Abfälle Ver-
meidungs-, Verringerungs- und Verwer-
tungsquoten festgelegt worden sind; 

b) in welchen Zeiträumen die genannten Quo-
ten jeweils zu erreichen sind; 

c) welche Maßnahmen bis zu welchem Zeit-
punkt die Bundesregierung zu ergreifen ge-
denkt, falls die vereinbarten Quoten er-
reicht werden; 

d) wie sich die Altölentsorgung nach Aufhe-
bung des Altölgesetzes entwickelt hat und 
welche Probleme ggf. aufgetreten sind. 

III. Abfallwirtschaftsprogramm II und Sonder 
abfälle 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, das 
Abfallwirtschaftsprogramm von 1975 fortzu-
schreiben und sich dabei an folgenden Zielvor-
gaben zu orientieren: 

a) Bis 1990 ist das Abfallaufkommen im indu-
striellen, gewerblichen und Hausmüllbe-
reich um 20 % zu senken; die Verwertungs-
quote von Wertstoffen und Kompost ist auf 
50 % zu erhöhen. 

b) In der TA Abfall sind verbindliche Regelun-
gen für die Behandlung, Verwertung und 
Beseitigung von Abfällen allgemein, im be-
sonderen aber von Sonderabfällen festzule-
gen. 

c) Die Erzeuger von Sonderabfällen haben bis 
1988 Verringerungs- und Verwertungspro-
gramme aufzustellen, denen die in a) ge-
nannten Eckdaten zugrunde gelegt werden. 

d) Die Kapazitäten für die Wiederaufarbeitung 
bzw. Beseitigung von Sondermüll sind so zu 
erweitern, daß der Grundsatz, Abfälle da zu 
beseitigen, wo sie entstehen, auch für den 
Bereich Sondermüll weitgehend verwirk-
licht werden kann. Verbundlösungen zwi

-

schen den Ländern sind anzustreben; der 
grenzüberschreitende Sondermülltouris-
mus ist mittelfristig zu unterbinden. 

IV. Altlasten 

Zur Erfassung und Bewertung von Altlasten 
sowie zur Finanzierung von Sanierungsmaß-
nahmen ist ein Bundesgesetz zu schaffen." 

Zur Begründung war darauf verwiesen wor-
den, daß zur Einsparung von Ressourcen und 
Energie sowie angesichts der Tatsache, daß zu 
Beginn der 90er Jahre mit einer Überbela-
stung der öffentlichen Mülldeponien zu rech-
nen sei, künftig die Reduzierung des Abfall-
aufkommens in allen Bereichen oberstes Ziel 
sein müsse. Die Umstellung von der Abfallbe-
seitigung zur Recyclingwirtschaft könne nur 
in Stufen erfolgen. Damit Wirtschaft und Kom-
munen längerfristig planen könnten, müsse 
der Gesetzgeber das nötige rechtliche Instru-
mentarium jetzt bereitstellen. Der vorliegende 
Gesetzentwurf bleibe weit hinter den genann-
ten Erfordernissen zurück und verfehle das 
entscheidende Ziel einer konsequenten Abf all-
vermeidung. Eine zukunftsorientierte Abfall-
wirtschaft könne nur dann Erfolg haben, wenn 
sie in ein volkswirtschaftliches Gesamtkon-
zept eingearbeitet sei, das schon bei der Pro-
duktplanung auf ökologische Verträglichkeit 
angelegt sei, insbesondere auf Minimierung 
des Energie- und Rohstoffverbrauches, Ver-
meidung schädlicher Substanzen, Rückfüh-
rung der Wertstoffe und Verminderung der 
Umweltbelastung. 

Darüber hinaus war darauf hingewiesen wor-
den, daß es sich bei den in dem Antrag enthal-
tenen Forderungen nicht um Änderungsan-
träge zum Gesetz handele, sondern daß es um 
Aufforderungen an die Bundesregierung im 
Rahmen des Gesetzesvollzuges und die künf-
tige Abfallpolitik gehe, mit denen bestimmte 
Zielvorstellungen realisiert werden sollten. 
Die im Antrag enthaltenen Anliegen seien in 
Fortentwicklung der mit dem Gesetzentwurf 
angestrebten Ziele berechtigt. Sie seien auch 
notwendig, wenn die Abfallpolitik in die Rich-
tung eines Abbaues der Müllberge und vor al-
lem zur besseren Bewältigung der Sonderab-
fallproblematik weiter entwickelt werden sol-
le. Gerade in bezug auf die Sonderabfallproble-
matik sei noch ein großer Regelungsbedarf 
vorhanden. 

Seitens der Koalitionsfraktionen war der An-
trag abgelehnt worden. In dem Antrag seien 
viele Fragen aufgegriffen, die im Rahmen der 
Beratungen erörtert worden seien, andere 
seien in die Zukunft gerichtet. zu den Forde-
rungen unter I., III. und IV. sei hervorzuheben, 
daß die Koalitionsfraktionen nicht einem Ent-
schließungsantrag zustimmen könnten, der 
auf der Begründung basiere, daß der Gesetz-
entwurf weit hinter den Erfordernissen zu-
rückbleibe und das Ziel einer konsequenten 
Abfallvermeidung verfehle. 
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Zur Haltung der einzelnen Fraktionen in be-
zug auf den Abschnitt II. ist auf die Ausfüh-
rung unter III. zu verweisen. 
Der Ausschuß hat den Entschließungsantrag 
mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen 
abgelehnt. 

Bonn, den 4. Juni 1986 

Frau Dr. Hartenstein 

Berichterstatter 

Frau Hönes Schmidbauer Baum 


